
BAUWESEN.
Der Krieg hat dem Antlitz der Stadt seine tiefen Spuren eingeprägt.

Schmerzlich sind die Verluste an vielen unersetzlichen Kulturwerten . Schwer
trafen Wien die Zerstörungen an seinen Bauwerken und groß ist die Zahl
der vernichteten und beschädigten Gebäude . Rechnet man zusammen , was in
den 26 Wiener Bezirken an Wohnraum zerstört worden ist , dann gelangt man
zu einer Summe, die der Gesamtheit des Wohnungsbestandes der Städte
Linz , Salzburg , Innsbruck und Bregenz entspricht . Insgesamt wurden in
Wien 6.214 Gebäude total zerstört , 12.929 Gebäude erlitten Teil- und 27.719
Gebäude Kleinschäden . 41 Prozent aller Wiener Gebäude haben also durch
Kriegshandlungen Schaden gelitten . 86.875 Wohnungen gingen verloren oder
wurden so schwer beschädigt , daß sie unbewohnbar wurden . Hinzu kommt
die große Zahl von Bauwerken , die nicht Wohnzwecken dienen, wie Fabriken,
Schulen , Museen , Kirchen . Berühmte Bauwerke wurden durch Bomben ge¬
troffen oder fielen in den Tagen des Kampfes um Wien Bränden zum Opfer.
Unter den Kirchen ist der ehrwürdige Stephansdom hervorzuheben , dessen
Inneres nahezu vollständig ausgebrannt ist . Unter den beschädigten Schlössern
befinden sich Schloß Schönbrunn und Belvedere, unter den alten Palästen
das Kaunitz -Palais (das jetzige Bundeskanzleramt ), das Palais Schwarzenberg,
das Harrach -Palais , die ehemalige Böhmische Hofkanzlei (das spätere Innen¬
ministerium ). Unter den Prunkbauten der Wiener Ringstraße die Staatsoper,
das Burgtheater , das Rathaus , das Kunsthistorische Museum , die Universität
und viele andere Bauten . Zahlreiche Schulen gingen zugrunde und fast sämt¬
liche Wiener Bahnhöfe . Vieles, was die Gemeinde Wien in den Jahren nach
dem ersten Weltkrieg an vorbildlichen Wohnhausbauten geschaffen hatte,
wurde zerstört oder beschädigt . Die Zerstörungen waren aber nicht nur
solche an Hochbauten , die sich dem Auge besonders aufdrängten , das Werk
der Zerstörung drang auch in die Tiefe und fügte dem Leitungsnetz der Gas -,
Wasser - und Stromversorgungs - und der Kanalisationsanlagen bedeutenden
Schaden zu. Zerschründete Straßen , riesige Schutthaufen und Hunderte von
Bombentrichtern behinderten zu Kriegsende den Verkehr in der Stadt . Es
gab durch längere Zeit weder elektrischen Strom noch Gas . Die öffentliche
Beleuchtung war in weiten Gebieten zerstört . Und was vor allem ins Gewicht
fiel, eine Großstadt von der weiten Ausdehnung wie Wien entbehrte durch
Wochen der öffentlichen Verkehrsmittel . Ein großes Gefahrenrisiko für die
Stadt war es, daß die Einrichtungen des Feuerschutzes infolge der Ver¬
schleppung der Fahrzeuge desorganisiert waren . Es war ein trauriges Erbe,
das dieser Krieg der Stadtverwaltung hinterlassen hat und das sie vor un¬
zählige Probleme stellte.

So wie die Zerstörungen in tausenderlei Gestalt die Stadt und ihre Ein¬
wohner in Mitleidenschaft zogen , so wirft auch das Problem des Wieder¬
aufbaues eine schier unübersehbare Fülle von Fragen auf, die der Lösung
durch die planenden und schaffenden Techniker harren . Dieser Wiederaufbau
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kann nicht eine Angelegenheit von Privaten sein, er ist längst überall , wo der
Krieg die Städte verheerend heimgesucht hat , zu einer Aufgabe der öffent¬
lichen Verwaltung geworden . Die Wiener Stadtverwaltung hat die Planung
des Wiederaufbaues auf breiteste Grundlage gestellt und zu diesem Zwecke
eine große Enquete , an der alle namhaften Fachmänner des Bauwesens teil-
nahmen, veranstaltet . Fachkomitees und Arbeitsausschüsse haben die Richt¬
linien entwickelt , nach denen der Wiederaufbau vor sich gehen soll. Bei allen
Beratungen kam immer wieder der Gedanke zum Durchbruch , daß beim Wie¬
deraufbau das Alte nicht bloß restauriert , sondern Neues, der heutigen Bau¬
gesinnung Entsprechendes , geschaffen werden soll. Bei aller Dringlichkeit in
der Bewertung der brennenden Gegenwartsaufgaben soll die zukünftige
städtebauliche Gestaltung Wiens nicht außer Betracht bleiben. Die Stadt¬
planung selber soll mit einer über das ganze Staatsgebiet sich erstreckenden
Landesplanung abgestimmt werden . Verkehrs- und Energieplanung , zielbe¬
wußte Grünflächenwidmungen , Schaffung von Industriegebieten außerhalb der
Wohnviertel gehören ebenso hieher wie die Planungsaufgaben , die mit dem
Bauen unmittelbar Zusammenhängen . Doch war das Planen nicht nur ein
solches auf weite Sicht . Auch bei der Durchführung der Sofortmaßnahmen
wurden gewisse Planungsgesichtspunkte beobachtet . Zunächst wurden die
größten Anstrengungen gemacht , um die Straßen für den Verkehr wieder frei¬
zumachen und die Verkehrsmittel in Gang zu setzen. Zugleich wurde alles
unternommen , um die Gas- und Stromversorgung wieder zu ermöglichen . Bei
der Durchführung der Bauvorhaben wurden die Instandsetzungsarbeiten des
Tiefbaues bevorzugt . Ehe mit der Beseitigung der Schäden an den über der
Erde gelegenen Einrichtungen begonnen wurde , sollten die Schäden am
Wasserleitungs - und Kanalnetz , an den Kabeln und Gasrohren beseitigt sein.
Ende 1946 waren die Gas-, Wasser - und Kanalschäden bis zu 95 Prozent
behoben. Der Vorrang , der den unterirdischen Schäden bei ihrer Behebung
zukam, war auch deswegen gegeben, weil jede Vergeudung der ohnehin
knappen Baustoffe vermieden werden sollte. Als ein weiterer Grundsatz in der
Dringlichkeitsreihung der Schadensbehebung war festgelegt worden , vor allem
solche Wiederaufbauten durchzuführen , die bei geringstem Aufwand an Arbeit
und Material einen möglichst großen Bauerfolg versprachen . Bei Wohnbauten
wurde also die Behebung von Kleinschäden bevorzugt behandelt , um auf
diese Weise mit wenig Mitteln möglichst viel Wohnraum wieder zu gewinnen.
Diese Rangordnung ermöglichte es, daß noch im Jahre 1945 7.839 Wohnungen
ungefährdet und 2.379 Wohnungen wieder benützbar gemacht werden konn¬
ten. Bis Ende 1947 wurden insgesamt 53.641 Wohnungen ungefährdet und
15.803 Wohnungen wieder benützbar gemacht . Erst nach und nach, in dem
Maße , als die Kleinschäden aufgeholt worden waren , wurde an die Behebung
größerer Bauschäden geschritten und in der allerletzten Zeit hat die Wiener
Gemeindeverwaltung auch mit dem Neubau von Wohnhäusern und Siedlungen
begonnen.

Der Wiederaufbau Wiens ist im vollen Gange . In der ersten Zeit nur
zögernd und mit unzähligen Hindernissen im Kampfe , geht nun das Werk
des Wiederaufbaues in beschleunigtem Tempo vor sich. Nach zweieinhalb
Jahren ist die erste Etappe des Wiederaufbaues im großen und ganzen ab¬
geschlossen . Wien verfügt wieder über eine einwandfreie Trinkwasserver¬
sorgung , das Gas - und Stromleitungsnetz ist wieder intakt und die Energie¬
versorgung nähert sich immer mehr dem Friedensstand . Die Kanalschäden
sind zur Gänze behoben. Die öffentlichen Verkehrsmittel funktionieren wieder
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und an ihrem weiteren Ausbau wird mit Eifer gearbeitet . Ebenso funktioniert
die öffentliche Beleuchtung , womit auch eine Erhöhung der öffentlichen Sicher¬
heit verbunden ist . Der Schutt und Unrat auf den Straßen ist verschwunden
und Straßenerhaltung und Straßenpflege bringen die Straßen wieder in das
normale Aussehen . Nur wenige Spuren erinnern noch daran , daß vor noch
nicht sehr langer Zeit über 4.600 Bombentrichter den Verkehr beeinträchtigten.
Eine Reihe der zerstörten Brücken wurde wiederaufgebaut . Viele der öffent¬
lichen Gartenanlagen sind wieder instand gesetzt und erfreuen durch ihr
Aussehen . Die öffentlichen Badeanstalten , die im Kriege besonders in Mit¬
leidenschaft gezogen worden sind , stehen zum großen Teil wieder der Be¬
völkerung zur Verfügung . An der Wiederherstellung der übrigen Bäder wird
gearbeitet . Die Leistungen Wiens für den Wiederaufbau hat die Gemeinde¬
verwaltung in einer Ausstellung „Wien baut auf“ im Festsaal des Neuen Rat¬
hauses in einprägsamer Weise dargestellt . Sie gab Einblick in die Gesamtheit
des in den zwei Jahren nach Kriegsende Geleisteten und legte Zeugnis ab
von dem Aufbauwillen , der überall in der städtischen Verwaltung am Werke ist.

Die zweite Etappe des Wiederaufbaues leitet das Wiederaufbaugesetz ein,
das die finanziellen und technischen Voraussetzungen für den Wiederaufbau
auf breiteste Basis stellt . Das Werk der zweiten Etappe wird die nächsten
Jahre ausfüllen.

DIE NEUE ORGANISATION DES STÄDTISCHEN
BAUDIENSTES.

Das Gefüge des auf eine mehr als hundertjährige stolze Tradition zurück¬
blickenden städtischen Bauamtes hatte durch wiederholte Reorganisation nach
deutschem Muster und infolge der vielen Einberufungen und Abordnungen
zum Kriegsdienst schwer gelitten . Gleichwohl haben selbst in den heißesten
Kampftagen die Beamten und Arbeiter auf ihren Posten ausgeharrt und
durch ihr Eingreifen manche der von den SS-Verbänden angeordneten Zer¬
störungen vereitelt und die Stadt vor Schaden bewahrt . Diese tapferen Männer
waren die Kristallisationspunkte , um die sich die Trümmer des technischen
Verwaltungsapparates in den Tagen des Zusammenbruches scharten . Sie
haben mit den dringendsten Instandsetzungsarbeiten schon in einem Zeitpunkt
begonnen , als eine einheitliche Stadtverwaltung noch gar nicht bestand.

Nach Beendigung der Kampfhandlungen in Wien wurde die Organisation
des Stadtbauamtes neu aufgebaut . Die Leitung des gesamten Stadtbaudienstes
liegt in den Händen des Stadtbaudirektors , der unter Mitwirkung der ihm
zugeteilten Gruppenleiter und der technischen Dienststellen des Magistrates
die Geschäfte führt . Außerdem werden vom Stadtbaudirektor die Befugnisse
eines Landesbaudirektors ausgeübt , die ihm nach den gesetzlichen Bestimmun¬
gen des Landes Wien zukommen.

Zur Durchführung seiner Aufgaben steht dem Stadtbaudirektor das Büro
der Stadtbauamtsdirektion zur Verfügung , das sich aus der Kanzlei und den
Referaten Personalangelegenheiten (I), Gemeinsame Angelegenheiten und
Prüfungswesen ( II ), Sonderaufgaben ( III ), Rechtliche Fragen (IV) und
(V) Landesbauinspektorat zusammensetzt.

Durch Beschluß des Gemeinderates vom 14. Februar 1946 wurde das
Stadtbauamt in zwei Geschäftsgruppen , in die Geschäftsgruppe VI — Bau¬
angelegenheiten und die Geschäftsgruppe VII — Baubehördliche und sonstige
technische Angelegenheiten gegliedert , deren jede einem amtsführenden Stadt-
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rat untersteht . Verbindungsstelle beider Qeschäftsgruppen ist die Stadtbau¬
amtsdirektion.

Bei diesem Anlaß wurden einige Abteilungen neu errichtet . Zum Geschäfts¬
bereich der Geschäftsgruppe VI — Bauangelegenheiten gehören die

Magistratsabteilungen
18— Stadtregulierung,
19 — Architektur,
20 — Plan - und Schriftenkammer,
21 — Baustoffebeschaffung,
22 — Bauhöfe und Werkstätten,
23 — Nutzbauten , Baupreisangele¬

genheiten und Verdingungs¬
wesen,

24 — Wohnbau und Siedlungsbau.
technische Kleingärtenangele¬
genheiten,

25 — Bauwirtschaft und Bauförde¬
rung , Schädenbehebung,

26 — Gebäudeerhaltung,
27 — Wohnhäusererhaltung,
28 — Straßenbau,
29 — Brücken- und Wasserbau,
30 — Kanalisation,
31 — Wasserwerke,
32 — Maschinenbau , Wärme-, Kälte-

und Feuerungsanlagen,
33 — Öffentliche Beleuchtnug , Elek-

trizitätswesen und brennbare
Gase,

34 — Installationen und elektrische
Anlagen in städtischen Objek¬
ten.

Der Geschäftsbereich der Geschäftsgruppe VII — Baubehördliche und sonstige
technische Angelegenheiten umfaßt die Magistratsabteilungen

35 — Allgemeine Baupolizeiangele¬
genheiten,

36 — Bau-, Feuer- und Gewerbe¬
polizei für die Bezirke 1 bis 9
und 20,

37 — Bau-, Feuer- und Gewerbe¬
polizei für die Bezirke 10 bis
19 und 21 bis 26,

38 — Technische Sicherheitsangele¬
genheiten in Vergnügungsstät¬
ten,

39 — Städtische Prüf - und Ver¬
suchsanstalt,

40 — Technische Grundangelegen¬
heiten und Schätzungen,

41 — Stadtvermessung,
42 — Stadtgartenamt,
43 — Friedhöfe,
44 — Bäder,
45 — Wäschereien,
46 — Technische Verkehrsanlegen-

heiten,
47 — Transportlenkung,
48 — Fuhrwerksbetrieb , Müllbeseiti¬

gung und Straßenpflege,
49 — Stadtforstamt.

Der Wirkungsbereich der Magistratsabteilung 29 — Brücken- und Wasser¬
bau — wurde erweitert und ihr auch die Verwaltungsgeschäfte der Hafen¬
angelegenheiten , des Schiffsverkehrs , der Stromaufsicht und Wasserkraft¬
anlagen zugewiesen . Die 32 technischen Magistratsabteilungen wurden in die
folgenden Gruppen zusammengefaßt , die von Gruppenleitern , die unmittelbar
dem Stadtbaudirektor unterstehen , geleitet werden. Es sind dies die
Gruppe Allgemeines mit den Magistratsabteilungen 18 bis 20, 40 und 41;

„ Hochbau mit den Magistratsabteilungen 22 bis 27, 42 und 43;
„ Tiefbau mit den Magistratsabteilungen 28 bis 30;
„ Maschinenbau mit den Magistratsabteilungen 22, 32 bis 34, 44 und 45;

Baupolizei mit den Magistratsabteilungen 35 bis 39;
„ Straßenverkehr mit den Magistratsabteilungen 46 bis 48.

Eine Ausnahme besteht für die Magistratsabteilungen 21, 31 und 49, die
dem Stadtbaudirektor unmittelbar unterstehen.



Die Geschäftsführung des Landesbeirates für die Baustoffewirtschaft wurde
dem Referat II der Stadtbauamtsdirektion übertragen . Die Dienststelle des
Landesbauinspektors , die das Referat V der Stadtbauamtsdirektion geführt
hatte , wurde im November 1947 der Magistratsabteilung 25 — Bauwirtschaft
und Bauförderung — angegliedert . Damit waren im wesentlichen die organi¬
satorischen Grundlagen geschaffen, die den städtischen Baudienst in die Lage
setzen sollen, die großen Aufgaben der nächsten Zeit zu bewältigen.

BAUGESETZGEBUNG UND BAURECHTS¬
ANGELEGENHEITEN.

Die Probleme des Wiederaufbaues machten eine Überprüfung der Gesetzes¬
lage auf dem Gebiete des Bau- und Enteignungswesens notwendig . Diese
Prüfung führte zu der Erkenntnis , daß die geltenden gesetzlichen Bestim¬
mungen über das Enteignungswesen für die Durchsetzung eines großzügigen
Wiederaufbaues , der den modernen Erkenntnissen und Forderungen der
Städteplaner entspricht , nicht ausreichen . Dies gilt sowohl von den Bestim¬
mungen der Wiener Bauordnung als auch von denen anderer Gesetze , wie
dem Bundesgesetz vom 14. Juni 1929, betreffend die Enteignung zu Wohn-
und Assanierungszwecken , BGBl. Nr . 202 und der Verordnung zur Behebung
der dringendsten Wohnungsnot vom 9 Dezember 1919, DRGB1. Nr . 1 S. 1968,
in Österreich eingeführt durch die Verordnung vom 8. Februar 1939, Gesetz¬
blatt für Österreich Nr . 375/39. Das Wiener Stadtbauamt war nach eingehen¬
dem Studium des Gegenstandes zu der Meinung gelangt , daß es am zweck¬
mäßigsten wäre , ein eigenes Grundbeschaffungs - und Enteignungsgesetz für
den Wiederaufbau zu erlassen , das zusammenfassend alle Normen enthält,
die zur Sicherstellung eines planvollen Wiederaufbaues notwendig sind. Nach
längeren Beratungen kam ein Gesetzentwurf zustande , der auf einer Arbeits¬
tagung des Österreichischen Städtebundes am 11. und 12. November 1946 in
Linz und mit einigen Abänderungen in der Vollversammlung des Städte¬
bundes in Wien am 23. und 24. November 1946 verhandelt und gebilligt und
an die Bundesregierung sowie an die drei politischen Parteien weitergeleitet
wurde . Dieser Gesetzentwurf war als ein Sondergesetz für den Wiederaufbau
gedacht und enthielt nicht nur Enteignungsbestimmungen , sondern auch Vor¬
schriften über Einschränkungen des freien Grundstücksverkehrs sowie die
Einräumung eines Vorkaufsrechtes für die Gemeinden. Die Gesetzwerdung
dieses Entwurfes ist bis zum Ende des Berichtsabschnittes nicht zustande
gekommen.

Inzwischen hat Wien selbst seine Bauordnung im Jahre 1947 teilweise
novelliert . Bereits bei der großen Enquete über den Wiederaufbau hatte sich
ein Fachkomitee damit beschäftigt , die Wiener Bauordnung daraufhin zu
prüfen , ob ihre Bestimmungen für den kommenden Wiederaufbau ausreichend
seien. Da die Wiener Bauordnung erst im Jahre 1929 geschaffen wurde und
weit über Österreich hinaus als ein modernes Gesetz anerkannt ist , war eine
Neufassung nicht notwendig . Das Stadtbauamt hat im Einvernehmen mit der
Magistratsabteilung für administrative Bauangelegenheiten einen Entwurf zur
Änderung der Wiener Bauordnung ausgearbeitet , der vom Wiener Landtag
beschlossen und im Landesgesetzblatt Nr . 5, Jg . 1947, verlautbart wurde.

Das neue Gesetz , „womit Sonderbestimmungen für den Wiederaufbau
Wiens und andere , von der Bauordnung für Wien abweichende Bestimmungen
erlassen wurden “, enthält Ergänzungen , kleinere Abänderungen und einzelne



Erleichterungen . Es bestimmt vor allem, daß jeder Wiederaufbau der bau¬
behördlichen Bewilligung unterliegt , wodurch festgelegt wurde , daß die Be¬
stimmungen der geltenden Bauordnung einzuhalten seien; es wurden aber
dort , wo mit der Einhaltung dieser Verpflichtung größere Härten verbunden
sind, Erleichterungen zugelassen . Solche Erleichterungen bestehen bei Bau¬
verboten , bei der Bekanntgabe und Einhaltung der Fluchtlinien und Höhen¬
lagen in den im Gesetz erwähnten Fällen , bei der vorläufigen Befestigung
der Gehsteige , bei der Verwendung alter Ziegel , der Belassung oder Herstel¬
lung von Trennungswänden aus anderen Baustoffen als Ziegeln , bei der
Verbindung des Dachstuhles mit der obersten Geschoßdecke bei entsprechen¬
der Brandsicherung . ETer große Mangel an Baustoffen ließ es geraten
erscheinen , solche Erleichterungen einzuräumen . Abweichend von den Bestim¬
mungen des § 89, Abs. 4, der Bauordnung wurde wegen der Wohnungsnot
der Einbau von Wohnungen in Dachgeschossen unter bestimmten Voraus¬
setzungen zugelassen . Erleichterungen werden auch durch die Anlage von
Entlüftungsrohren von Wohnungsaborten eingeräumt.

Aus Gründen des öffentlichen Interesses wurden in das Gesetz Vorschriften
aufgenommen , die über die bis dahin geltenden Bestimmungen hinausgehen.
Der Grundeigentümer wird darin verpflichtet , das Mauerwerk niedergerissener
Gebäude im Bereich zukünftiger Verkehrsflächen abzutragen , die Kellerdecke
einzuschlagen und die Kellerräume mit einwandfreien Stoffen auszufüllen
und ordnungsgemäß zu verdichten . Es können Umlegungen und Grenzberich¬
tigungen innerhalb eines Baublocks, der durch Kriegseinwirkung zerstört
worden ist , vorgenommen werden , wenn die Bauplätze derart gestaltet sind,
daß eine bauordnungsmäßige oder wirtschaftliche Bebauung unmöglich oder
nur zu Lasten der Nachbargründe möglich ist.

Neu ist auch die Bestimmung , durch die der Grundeigentümer verpflichtet
wird , anläßlich eines Neubaues , Umbaues oder Wiederaufbaues Einstellplätze
für die Kraftfahrzeuge der Gebäudebenützer vorzusehen . Von wesentlichem
Einfluß auf die Gestaltung des Stadtbildes ist eine Bestimmung dieses Ge¬
setzes , die sich auf die äußere Erscheinung eines Neubaues und dessen Ein¬
gliederung in das Stadtbild bezieht . Es wird verlangt , daß die Pläne für
ein Bauvorhaben noch vor der endgültigen Anfertigung sowohl der Bau¬
behörde als auch der städtischen Bauberatung zur Überprüfung vorgelegt
werden , damit sie, wenn erforderlich , geändert werden können. Die geltende
Fassung der §§ 67 und 87 der Wiener Bauordnung reichte erfahrungsgemäß
für die Abänderung der äußeren Gestaltung eines Bauwerkes nicht aus , da
erst die vollkommen fertiggestellten Pläne der Baubehörde vorgelegt werden
und die von der Baubehörde verlangten Änderungen aus Gründen der Dring¬
lichkeit des Bauvorhabens oft vereitelt werden.

Unter gewissen Bedingungen werden Erleichterungen bei der Einhaltung
der in den Bauvorschriften enthaltenen Bestimmungen über die Beleuchtung
und Belüftung von Aufenthaltsräumen , über die Ausnützbarkeit von Bau¬
plätzen und über die Anordnung und Breite der Stiegen sowie über die Höhe
und Breite der Stufen zugestanden . Wenn gewisse Voraussetzungen zutreffen,
kann aus wichtigen Gründen von den Bestimmungen über die Mindestgröße
der Wohnungen abgegangen werden. An Stelle des § 96 der Bauordnung
treten neue Vorschriften über die Leitungsanlagen.

Das Gesetz vom 20. Februar 1947 wurde noch im Jahre 1947 ergänzt
(Gesetz vom 20. Juli 1947, LGB1. Nr . 20/1947). Die große Zahl von Unfällen
in Hausruinen , die sanitären Übelstände , die mit der Lagerung großer Schutt-



massen verbunden sind, veranlaßte die Gesetzgebung , die Eigentümer der
durch Kriegseinwirkung beschädigten Baulichkeiten zu verpflichten , den Bau¬
zustand durch befugte Baugewerbetreibende ständig überwachen zu lassen
und erforderlichenfalls geeignete Vorkehrungen gegen eine Gefährdung zu
treffen . Die auf der Liegenschaft liegenden Schuttmassen sind zu beseitigen.
Der Stadt Wien ist für alle Kosten, die aus dem Titel der Ersatzvornahme
erwachsen , ein gesetzliches Pfandrecht eingeräumt.

Auf der Tagung des Städtebundes vom 24. November 1946, die den Ent¬
wurf eines Gesetzes zur Sicherung der für den Wiederaufbau erforderlichen
Liegenschaften und denjenigen einer Novelle zur Wiener Bauordnung beriet,
wurde beschlossen, Verhandlungen über die Schaffung einer Musterbauord¬
nung einzuleiten.

Auf der Frühjahrstagung der Geschäftsleitung des Österreichischen
Städtebundes wurde ein Sachverständigenkomitee eingesetzt , das einen Ent¬
wurf für eine Musterbauordnung ausarbeiten und dem nächsten Städtetag
vorlegen sollte. Die Stadtbauamtsdirektion hat daraufhin in Zusammenarbeit
mit der Magistratsabteilung für administrative Bauangelegenheiten und den
Magistraten der Landeshauptstädte und einigen anderen Städten einen Ent¬
wurf für eine solche Bauordnung ausgearbeitet . Der Österreichische Städte¬
bund hat es übernommen , diese „Musterbauordnung “ den einzelnen Landes¬
regierungen als Grundlage bei der Schaffung neuer Bauordnungen oder bei
der Abänderung bestehender Bauordnungen zu empfehlen.

Das Stadtbauamt hat wiederholt zu neuen Gesetzen und Abänderungen
von Gesetzen Stellung genommen und wirkte an den Entwürfen über die
Wasserrechtsnovelle 1947 und über das Bundesstraßengesetz mit. Es hat auch
Initiativanträge an das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
gestellt , so in Angelegenheiten der Bewirtschaftungsvorschriften für Baustoffe
und der Wegräumung des Bauschuttes kriegszerstörter Gebäude von öffent¬
lichen Verkehrsflächen . Mit Erlaß des Bundesministeriums für Handel und
Wiederaufbau vom 5. August 1947 wurde dem Land Wien die Kompetenz
zur bauwirtschaftlichen Genehmigung aller Bauvorhaben bis zu einer Bau¬
kostensumme von 500.000 Schilling übertragen . Bis dahin waren alle An¬
suchen um Neu-, Zu- und Umbauten mit einer Baukostensumme von über
200.000 Schilling an das Bundesministerium zu leiten.

Besondere und schwierige Rechtsfragen ergaben sich aus der Rechts¬
überleitung , aus der bereits vollzogenen und noch in Aussicht stehenden Auf¬
hebung reichsrechtlicher Vorschriften , sowie aus der Liquidierung jener Auf¬
gaben , die das Wiener Stadtbauamt während des Krieges im Aufträge von
Reichsstellen auszuführen hatte , wie Luftschutzbauten , Behelfsheimbauten , die
sogenannten baulichen Sofortmaßnahmen zur vorläufigen Behebung von
Fliegerschäden , den seinerzeitigen Anforderungen von Baustoffen , Gerä¬
ten usw. auf Grund des Reichsleistungsgesetzes.

Das Rechtsreferat des Stadtbauamtes hatte an Verhandlungen über die
Aufhebung reichsrechtlicher Vorschriften und den Entwurf neuer Gesetze mit¬
zuwirken.

Die besonderen Verhältnisse auf dem Gebiete der Verwaltung in den ersten
Monaten unmittelbar nach Kriegsende machten in zahlreichen Fällen eine
rechtliche Bereinigung von Amtshandlungen jener Stellen erforderlich , die in
dieser Zeit eine Verwaltungstätigkeit entwickelt hatten , für welche weder in
der deutschen Gemeindeordnung noch in der Verfassung der Stadt Wien die
erforderliche Ermächtigung enthalten war . Es handelte sich hiebei um die
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Kriegsschauplatz Prater nach dem Kampf.
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6.214 Häuser wurden zer¬
stört , 12.929 Häuser erlitten
Teil - und 27.719 Häuser
Kleinschäden . 86.875 Woh¬
nungen gingen im Kriege
zugrunde , das ist soviel
wie die Gesamtzahl der
Wohnungen in den Städten
Linz , Salzburg , Innsbruck

und Bregenz.

Gemeinschaftsarbeit der Wiener im September und Oktober 1945 —
4,142 .028 Arbeitsstunden.



Inanspruchnahme von Autos und sonstigen Fahrzeugen , von Maschinen,
Geräten u. dgl.

VORBEREITUNGEN FÜR DEN WIEDERAUFBAU.
Es ist wiederholt darauf hingewiesen worden , daß es bei dem Wieder¬

aufbau nicht bloß um die Beseitigung der Bauschäden geht . Die zu fassenden
Beschlüsse sind von schwerwiegender und entscheidender Bedeutung für die
bauliche Entwicklung Wiens in den nächsten Jahrzehnten . Der Planung ist
nun die einmalige verpflichtende Gelegenheit geboten , die Fehlplanungen
früherer Zeiten wieder gut zu machen , die Stadt zu sanieren und modern zu
gestalten . Zur Klärung des gesamten Fragenkomplexes und zur Vorbereitung
der Grundlagen für die von den gesetzgebenden Körperschaften und Bau¬
behörden zu treffenden Entscheidungen hat die Gemeindeverwaltung eine
Enquete einberufen.

ENQUETE ÜBER DEN WIEDERAUFBAU DER STADT WIEN.
An der Enquete nahmen die Vertreter der folgenden Stellen teil : Bundes¬

ministerium für Handel und Wiederaufbau , Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft , Bundesministerium für soziale Verwaltung , Bundes¬
denkmalamt , Generalinspektorat der Sicherheitswache , Polizeidirektion Wien —
Verkehrsamt , Niederösterreichische Landesregierung , Magistrat der Stadt
Wien, Österreichische Bundesbahnen , Generaldirektion für die Post - und Tele¬
graphenverwaltung , Generaldirektion der Österreichischen Bundesforste,
Wiener Gaswerke , Wiener Elektrizitätswerke , Wiener Verkehrsbetriebe , Feuer¬
wehrkommando , Technische Hochschule , Hochschule für angewandte Kunst,
Hochschule für Bodenkultur , Akademie der bildenden Künste , Kammer für
Handel , Gewerbe und Industrie , Ingenieurkammer , österreichische Bauinnung,
Zentralvereinigung der Architekten Österreichs , Gesellschaft bildender
Künstler Wiens , Österreichischer Ingenieur - und Architektenverein , Öster¬
reichischer Werkbund , Zentralverband der Spediteure , Österreichischer Nor¬
menausschuß , Österreichisches Verkehrsbüro , Österreichische Verkehrs¬
wissenschaftliche Gesellschaft , Wiener Lokalbahnen A. G. und Benzolverband,
Niederlassung Wien.

Die konstituierende Sitzung der Enquete fand am 9. Juli 1945 statt , bei
der der vom Bürgermeister beauftragte Vorsitzende , Stadtrat Anton Weber, in
einem grundlegenden Referat die Aufgaben dieser Arbeitsgemeinschaft darlegte.
In der zweiten Vollsitzung der Enqueteteilnehmer wurden neun Fachkomitees
für folgende Gegenstände gebildet : Stadtregulierung , Verkehr , Eisenbahnen
und Straßenbahnen , Architektur und Stadtbild , Bauordnung , Technische
Konstruktionsfragen , Energiewirtschaft , Ingenieurbauten , Bauwirtschaft und
Finanzierung . Jedes Fachkomitee gab sich im Sinne des von der zentralen Ge¬
schäftsleitung ausgearbeiteten Vorschlages eine eigene Geschäftsordnung,
wählte die zu bearbeitenden Themen und gliederte sich, dem beschlossenen
Programm entsprechend , in einzelne Arbeitsausschüsse , die ihre Ergebnisse
dem Fachkomitee in zusammenfassender Bearbeitung zu berichten hatten.
Insgesamt wurden 32 Arbeitsausschüsse gebildet , und zwar solche für
Flächenwidmung , Verkehrsplanung , Bebauungsplan , Straßenverkehr , Sonstiger
Verkehr, Fernverkehr , Nahverkehr , Wettbewerbe , Bauberatung , Baugesetz¬
gebung , Nachwuchserziehung , Architektur und Bauausführender , Denkmal¬
pflege, Bebauung , Parzellierung , Enteignung , Anliegerleistungen , Bauvcr-
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haben , Technische Konstruktionsfragen , Normung , Sofortprogramm , Strom¬
versorgung , Andere Energiequellen , Donau , Kleinere Wasserläufe , Wasser¬
versorgung , Abwässerbeseitigung , Brückenbau , Straßenbau , Bauwirtschaft,
Finanzierung.

Die Arbeiten der Arbeitsausschüsse und Fachkomitees dauerten bis An¬
fang des Jahres 1946. Die Ergebnisse der Enquete wurden vom Stadtbau¬
amt in einem zusammenfassenden Bericht von 400 Seiten mit 40 Plänen
und 24 Photos niedergelegt , dessen Drucklegung in Aussicht genommen ist.
Weitere Einzelheiten über die Arbeiten der Fachkomitees enthalten die
Berichte über die Enquete in der Zeitschrift des Stadtbauamtes „Der Aufbau “,
(September - und Novemberheft 1946), auf die besonders verwiesen wird.

TECHNISCHER BEIRAT FÜR DEN WIEDERAUFBAU.
HERAUSGABE EINER ZEITSCHRIFT FÜR DEN WIEDERAUFBAU.

In der Enquete wurde auch die Schaffung eines ständigen Technischen
Beirates für den Wiederaufbau angeregt , ln seiner Sitzung vom 20. Novem¬
ber 1945 hat der Stadtsenat die Einsetzung eines Technischen Beirates für
den Wiederaufbau und eine Geschäftsordnung für diesen Beirat beschlossen.
Der Beirat besteht aus einem Vorsitzenden und neun Fachmännern aus den
in Betracht kommenden Fachgebieten . Er wird vom Bürgermeister auf drei
Jahre bestellt , die Mitglieder des Beirates üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich
aus ; sie dürfen in der Stadtverwaltung weder ein besoldetes Amt bekleiden,
noch einem Vertretungskörper angehören.

Der Bürgermeister hat zum Vorsitzenden des Beirates Stadtrat a. D. Anton
Weber bestellt , zu Mitgliedern des Beirates wurden ernannt : Prof . Architekt
Erich Boltenstern (Technische Hochschule Wien), Univ .-Prof . Dr . Dagobert
Frey (Bundesdenkmalamt ), Ministerialrat Dr . Robert Hainzer (Bundesmini¬
sterium für Handel und Wiederaufbau ), Generaldirektor der Österreichischen
Bundesbahnen Dipl .-Ing . Ernst Kaan , Ing . Dr . tech. Karl Kupsky (Tech¬
nische Hochschule Wien), Prof . Dr . Ing . Franz Pongratz (Technische Hoch¬
schule Wien), Prokurist Dipl .-Ing . Ottokar Rakosnik (Allgemeine Baugesell¬
schaft A. Porr A. G.) , Sektionschef Dipl .-Ing . Adolf Schober (Bundesmini¬
sterium für Handel und Wiederaufbau ) und Prof . Franz Schuster (Hoch¬
schule für angewandte Kunst ).

Zur Behandlung einzelner Fälle können auf Antrag des Beirates mit Ge¬
nehmigung des Bürgermeisters Sachverständige , die dem Beirat nicht ange¬
hören . vorübergehend herangezogen werden . Der Stadtbaudirektor und die
Leiter der für die Geschäftsstelle zuständigen Magistratsabteilungen nehmen
an den Sitzungen des Beirates mit beratender Stimme teil. Wenn der Magi¬
strat in seinen Anträgen die Stellung des Beirates nicht berücksichtigt , hat er
dies ausdrücklich zu begründen . Alle Beratungen und Geschäftsstücke des
Beirates sind vertraulich.

Aufgabe des Beirates war es, die Ergebnisse der Enquete , die am Ende
150 Teilnehmer aus den Kfeisen der Wissenschaft und der Fachwelt umfaßte,
in einem kleineren Kreise erfahrener Fachmänner zu verarbeiten und zu
konkreten Vorschlägen zusammenzufassen und so das wertvolle Material in
geeigneter Form für den Wiederaufbau nutzbar zu machen. Außerdem wird
dieses Kollegium von Fachmännern bei den wesentlichen Planungen und Ent¬
scheidungen des Stadtbauamtes , die für den Wiederaufbau von besonderer
Bedeutung sind , zur Stellungnahme herangezogen werden.



In der gleichen Sitzung , in der der Technische Beirat für den Wieder¬
aufbau ins Leben gerufen wurde , hat der Stadtsenat auch die Herausgabeeiner monatlich erscheinenden Zeitschrift für den Wiederaufbau beschlossen.
Sie erscheint im Verlag „Jugend und Volk“ und führt den Titel „Der Auf¬
bau“. Das erste Heft wurde im Juli 1946 der Öffentlichkeit übergeben . Die
Schriftleitung hat das Wiener Stadtbauamt inne. In dem Vorwort , der Schrift-
leitung wurde die Aufgabe dieser Zeitschrift mit den folgenden ’WortenUmrissen:

„Zu jeder Absicht ist aber auch ein Werkzeug notwendig . „Der Aufbau“
will versuchen , diese Funktion zu erfüllen . Er soll mithelfen, Wien, seine
unmittelbare Umgebung und schließlich ganz Österreich in den gemeinsamen
Fragen des Wiederaufbaues einander nahe zu bringen und zu verbinden , die
Art des Bauens und Gestaltens als Funktion der gemeinsamen sozialen
Haltung und sauberen Baugesinnung aufzuzeigen , durch Austausch des Wis¬
sens und der Erfahrungen der Fachleute des In- und Auslandes bei den
Problemlösungen des Wiederaufbaues behilflich zu sein und Zeugnis ablegen
für den starken Aufbauwillen der Bevölkerung Österreichs und für den
Wunsch nach Zusammenarbeit mit der ganzen übrigen Welt. „Der Aufbau“
soll alle im gemeinsamen Werk des Wiederaufbaues verbinden .“

BERUFUNG EINES STÄDTISCHEN KONSULENTEN FÜR ARCHI¬
TEKTUR UND STÄDTEBAU.

Im Hinblick auf die Vielfältigkeit , den Umfang und die ungewöhnlichenZustände , die auf dem Gebiete des Städtebaues und der Architektur durch die
umfangreichen Zerstörungen des Krieges und durch die ungeordnete bauliche
Entwicklung der letzten Jahrzehnte eingetreten sind , hat der Gemeinderats¬
ausschuß für Bauangelegenheiten am 28. Juni 1946 beschlossen, zur Beratung
des Stadtbauamtes den Siedlungs - und Baufachmann und Lehrer an der Hoch¬
schule für angewandte Kunst in Wien, Architekt Professor Franz Schuster
als Konsulenten für architektonische und städtebauliche Fragen zu bestellen.

Der Konsulent hat in den Jahren 1946 und 1947 zu einer großen Zahl von
grundsätzlichen Fragen des Städtebaues Stellung genommen und an den
Arbeiten der Stadtplanungs - und der Architekturabteilung beratend teil¬
genommen. Besonders hervorzuheben sind Arbeiten , die sich auf die
städtebauliche Neugestaltung des Stephansplatzes bezogen, daneben Arbeiten,
die sich mit der Frage der Gestaltung von Gebäudegrundrissen befaßten,
Siedlungsbauprobleme , bei denen es darum ging , ob in einer neuen Siedlung
nur ein Ortskern oder zwei Ortskerne anzulegen seien. Besonderes Interesse
wurde den Fragen zugewendet , die durch den Bau von wilden Siedlungen
entstanden sind. Bei Schulbauten war zu klären , ob Flach - oder Hochbau , ob
Klein- oder Großbau als die sachlich gegebene Bauweise in Betracht käme. Die
Grünflächenstruktur der Stadt wurde daraufhin untersucht , inwieweit ein
zusammenhängender Streifen Grünland in das Innere der Stadt geführt
werden könne. Soziographische Lintersuchungen , die unter der Anleitung des
Konsulenten durchgeführt wurden , gaben Aufschluß über die soziale Struktur
einiger Siedlungsgebiete Wiens.

WETTBEWERBE FÜR DEN WIEDERAUFBAU.
Um die frei schaffenden Architekten und Techniker an dem Wiederaufbau

und an der Neuplanung Wiens weitgehend zu interessieren , hat der Wiener
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Stadtsenat die Ausschreibung einer Reihe von Wettbewerben beschlossen.
Bisher wurden drei städtebauliche und architektonische Ideenwettbewerbe aus¬
geschrieben , und zwar für die Neugestaltung des Stephansplatzes , des Karls¬
platzes und für die städtebauliche und architektonische Neugestaltung der
Ufer des Donaukanals . Die eingereichten Entwürfe wurden im Rathaus aus¬
gestellt.

Die Ausstellungen und der Besuch zeugten von dem großen Interesse,
das die Wiener Bevölkerung an diesen Fragen nahm.

Für den Wettbewerb über die bauliche Neugestaltung des Stephans¬
platzes sind 49 Entwürfe eingereicht worden . Der Erste Preis im Betrage
von S 3.000.— wurde dem Entwurf des Architekten Egon Fridinger,  der
Zweite Preis von S 2.500.— dem Projekt des Architekten Karl Raimund
Lorenz  und der Dritte Preis in der Höhe von S 2.000.— dem Linzer Archi¬
tekten Gustav Froehlich  zuerkannt.

Im Wettbewerb für die bauliche Neugestaltung des Karlsplatzes sind
61 Entwürfe vorgelegt worden . Den Ersten Preis im Betrage von S 5.000.—
erhielt der Architekt Adolf Hoch,  den Zweiten Preis von S 4.000.— der
Architekt Florian Omasta  und den Dritten Preis von S 3.000.— der Architekt
Leo Bolldorf.

Bei dem Wettbewerb für die städtebauliche und architektonische Neuge¬
staltung der Ufer des Donaukanals waren ursprünglich drei Preise von
8.000, 6.000 und 4.000 S sowie fünf Ankäufe in der Höhe von je 2.000 S in
Aussicht genommen. Über Begehren der Zentralvereinigung der Architekten
und der Ingenieurkammer wurde mit nachträglicher Zustimmung des zustän¬
digen Gemeinderatsausschusses die Gesamtsumme der Preise von 28.000 S auf
40.000 S erhöht und auf acht gleiche Preise zu je 5.000 S, in denen auch die
Ankäufe inbegriffen sind , aufgeteilt . Bei der Prämiierung der Entwürfe wurde
jedoch eine entsprechende Reihung vorgenommen . Insgesamt wurden 38 Ent¬
würfe eingereicht . In die Jury wurde als ausländischer Architekt Professor
Hans Ho}mann  aus Zürich berufen . Ausgezeichnet wurden die Entwürfe
der Architekten Dr . Mathäus Schlager  und Hans Steineder,  Linz ( 1. Ankauf ) ;
der Ingenieure Herbert Prehsler,  Kurt Max Opravil  und Richard Winkler

(2. Ankauf ) ;
des Architekten Karl Lachner,  Wien (3. Ankauf ) ,
des Architekten Egon Fridinger,  Wien (4. Ankauf ) ;
der Architektin Eugenie Pippal -Kottny (5 . Ankauf ) ;
des Architekten Prof . Lois Welzenbacher,  Wien —Hall i. T. (6. Ankauf ) ;
des Architekten Albert Hein,  Wien (7. Ankauf ) und
des Architekten Rudolf Weiß,  Wien (8. Ankauf ).

Für die Neugestaltung des Strandbades Gänsehäufel veranstaltete die Stadt
Wien einen beschränkten Wettbewerb , zu dem acht Architekten eingeladen
wurden . (Siehe Abschnitt „Städtische Bäder “.) Ferner wurden von der Stadt
Wien Wettbewerbe für holzsparende Decken und holzsparende Dächer aus¬
geschrieben.

STADTPLANUNG , STADTREGULIERUNG
UND STADTVERMESSUNG.

Auf einer höheren Stufe der Vorbereitung des Wiederaufbaues bewegen
sich die Arbeiten der städtischen Baudienststellen , die sich mit der Stadt¬
planung , Stadtregulierung und Stadtvermessung beschäftigen . Diese Vor-
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arbeiten streben aus dem Stadium der Anregung und des Ratschlages hinaus
in den Bereich verbindlicher und konkreter Planungen.  Aufgabe der Stadt¬
planung ist es, Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne aufzustellen , ln
den Flächenwidmungsplänen ist das bauliche Schicksal der Stadt auf viele
Jahre beschlossen. Den Planungs - und Regulierungsbehörden kommt hier
eine große Verantwortung zu, und sie haben dabei vieles gutzumachen , was
in der Vergangenheit auf dem Gebiete der Stadtplanung versäumt worden ist.
Diese Planung muß in der heutigen Zeit mit dem Verkehrsproblem beginnen.
In den Flächenwidmungsplänen  ist auf die Gestaltung des Verkehrs , des
gegenwärtigen , wie des zukünftigen besonders Bedacht zu nehmen. Gelegent¬
lich der Enquete über den Wiederaufbau wurden von der Wiener Stadtregulie¬
rung ein Verkehrsplan über den schienengebundenen und den Straßenverkehr
von Wien angelegt . In die Struktur des Verkehrsplanes sind die zu ver¬
lagernden oder neu zu gründenden Industrien , die Materialgewinnungsstätten,
die Lände- und Lagerflächen einzubauen . Für die Wohn- und Siedlungsgebiete
ist eine weitgehende Auflockerung gefordert , den Grünflächen ist mehr Raum
zuzuweisen . Die moderne Stadt benötigt mehr Park -, Naturschutz - und Kul¬
turgebiete , mehr Erholungs -, Spiel- und Sportplätze , dazu Kleingarten - und
Erntelandflächen und einen Wald- und Wiesengürtel . Die Planungsarbeiten,
die sich mit der künftigen Gestaltung der Wiener Wohn- und Industriegebiete,
der Verkehrs - und Hafenanlagen , der Grünflächen befassen, bilden die Grund¬
lage aller Wiederaufbauarbeit für die künftige Stadtentwicklung.

In die Bebauungspläne  sind die Fluchtlinien und Straßenhöhenbestimmun¬
gen aufzunehmen . Die Stadtregulierung nimmt zu Grundteilungen und Parzel¬
lierungen Stellung . Sie erschließt neue Wohn- und Siedlungs -, sowie neue
Kleingartengebiete und bestimmt , welche Bauplätze öffentlichen Zwecken vor¬
zubehalten sind. Sie berät die Bauwerber vom Standpunkt des Bebauungs¬
planes . In dem der Stadtregulierung angeschlossenen Modellbüro wurden
während des Berichtsabschnittes eine Reihe von Modellen für andere städtische
Dienststellen sowie für die alliierten Besatzungsbehörden angefertigt . Be¬
sondere Sorgfalt wird der Stadtplan -Evidenz gewidmet. Die noch immer
offene Frage der Grenzziehung zwischen den Ländern Wien und Niederöster¬
reich erschwert allerdings die Planungsarbeiten . Im Dezember 1947 wurde
die Geschäftseinteilung geändert und ein eigenes Planungsbüro  geschaffen , in
dem alle Planungsarbeiten zusammengefaßt sind , während die Arbeiten der
Stadtregulierung sich auf die reinen Regulierungsarbeiten beschränken.

In den Jahren 1945 bis 1947 wurden außer den Wettbewerben noch folgende
städtebauliche Studien , Untersuchungen und Baumassengruppierungen durch¬
geführt:

S o z i o g r a p h i s c h e Untersucl
1a g e n f o

Alte Donau
Rannersdorf
19. Bezirk
IS. Bezirk
Südrand Wien
I.obau, wilde Siedlungen
Sportplatznetz
Grünflächennetz
Gemüseland Marchfeld

ungen und sonstige Grund-
s c h u n g:

Ortsbereinigung bäuerlicher
Gemeinden

Kleingartentypen
Kartierungen:

Baualter und Bauhöhe
Gewerbe und Industrien
Bevölkerung und Bevölkerungs¬

bewegung von Wien
Bestandskarten über Bodenwert
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Kartierungen:
Schulen und Spielplätze
Baulücken
Klima
Qrundwasser
Bodengüten
Geologische Verhältnisse
Auswertung der Volkszählung
Verkehrsengen

Straßengüten
Verkehrsunfall -Brennpunkte
Garagen und Abstellplätze
Verkehrsbelastungen
Erfassung des Wohnungsbestan¬

des
Industriekataster
Gesundheitliche Verhältnisse in

Wien

Landesplanliche und raumordnende Vorunter¬
suchungen:

Südrand Wien
Nordostrand Wien
Wiener Neudorf
Flugplätze
Ameisbachtal
Leopoldau
Hainbach-Augustinerwald

Hadersdorf
Fischamend
Ebergassing
Kaiserwasser
Schwarze Heide
Schutzzonen

B e b a u u
Jedlesee
Baumgarten
Hirschstetten
Kagran
Altmannsdorf
Hetzendorf
Stadlau
Friedensstadt Lainz
Breitenfurt
Guntramsdorf

gsvorsehläge:
Simmeringer Hauptstraße
Gaußplatz
Haydnpark
Neu-Gersthof
Altstadt
V’elm
Zwölfaxing
Kopalgasse —Eisteichgasse
Stephansplatz

Städtebauliche Baumassengruppierungen:
Jedlersdorf
Hansson -Siedlung
Simonygasse
Roter Berg
Phillipovichgasse
Dörfelstraße

Gumpendorf
Philadelphiabrücke
Donaukanal
Karlsplatz
Stephansplatz
Hernalser Hauptstraße

Verschiedene Spezialarbeiten:
53 Eisenbahnpläne für Wien Hackenberg , Glanzing
Preßburger Bahn Haslau
Westbahnhof Großgrünmarkt
Stadiongelände Dauerkleingärten

Eine eigene Dienststelle , die Magistratsabteilung für Stadtvermessung,
führt sämtliche vermessungstechnischen und kartographischen Arbeiten  im
Bereich des Stadtbauamtes durch.

Hiezu gehören die Herstellung und Evidenthaltung des Höhenfestpunkt¬
netzes , die Aufnahme von Lage- und Höhenplänen für Planungs - und Bau¬
zwecke, die Verfassung von Teilungsplänen und Grenzfeststellungen bei städti-
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schem Grundbesitz oder öffentlichem Gut . Andere Arbeiten sind : Die Ab¬
steckung von Baulinien , Erhebungen in den öffentlichen Büchern , die Neuauf¬
lage des Generalstadtplanes . Eine Katasterplankarte 1 : 2.500 wurde her-
gestellt und ein Archiv aller Planunterlagen , die vermessungstechnisch weiter
verwertbar sind , geführt , außerdem ein Luftbildplan 1 : 5.000 von Wien an¬
gelegt . Allfällige besondere Vermessungsarbeiten ergaben sich, wenn Setzun¬
gen an Bauwerken beobachtet oder Abstandbestimmungen der Auflagen von
Brückentragwerken und Stollenabsteckungen vorgenommen wurden.

Die Vermessungsarbeiten werden in der Regel mit dem eigenen Personal
durchgeführt . Zuweilen werden aber auch Aufträge an Zivilingenieure über¬
geben. Im Jahre 1947 wurden mit eigenem Personal Vermessungen zur Her¬
stellung von 36 Lage- und Höhenplänen , 17 sonstige Vermessungen , wie
Nivellements , Absteckungen und dergleichen , sowie 356 Vermessungen und
Erhebungen zur Klärung von Grund - und Grenzangelegenheiten durchgeführt.

An öffentlich befugte Vermessungsingenieure wurden Vermessungsarbeiten
zur Herstellung von 10 Lage- und Höhenplänen sowie von 7 Abteilungs¬
plänen und Grenzfeststellungen vergeben.

ARCHITEKTUR UND BAUBERATUNG.
Die ehemalige Architekturabteilung der Gemeindeverwaltung wurde im

April 1942, die ehemalige Abteilung für Bauberatung und Stadtbildpflege
im Oktober 1943 aufgelöst . Seit dieser Zeit wurden von den Baudienststellen
der Gemeindeverwaltung keine Entwürfe und Bauberatungsfälle bearbeitet.
Am 4. Mai 1945 wurde nun die Magistratsabteilung für Architektur neu
errichtet und mit den Aufgaben der Architektur und Bauberatung betraut.

Die Kriegsschäden an den Wiener Bauwerken haben eine Reihe von Fragen
über die architektonische Gestaltung der wiederaufzubauenden und wieder-
instandzusetzenden Gebäude aufgeworfen . Je nach dem Umfang der Schäden
ergeben sich hiebei verschiedene technische und künstlerische Überlegungen.
Aber auch die architektonische Bedeutung eines beschädigten Bauwerkes und
die Feststellung , ob es sich um ein rein technisches oder um ein künstlerisch
wertvolles Bauwerk handelt , ist von Wichtigkeit für die zu treffenden Ent¬
scheidungen beim Wiederaufbau . Die Entscheidung wird bald im Sinne einer
vollständigen Wiederherstellung des alten architektonischen Zustandes fallen,
bald im Sinne einer vollständigen Erneuerung der Architektonik , in vielen
Fällen wird man nichts dagegen einzuwenden haben, wenn Vereinfachungen
an der Gestalt des Bauwerkes vorgenommen werden . Die große Zahl der
Bauvorhaben , die zu erwarten sind , macht es nicht leicht, sie alle entsprechend
zu lenken und zu beeinflussen. Eine leistungsfähige und wirksame Bauberatung
ist notwendig , um eine erfolgreiche Tätigkeit auf diesem Gebiet zu gewähr¬
leisten.

ARCHITEKTUR.

Unter den zerstörten und beschädigten Gebäuden und Anlagen befinden
sich viele in städtischem Eigentum . An ihrem Wiederaufbau und ihrer Wieder¬
instandsetzung wird nach Kräften gearbeitet . Für sie hat die städtische Archi¬
tekturabteilung eine große Zahl von eigenen Entwürfen und Planverfassungen
angefertigt ; außerdem wurde an private Architekten eine Reihe von Bauvor¬
haben zur Ausführung von Entwürfen und Plänen übergeben . Im folgenden
seien die wichtigeren Arbeiten nach dem Verwendungzweck der Bauten auf¬
gezählt.
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Bäder.
Entwürfe für den Wiederaufbau des Volksbades auf dem Einsiedlerplatz

im 5. Bezirk und des Floridsdorfer Bades , verbunden mit einer Neugestaltung
der Fassaden ; Entwürfe für den Wiederaufbau der Kinderfreibäder auf dem
Arthaberplatz im 10. Bezirk und auf dem Engelsplatz im 20. Bezirk ; Neu¬
planungen und Vorentwürfe (1 : 200) für das Theresienbad im 12. Bezirk
und das Liesinger Volksbad im 25. Bezirk ; Neuplanung des Strandbades
„Gänsehäufel “; Projekt 1 : 100 für den Wiederaufbau des Betriebsgebäudes
im Sommerbad Kuchelau.

Betriebsgebäude.
Entwurf und Planung für den Wiederaufbau der Großgarage und der Kübel¬

wäscherei in der Traisengasse im 20. Bezirk (Planstudie 1 : 200), des Stall¬
gebäudes der Wasenmeisterei Erdberg im 3. Bezirk (Planstudie 1 : 100) und der
Betriebsgebäude für die Magistratsabteilung für Kanalistation und für den
städtischen Fuhrwerksbetrieb in der Eduard Pötzl -Gasse im 19. Bezirk und in
Inzersdorf im 25. Bezirk . Pläne zur Vergrößerung der sanitären Räumlich¬
keiten und Sezierräume in der Wasenmeisterei Erdberg im 3. Bezirk.

Brücken.

Vorschläge zur architektonischen Gestaltung der wiederaufzubauenden
Franzensbrücke , Stadlauer - und Ostbahnbrücke.

Denkmäler.

Vorschläge über die Neuaufstellung für folgende Denkmäler , die in Depots
auf bewahrt werden, restauriert oder neugeschaffen werden sollen : Donau¬
weibchen-, Frühlings - und Gänsemädchenbrunnen , Pestsäule , Scherzogruppe,
gotische Säule „Spinnerin am Kreuz “ und für die Denkmäler von Gluck,
Lessing , Lueger , Nestroy , Hansi Niese, Friedrich Schmidt , Schuhmeier,
Sonnenfels und Sueß ; Entwurf für ein provisorisches Befreiungsdenkmal an
der Brücke der Roten Armee (Reichsbrücke ) und Studien für ein dauerndes
Denkmal ; Projekte für ein Denkmal der Opfer des Faschismus auf dem
Wiener Zentralfriedhof und eines Denkmals für die bei der Verhinderung der
Sprengung der Brücke der Roten Armee (Reichsbrücke ) gefallenen russischen
Matrosen und Soldaten , wofür die Wettbewerbsunterlagen ausgearbeitet
wurden.

Feuerwachen.

Planstudien (1 : 200) für den Wiederaufbau der Hauptfeuerwache Am Hof
im 1. Bezirk und Ausarbeitung von Plänen für den Wiederaufbau und Ausbau
der Feuerwachen Mariahilf , Penzing , Speising , Floridsdorf und Leopoldau.

Gärten.

Grundsätzliche Stellungnahme zur Wiederherstellung der öffentlichen Gar¬
tenanlagen vor der Votivkirche, am Kardinal Nagl -Platz im 3. Bezirk , am
Reithofferplatz im 15. Bezirk und des Arne Carlson -Parkes , Ecke Währinger
Straße —Spitalgasse im 9. Bezirk.

Krankenanstalten und sanitäre Anlagen.
Vorentwurf und Planung für eine Quarantänestation und Planung einer

Stockwerksaufsetzung für das Schwesternheim im Wilhelminenspital im
16. Bezirk ; Planstudie für den Wiederaufbau des Röntgentraktes in der
Nervenheilanstalt Döbling ; Planung für den Ausbau des Hilfskrankenhauses
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Floridsdorf ; Neuplanung für einen Infektionspavillon im Kinderkrankenhaus
Lilienfeld : Planung für den Wiederaufbau der Desinfektionsanstalt Arsenal
im 10. Bezirk.

Märkte.
Pläne und Studien für den Wiederaufbau der zerstörten Marktanlagen,

Marktamtsgebäude , Waaghäuschen und Bedürfnisanstalten der folgenden
Märkte : Volkertmarkt im 2. Bezirk, Karmelitermarkt im 2. Bezirk, Augustiner¬
markt (Landstraßer Hauptstraße ) im 3. Bezirk , Am Hundsturm im 5. Bezirk,
Zimmermannplatz im 9. Bezirk, Viktor Adler-Platz im 10. Bezirk , Geisel¬
bergstraße iin 11. Bezirk , Simineringermarkt im 11. Bezirk , Meidlinger-
markt im 12. Bezirk , Schwendermarkt im 15. Bezirk, Meiseimarkt im
15. Bezirk , Yppenmarkt im 16. Bezirk , Joh . Nep. Berger -Platz im 17. Be¬
zirk , Heiligenstädtermarkt im 19. Bezirk , Hannoverplatz im 20. Bezirk und
Floridsdorfermarkt im 21. Bezirk.

Schulen.
Besprechungen mit dem Stadtschulrat über den Wiederaufbau der Wiener

Schulen und Aufstellung eines Schulbauprogrammes , das die Neuerrichtung
von Schulen im 10. Bezirk in der Siedlung Wienerfeld , im 11. Bezirk , Kaiser-
Ebersdorf , auf dem Münnichplatz , im 14. Bezirk in der Siedlung Wolfersberg
und im 21. Bezirk in der Leopoldauer Stadtrandsiedlung vorsieht ; Pläne
(1 : 1000) für den Wiederaufbau der Fortbildungsschule Mollardgasse im
6. Bezirk ; Pläne für die Erweiterung und den Zubau von Lehrwerkstätten
in der Fortbildungsschule Kagran im 21. Bezirk ; Pläne für den Wieder¬
aufbau der Wirtschaftsgebäude in der Obst - und Weinbauschule in Gumpolds¬
kirchen im 24. Bezirk.

Siedlungen.
Ausarbeitung der Pläne 1 : 100 für das zweite Baulos der Siedlung Rodaun

und Umarbeitung der Pläne des ersten Bauloses für eine Daueranlage.

Wohnbauprogramm 1947.
Schaffung der Planungsgrundlagen (Aufstellung der Architekturbeding¬

nisse und des Detailprogrammes , Überwachung der Planerstellung und Auf¬
tragserteilung an die private Architektenschaft usw.) für folgende Bau¬
vorhaben :

Im 10. Bezirk : Per Albin Hansson -Siedlung (Siedlung Wienerfeld-Süd),
im 13. Bezirk : Fünf Bauvorhaben am Roten Berg bei der Nothartgasse,

Bomgasse und Tolstoigasse,
im IS. Bezirk : Währinger Straße -Simonygasse,
im 22. Bezirk : Siedlung an der Quadenstraße in Hirschstetten , an der

Erzherzog Karl -Straße in Stadlau und anschließend an die Freihofsiedlung
in Kagran.

Sonstige Planungen.
Gestaltung der Stiegenabgänge im Bunker Westbahnhof im 15. Bezirk

und im Bunker Esterhazypark im 6. Bezirk (Nachtunterkünfte für Reisende).
Planung eines Pumpenhauses in der Kordonsiedlung im 14. Bezirk und

einer Wasserkraftanlage und eines Pumpenhauses für die Kläfferquellen in
Wildalpen für die städtischen Wasserwerke.

Planung von Verkehrspostenhäuschen an der Opernkreuzung , am Maria¬
hilfer Gürtel , Ecke Mariahilfer Straße und in der Wiedner Hauptstraße , Ecke
Schleifmühlgasse.

Viele der Planungsarbeiten , die hier angeführt worden sind, gelten nicht
als abgeschlossen und werden auch noch im Jahre 1948 sowohl in den
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Plänen 1 : 100 als auch in den Detailplänen weiter behandelt werden . Mit den.
Bauwerbern und anderen beteiligten Dienststellen fanden wiederholte Be¬
sprechungen zur Klärung bautechnischer und künstlerischer Fragen statt.
Besonders hervorzuheben sind hier die Verhandlungen wegen des Wieder¬
aufbaues des Volkspraters , des Umbaues der Albertinarampe , des Zubaues
zur Volksoper und des Wiederaufbaues des Anatomischen Institutes.

BAUBERATUNG.
Die Zahl der Bauberatungsfälle hat sich seit Kriegsende von Jahr zu

Jahr erhöht . Im Jahre 1945 wurden erst 192 Bauberatungsfälle verzeichnet,
1946 waren es bereits 962 Fälle und 1947 erhöhte sich deren Zahl auf 2.453.
Es wurden sowohl Neu-, als auch Zu- und Umbauten begutachtet , wobei jeder
Fall individuell behandelt wurde . Die Beurteilungsgesichtspunkte waren je
nach dem Gegenstand sehr verschieden . Sie richteten sich auf die Wahrung
des Stadtbildes , auf die Erhaltung der unter Denkmalschutz stehenden Bauten,
auf die Einflußnahme des äußeren Aussehens der Bauwerke . Veränderungen
an den Schauseiten der Häuser , Vereinfachungen von Fassaden , Vorwölbun¬
gen , Ladenbauten und Ladenvorbauten gaben Anlaß zu Ratschlägen an die
Bauwerber . Die Bauberatung drang auf Entfernung von Verunstaltungen , sie
begutachtete die auf öffentlichem Grund und in Gartenanlagen errichteten
Bauten , desgleichen die Anbringung und Aufstellung von Verkehrszeichen und
Straßentafeln und suchte durch ihren Rat auf das Ankündigungswesen ein¬
zuwirken . Die städtische Bauberatung hat auch die denkmalgeschützten
Objekte und Bauvorhaben der Bundesgebäudeverwaltung in den Kreis ihrer
Betreuung gezogen . Die Burg , das Belvedere, Schloß Schönbrunn , die Hof¬
stallungen , das Hofmobiliendepot , die Universität und andere Baulichkeiten
waren Gegenstand einer einvernehmlichen Aussprache mit den Amtsstellen der
Bundesverwaltung . Unmittelbar nach Kriegsende hat die städtische Bau¬
beratung im engeren verbauten Stadtgebiet Photoaufnahmen von den zer¬
störten Bauten gemacht , die auch als Unterlagen zur Beurteilung der vor¬
gelegten Bauberatungsfälle dienen. Insgesamt wurden 545 Lichtbilder an¬
gefertigt , von der Inneren Stadt allein 184.

PLAN - UND SCHRIFTENKAMMER.
Die Plan - und Schriftenkammer der Stadt Wien verwaltet die Pläne und

Karten sowie das Archiv und die Bücherei des Stadtbauamtes . Von ihr
erhalten die Vermessungstechniker unmittelbar ihre Arbeitsaufträge und sie
sorgt für die Bereitstellung und Instandhaltung der geodätischen Instrumente
und Geräte . Im Kriege und unmittelbar nachher erlitt das Inventar nicht un¬
bedeutende Verluste . Am 10. September 1944 wurde ein Teil des im Hause
I.. Rathausstraße 13 untergebrachten Archives mit alten Projekten und Wett¬
bewerbsplänen durch Bomben zerstört . Meßinstrumente , Werkzeuge und
sonstige Arbeitsgeräte sowie Bücher , die an verschiedenen Orten verlagert
worden waren , gingen in den Tagen der Kämpfe verloren ; sie wurden zum
Teil entwendet , zum Teil demoliert oder beschädigt . Der Schaden, der da¬
durch entstand , beträgt bei den Geräten allein 30.000 S.

Die Arbeiten für den Wiederaufbau in Wien drücken sich in einer zu¬
nehmenden Benützung der Einrichtungen der Plan - und Schriftenkammer aus.
Im Jahre 1945 haben 2.199 Parteien , im Jahre 1946 — 3.383 Parteien und
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im fahre 1947 — 4.241 Parteien die Pläne eingesehen oder sich Kopien an¬
fertigen lassen . Unter ihnen befanden sich im Jahre 1945 — 1.896, 1946 —
2.621 und 1947 — 2.949 Privatparteien . An die verschiedenen Ämter und
Dienststellen , darunter auch an die Behörden der Besatzungsmächte wurden
Generalstadtpläne , Katasterplankarten , Feuerwehrpläne , Karten verschie¬
dener Maßstäbe abgegeben , und zwar:

1945 1946 1947

Generalstadtpläne . . . 2.928 3.894 2.738
Katasterplankarten . .. . 1.250 920 2.598
Feuerwehrpläne . . 1.900 2.074 947
Karten verschiedener Maßstäbe . .. . 1.170 1.257 1.409

Die der Plan - und Schriftenkammer angeschlossene Kontophot - und
Lumoprint -Anlage hatte im Jahre 1945 — 4.024 Kopien, 1946 — 2.589 und
im Jahre 1947 — 1.733 Kopien hergestellt . Die Schwierigkeiten bei der Beschaf¬
fung von photochemischen Papieren und Chemikalien zwangen , die Aufträge
auf die dringendsten Fälle zu beschränken . An Firmen wurden im Jahre
1945 621, 1946 — 1.103 und im Jahre 1947 — 1.807 Lichtpause - und
Druckaufträge übergeben.

ln einer eigenen Werkberufsschule wurden Vermessungstechniker und Bau¬
zeichnerlehrlinge ausgebildet . Der Lehrgang an dieser Schule wurde am
31 . Juli 1947 abgeschlossen und die Schule aufgelassen . Ein großer Teil der
Absolventen wurde in den städtischen Dienst aufgenommen.

BAUSTOFFEBEWIRTSCHAFTUNG UND
BAUSTOFFEBESCHAFFUNG.

Für die Behebung der Kriegsschäden werden große Mengen von Baustoffen
benötigt . Gerade an diesen herrschte aber in den ersten Nachkriegsjahren ein
außergewöhnlicher Mangel . Dieser Mangel zwang zur Bewirtschaftung der
Baustoffe, ansonsten hätte die Gefahr bestanden , daß die zahlungskräftigen
Bauwerber ohne Rücksicht auf die Dringlichkeit ihres Bauvorhabens sich die
notwendigen Baustoffe beschafften. Erst die Bewirtschaftung der Baustoffe gab
die Gewähr , daß mit der erteilten Baubewilligung auch die erforderlichen
Baustoffe gesichert waren . Rechtsgrundlage für die Bewirtschaftung der Bau¬
stoffe war das Gesetz vom 3. Juli 1945, B. G. Bl. Nr . 46/1945. Durch dieses
Gesetz wurden zunächst alle Baustoffe im Besitz von Privaten beschlag¬
nahmt . Im Verordnungswege wurden sodann die Ausführungsbestimmungen
erlassen , deren wichtigste die Einführung von Kontingentscheinen war , ohne
die bewirtschaftete Baustoffe an Verbraucher nicht abgegeben werden durften.
An die Stelle des Baustoffebewirtschaftungsgesetzes trat im Jahre 1947 die
Baustoffebewirtschaftungsverordnung vom 13. Juli , die auf Grund des Waren¬
verkehrsgesetzes vom Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau er¬
lassen wurde . Die Festsetzung der Baustoffekontingente für die einzelnen
Bundesländer lag gleichfalls beim Ministerium für Handel und Wiederaufbau.
Bei dieser Festsetzung kam Wien verhältnismäßig schlecht weg. Obwohl von
den Kriegsschäden in Österreich auf Wien allein 63% entfallen , waren nach
dem im Jahre - 1946 festgesetzten Aufteilungsschlüssel nur 27% der verfüg¬
baren Baustoffe Wien zugedacht . Selbst dieser Schlüsselzahl lag nicht die
Gesamtheit der erzeugten Baustoffe zugrunde , sondern nur etwa 70%; 30%
kamen im vorhinein den Besatzungsmächten zugute , so daß Wien nicht einmal
diese 27%, sondern nur 27% von 70%, d. s. also nur 18-9% der erzeugten



Baustoffe erhielt . Mit dem Stock der vorhandenen Bauarbeiter hätten im
Jahre 1946 höhere Wiederaufbauleistungen zuwegegebracht werden können,
wenn Wien eine seinen Schäden entsprechende Zuteilung von Baustoffen
erhalten hätte . Der weitaus größte Teil der Baustoffproduktion kam den
anderen Bundesländern zugute und erst seit der Währungsreform wurde es
hier besser für Wien. Die Baustofflage in Wien hätte sich noch mehr ver¬
schärft , wenn nicht von früher her größere Vorräte , die für Kriegsbauten
bestimmt waren , vorhanden gewesen wären . Nach Einstellung dieser Bau¬
vorhaben wurden die übriggebliebenen Baustoffe für die Zwecke des Wieder¬
aufbaues verwertet . Über Anregung des Staatsamtes für öffentliche Bauten,
Übergangswirtschaft und Wiederaufbau , übernahm die Gemeinde Wien die
Baustofflager II ., Augarten , XIII ., Auhof, XIII ., Küniglberg -Wattmanngasse
und XXI ., Gerichtsgasse , in die treuhändige Verwaltung . Mit diesen Mate¬
rialien konnte eine große Zahl von Kriegsschäden bei den Wasserwerken , Gas-
und Elektrizitätswerken und im Kanalbetrieb behoben werden . Auch beschä¬
digte Industrie - und Wohngebäude konnten mit den Baustoffen aus diesen Vor¬
räten ausgebessert werden . Wenn diese Baustoffe auch eine wertvolle erste
Hilfe zur Behebung der Kriegsschäden darstellten , so herrschte doch an einer
Reihe von Baustoffen ein sehr fühlbarer Mangel.

Besonders dringlich war der Bedarf an Dachziegeln , Dachpappen , an Holz
und Nägeln , um die Dächer wieder instand zu setzen . Infolge von Dachschäden
entstanden in vielen Wohnungen Gebrechen , wodurch sich die Zahl der un¬
benützbaren Wohnungen weiterhin erhöhte . Eine fühlbare Erleichterung trat
ein, als es gelang , die Dachpappenerzeugung der „Teerag “, ein Unternehmen,
an dem die Gemeinde Wien zur Hälfte beteiligt ist, wieder in Gang zu
bringen . Die Betriebsanlagen hatten durch Beschuß sehr gelitten und die vor¬
handenen Rohstoffe waren verbrannt . Im September 1946 wurde der Betrieb
erweitert und konnte im Monat rund 200.000 m2 Dachpappe herstellen.
Damit konnten wenigstens behelfsmäßig die Dächer gedeckt und die Woh¬
nungen gegen die Einflüsse der Witterung geschützt werden . Auch die geringe
Zahl der verfügbaren Fachkräfte stand einer raschen Wiederinstandsetzung
der Dächer im Wege, weswegen der Magistrat an die Hausbewohner appel¬
lierte , Hilfskräfte aus ihren Reihen zu stellen , die den Facharbeitern gewisse
Arbeiten abnahmen . Nicht minder schwierig war die Lage bei der Glas¬
zuteilung . Zwar gibt es im Stadtbereich von Wien eine große Glasfabrik,
die Lieferungen dieser Fabrik kamen aber nur zu einem Teil Wien zu¬
gute . Mit Hilfe der amerikanischen Besatzungsmacht wurde daher Glas aus
dem Ausland eingeführt . Zur Erledigung der dringlichsten Fälle wurden im
Jahre 1945 rund 100.000 und im ersten Halbjahr 1946 rund Vn Million Qua¬
dratmeter Glas aus der Tschechoslowakei bezogen. Der Magistrat hat Richt¬
linien ausgearbeitet , damit die Verteilung der vorhandenen Glasmengen
gerecht und nach der Dringlichkeit des einzelnen Falles erfolge . Die Ver¬
glasung der Fenster erfolgte in der ersten Zeit durch sogenannte Einsatzstäbe,
späterhin besorgten sie Gewerbetreibende gegen Abgabe des vom Magistrat
ausgestellten Glaszuweisungsscheines . Für die Verteilung der Baustoffe
wurden im Jahre 1947 allein rund 43.000 Glaszuweisungsscheine , rund
140.000 Glasmarken , rund 40.000 Holzeinkaufsscheine , rund 190.000 Eisen¬
marken und rund 35.000 Bezugscheine für andere Baustoffe ausgegeben . Die
Baustoffkontingente , die von der Magistratsabteilung für Kriegsschäden¬
behebung an Gebäuden in den Jahren 1946 und 1947 an private Bauwerber
zugeteilt wurden , sind aus der folgenden Übersicht zu ersehen.
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1947

Dachziegel , in 1.000 Stück . . .
Betondachsteine , in 1.000 Stück .
Kunstschieferdachplatten,

in 1.000 Stück.
Dachpappe , m2 .
Mauerziegel , in 1.000 Stück . . .
Zement , Tonnen.
Kalk , Tonnen.
Gips , Tonnen.
Heraklithplatten , m3 .
Bauplatten , m3 . . ..
Baubleche, Tonnen .
Nägel , Tonnen .
Draht , Tonnen .
Andere metallene Baustoffe,

Tonnen .
Bauglas , m2 .
Gußglas , m2 .
Drahtglas , tri2 .
Nadelschnittholz , m3 .
Laubschnittholz , m3 . . . . . .
Rundholz , m3 .
Sperrholz , m3 .
Holzfaserplatten . . .

1946

insgesamt insgesamt dav. nicht
erhält!.

2.460 4.173 1.303
1.500 2.963 —

142 673 _
816.000 468.600 —

6.017 9.753 2.413
13.605 11.929 1.300
4.500 2.800 580
2.400 854 57
2.560 1.720 —
1.460 — —

86 235 10
35 330 —

1-6 31 —

28 1.327 10
678.534 248.859 —
42.000 17.000 —

4.500 1.170 —

39.600 42.800 8.000
790 375 —

1.700 1.566 —
15 28 —

673 m3 7.680 tri2 —

Für die städtischen Bauführungen wurden von der Magistratsabteilung
für Baustoffebeschaffung folgende Baustoffmengen bereitgestellt:

1946 1946 1947
1. 4 .- 31 . 12.

Gewicht in Tonnen
Zement . . 8.420 8.550 12.853
Kalk. 2.690 2.026
Gips. 920 847
Bausand. 44.850 64.648
Straßenschotter. 45.470 65.091
Mauerziegel . . 2.300 3.740 9.929
Dachziegel. 520 1.810 3.691
Betondachsteine . — 830 3.053
Bauplatten (Gipsschlackensteine ) . — 1.190 993
Dachpappe. 270 600 525
Schnittholz. . 5.550 2.630 4.731
Glas. 790 185
Bleche. • 1 ( 15 438
Nägel . . ! 490 j

‘ f 1
50 57

Stab- und Fa^oneisen. 195 213
Sonstige Eisenwaren . 70 122
Farben und ehern. Produkte . . . • J 20 { 250 141
Straßenpflastermaterial . . 1 .270 6.510 9.563
Sonstige Baustoffe . 530 7.604

Zusammen . 55.650 121.690 186.710

Insgesamt wurden von der Kontingentstelle für den gesamten Wieder¬
aufbau in Wien für die öffentlichen wie für die privaten Bauten im Jahre 1945
(1. April bis 31. Dezember) 57.746 Tonnen , im Jahre 1946 — 133.750 Tonnen
und im Jahre 1947 — 223.638 Tonnen Baustoffe freigegeben.
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KRIEGSSCHÄDENBEHEBUNG AN GEBÄUDEN.
VERWALTUNGSORGANISATION UND BAUWIRTSCHAFTLICHE

VORSCHRIFTEN.
Die ausgebreiteten Bauschäden , die als Erbe des Krieges zurückgeblieben

waren und deren Behebung nun zur großen Aufgabe des Tages wurde , er¬
heischten die Organisierung eines eigenen Verwaltungsapparates . Eine gewisse
Ordnung bei der Behebung der Kriegsbauschäden schien schon deswegen ge¬
boten, weil in den ersten Jahren nach dem Krieg die verfügbaren Baustoffe
äußerst knapp waren und es von allgemeinem Interesse war , mit den vor¬
handenen Baustoffmengen eine möglichst große Zahl von Wohnungen wieder
zu gewinnen . Bereits unmittelbar nach Kriegsende wurde die Kriegsschäden¬
behebung an Gebäuden in den Aufgabenbereich der städtischen Verwaltung
einbezogen . Seit März 1946 besteht eine eigene Magistratsabteilung , die aus¬
schließlich für die Angelegenheiten der Behebung von Kriegsschäden an
Wohnhäusern , Industriebauten und Bauten für landwirtschaftliche Zwecke
zuständig ist . Im übertragenen Wirkungskreis handhabt sie das Baustoff¬
bewirtschaftungsgesetz vom 3. Juli 1945, StGBl . Nr . 46, und erteilt im Sinne
dieses Gesetzes für private Bauvorhaben die bauwirtschaftliche Genehmigung.
Für Bauvorhaben , die das Ministerium für Handel und Wiederaufbau selbst
genehmigt , übt sie die bauwirtschaftliche Überwachung aus . Für alle Bau¬
vorhaben gibt sie von den ihr zur Verfügung stehenden Baustoffkontingentendie zuerkannten Baustoffe frei . Auch die Schuttabfuhr wurde von dieser Ver¬
waltungsstelle organisiert.

Für die Bauvorhaben der Wohnhäuser und landwirtschaftlichen Zweck¬
bauten ist in jedem Bezirk eine Zweigstelle eingerichtet . Mit den industriellen
und gewerblichen Bauvorhaben ist in der Zentrale eine eigene „Gruppe In¬
dustrie “ beschäftigt.

Der Erlaß des Bundesministeriums für Handel und Wiederaufbau vom
5. August 1947 ermächtigt die Kontingentträger , die bauwirtschaftliche Ge¬
nehmigung für Bauvorhaben jeder Art bis zu einer Baukostensumme von
S 500.000.— im eigenen Wirkungskreis zu erteilen ; Bauanträge für Neu-,
Zu-, An- und Umbauten sowie Instandhaltungs - und Instandsetzungsarbeiten
(Zeitschäden ) dürfen bis zu einer Baukostensumme von S 30.000.— und Bau¬
vorhaben zur Behebung von Kriegsschäden bis zu einer Baukostensumme von
S 200.000.— von den Unterbehörden genehmigt werden ; darüber hinaus¬
gehende Bauanträge sind der Genehmigung der Zentralstellen Vorbehalten.
Nach einer Verfügung des Stadtbaudirektors ist außer dem Landesbauinspek¬
tor auch der Leiter der Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung an
Gebäuden als eine solche „bevollmächtigte Zentralstelle “ anzusehen . Der Zu¬
ständigkeitsbereich der Abteilung erstreckt sich damit auf alle Bauvorhaben
des zivilen Sektors , ausgenommen die städtischen Bauführungen und diejenigen
von genossenschaftlichen Siedlungen und Kleingartenanlagen . In der letzten
Zeit sind auch bereits Ansuchen um Behebung von Zeitschäden , die also mit
Kriegsschäden nicht in Zusammenhang stehen , in größerer Zahl überreichtworden.

Zugleich konnte durch diese Regelung das bauwirtschaftliche Genehmi¬
gungsverfahren vereinfacht werden . Der bauwirtschaftliche Genehmigungs¬
bescheid wird für die von der Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung
betreuten privaten Bauvorhaben bis zu einer Bausumme von S 500.000.— selbst
ausgestellt ; nur die Bauvorhaben mit höheren Beträgen sind an das Mini-
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sterium für Handel und Wiederaufbau vorzulegen . Dies bedeutet zwar eine
große Zunahme der im eigenen und übertragenen Wirkungsbereich zu erledi¬
genden Ansuchen , zugleich aber auch eine große Zeitersparnis bei der Er¬
ledigung der einzelnen Bauansuchen , die bis dahin schon von einem Betrag
ab S 100.000,— an das Ministerium vorzulegen waren ; Ansuchen , auch über
Bauführungen kleinsten Umfanges , mußten gleichfalls dem Ministerium vor¬
gelegt werden, wenn sie keine Kriegsschäden betrafen.

Um die Entscheidung über die Dringlichkeit der einzelnen Bauvorhaben vor
einen erweiterten Kreis zu bringen , wurden „Bezirksbaukommissionen “ ins
Leben gerufen . Sie setzten sich aus dem Bezirksvorsteher , dem Leiter der
Zweigstelle der Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung an Gebäuden,
ein^m Vertreter der Baupolizei , einem Vertreter der Bauinnung und je einem
Vertreter der Mieter- und der Hausbesitzerorganisationen zusammen . Diese
Einrichtung hat sich bis jetzt gut bewährt.

Mit Kundmachung des Bürgermeisters vom 12. Mai 1945 wurden sämtliche
Altbaustoffe beschlagnahmt ; sie dürfen nur für bauwirtschaftlich genehmigte
Bauvorhaben verwendet werden . Die Polizeidienststellen und Bahnämter wur¬
den angewiesen , Baustoffe, besonders alte Ziegel , nicht aus Wien hinausführen
zu lassen und gegen jene Personen , die diese Vorschriften übertraten , un¬
gesäumt die Anzeige wegen Übertretung des Bedarfdeckungsstrafgesetzes zu
erstatten . Die Erhebungen , die sich an diese Anzeigen knüpften , wurden von
der Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung durchgeführt.

Für die statistische Erfassung der genehmigten Bauvorhaben hat das Bun¬
desministerium für Handel und Wiederaufbau einen bundeseinheitlichen Vor¬
druck aufgelegt , mit dem ihm allmonatlich zu berichten ist . Schon früher hatte
die Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung im eigenen Wirkungs¬
kreis eine solche Statistik geführt und auch die Kriegsschäden an den Ge¬
bäuden statistisch erfaßt.

DIE STATISTISCHE ERFASSUNG DER BESCHÄDIGTEN UND ZER¬
STÖRTEN GEBÄUDE.

Nachdem eine vorläufige Zählung der Kriegsschäden an Gebäuden bereits
im Jahre 1945 erfolgt war , wurde im Sommer des Jahres 1946 eine genaue
und endgültige Feststellung über die Zahl der beschädigten und zerstörten
Gebäude in Wien durchgeführt . Die Ergebnisse sind aus der folgenden Tabelle
(Seite 240) zu entnehmen.

Die Tabelle gibt einen Überblick über das Ausmaß dieser Gebäudeschäden
in den 26 Wiener Gemeindebezirken . Die Statistik unterscheidet Kleinschäden,
Teil- und Totalschaden . Als Kleinschäden werden Fenster - und Dachschäden,
Beschädigungen von Konstruktionsteilen , die den Bestand eines Hauses nicht
gefährden , jedoch nicht Glasschäden kleinen oder mittleren Ausmaßes allein,
bezeichnet. Unter die Teilschäden wurden Beschädigungen von Konstruktions¬
teilen, die den Bestand des Hauses gefährden , gezählt , dazu die Zerstörung
von Geschossen oder von Teilen eines Geschosses , ferner alle Schäden, wie sie
bei Kleinschäden gezählt werden , aber in großem Umfang . Zu den Totalschä¬
den gehören die Zerstörungen eines ganzen Gebäudes oder eines selbständigen
oder selbständig benützbaren Gebäudeteiles , dessen Wiederherstellung einem
Neubau gleichkommt. Nach den Grundstücklisten der Volkszählung vom Jahre
1939 wurden in Wien 114.024 Gebäude gezählt , in dieser Zahl sind auch
Wohnlauben inbegriffen, so daß die Zahl der Wiener Häuser geringer ist.
Aber auch unter Zugrundelegung dieser größeren Zahl ergibt sich, daß
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Bezirk
Anzahl der beschädigten Gebäude mit

Zahl der
Gesamt¬
schäden

auf 1000
Gebäude
entfielen
beschä¬
digte

Gebäude

Wohn¬
gebäude

In¬
dustrie¬
gebäude

sonst.
Gebäude

Klein¬
schäden

Teil¬
schäden

Total¬
schäden

i. 795 266 142 672 362 169 1.203 845
2. 1.899 164 123 1.058 831 297 2.186 709
3. 1.969 172 178 1.369 659 291 2.319 633
4. 1.228 96 55 683 515 181 1.379 857
5. 536 13 29 160 300 118 578 270
6. 653 112 49 533 226 55 814 507
7. 1.213 27 28 1.015 246 7 1.268 655
8. 723 20 39 590 146 46 782 570
9. 958 16 66 827 177 36 1.040 530

10. 2.310 502 352 1.276 1.209 679 3.164 773
11. 1.416 517 361 1.240 595 459 2.294 546
12. 2.753 114 157 2.010 621 393 3.024 564
13. 1.313 38 196 1.095 299 153 1.547 289
14. 1.448 92 89 1.023 557 49 1.629 257
15. 1.546 56 40 1.299 271 72 1.642 507
16. 1.509 120 27 1.244 311 101 1.656 376
17. 2.035 147 120 1.712 455 135 2.302 516
18. 932 55 43 518 415 97 1.030 305
19. 1.651 55 348 1.413 409 232 2.054 451
20. • 804 149 49 410 375 217 1.002 510
21. 3.728 577 395 2.160 1.533 1.007 4.700 323
22. 1.819 3 246 1.455 456 157 2.068 326
23. 933 127 367 289 799 339 1.427 277
24. 2.312 120 612 2.077 495 472 3.044 375
25. 1.921 150 151 1.230 606 386 2.222 257
26. 403 15 70 361 61 66 488 115

Zus. 38.807 3.723 4.332 27.719 12.929 6.214 46.862 420

41% aller Wiener Gebäude im Gefolge des Krieges Schäden davon¬
trugen . 6.214 Gebäude wurden vollständig zerstört , 12.929 Gebäude verzeich-
neten Teilschäden und bei 27.719 Gebäuden entstanden Kleinschäden . Die
Schäden betrafen überwiegend Wohngebäude , nämlich 38.807. Überdies erlitten
3.723 Industriegebäude und 4.332 sonstige Gebäude Schäden. Unter den
„sonstigen Gebäuden “ befinden sich alle öffentlichen Gebäude des Staates und
der Gemeinde, die Bahnhöfe , dazu eine Reihe von Bauwerken , die weder den
Wohn-, noch den Industriebauten zuzuzählen sind, wie Garagen , Kioske u. a.

Die meisten Schäden sind auf Sprengwirkungen zurückzuführen . Die Klein¬
schäden gehen wohl zur Gänze auf Sprengbomben zurück . Bei den Teil¬
schäden ist ein verhältnismäßig geringfügiger Anteil von Brandschäden fest¬
zustellen , 600 Fälle von nahezu 13.000. Dagegen ist die Zahl der durch
Brände verursachten Totalschäden ziemlich bedeutend. Den 4.823 Totalschäden
durch Sprengwirkung stehen 1.391 durch Großbrände gegenüber ; 22%
der Totalschäden haben also in Brandkatastrophen ihre Ursache . Ein großer
Teil dieser Brände ist erst im Gefolge der eigentlichen Kämpfe um Wien ent¬
slanden . Daß diese Brände einen so großen Umfang annehmen konnten und
zur Totalzerstörung von hunderten Gebäuden führten , geht auf das Konto des
nationalsozialistischen Regimes, das die Stadt ihres Feuerschutzes beraubt
hatte . Am 6. und 7. April 1945 zog nahezu das ganze Personal der Wiener
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Berufsfeuerwehr aus Wien ab und nahm sämtliches Feuerschutzgerät , bis auf
einige Stücke , auf seinem Zug nach dem Westen mit . Einige wenige Feuer¬
wehrleute , die sich der Evakuierung widersetzt hatten und in Wien geblieben
waren , verhüteten durch ihr beherztes Eingreifen eine noch größere Aus¬
dehnung der im inneren Stadtgebiet wütenden Brände . In den Brennpunkten
des Kampfes um Wien waren die Zerstörungen durch Brände auch weitaus
am größten , diese Gebiete waren noch in einem anderen Sinne zu wirklichen
„Brennpunkten “ geworden . So weist der 1. Bezirk 150 Brandruinen auf , wo¬
gegen durch Sprengbomben „nur “ 10 Gebäude zerstört wurden . Die Kämpfe
um die Donaukanalbrücken haben auch in der Leopoldstadt arge Verheerungen
durch Brände angerichtet , wozu noch diejenigen des Kampfgebietes im Prater
kommen . Im 2. Bezirk fielen insgesamt 127 Gebäude den Bränden zum Opfer.
Brände in größerem Umfang wüteten noch im 10., 11. und 12. Bezirk , wo
107, 133 und 95 Gebäude gänzlich eingeäschert wurden . Schauplatz großer
Kämpfe war das Gebiet um den Südtirolerplatz , was in einer überdurch¬
schnittlichen Zahl von Brandschäden im 4. Bezirk zum Ausdruck kommt . Im
3. Bezirk waren übrigens schon im Laufe des Jahres 1944 durch Brandbomben
Häuserverluste in beträchtlicher Zahl ( insgesamt 98 ) entstanden . In den
Randgebieten der Stadt sind die Totalschäden durch Brände im 24 . Bezirk am
größten , insgesamt 196 Häuser ; größeres Ausmaß erreichten sie auch im
21 . Bezirk mit 105 Häusern.

Rechnet man Spreng - und Brandschäden zusammen ohne Unterschied nach
ihrer Größe , dann weist die meisten Schäden der 21 . Bezirk auf , nämlich
4.700 ; über 3.000 Schäden weisen der 10. Bezirk (3.164) , der 24 . Bezirk (3.044)
und der 12. Bezirk (3.024 ) auf . Am glimpflichsten kam der 26 . Bezirk mit
488 Schäden weg . Gemessen an der Zahl der vor Kriegsausbruch vorhandenen
Gebäude ergibt sich folgende Reihenordnung der Bezirke : 4. Bezirk mit
857 beschädigten Gebäuden von je 1.000 , 1. Bezirk mit 845 , 10. Bezirk
mit 773 , 2. Bezirk mit 709 , 7. Bezirk mit 655 und 3. Bezirk mit 633 be¬
schädigten Gebäuden je 1.000 . Der 26 . Bezirk hat nicht nur absolut , sondern
auch relativ die geringste Zahl von Schäden , nämlich 115 von 1.000 Gebäuden.
Ihm folgen der 25 ., 14., 5., 23 . und 13. Bezirk , die zwischen 250 und
300 Schäden je 1.000 Gebäuden aufweisen.

Die größten Probleme für die Verwaltung bilden die Totalschäden.
In manchen Bezirken Wiens haben die Totalschäden einen ansehnlichen

Umfang erreicht und in diesen Bezirken ist die Frage des Wiederaufbaues
von brennendem Interesse . Setzt man die Totalschäden mit der Zahl der im
Jahre 1939 gezählten Häuser in Beziehung , so ergibt sich folgendes Bild.
Obenan steht der 10. Bezirk mit 116 Totalschäden je 1.000 Gebäuden , die
zweite Stelle nimmt der 11. Bezirk ein mit 138 und die dritte Stelle der
Bezirk Innere Stadt mit 119 Totalschäden je 1.000 Gebäuden . Über 100 Total¬
schaden je 1.000 Gebäude weisen noch die Bezirke 4 und 20 auf , an die sich
noch der 2. Bezirk mit 96 Totalschäden je 1.000 anschließt . Die geringsten
Totalschaden weisen auf : der 7. Bezirk (4 von 1.000 ) , 14. (8 von 1.000 ) und
26 . ( 15 von 1.000 ) .

Je nach dem Umfang der Totalschäden in den einzelnen Bezirken werden
auch die Wiederaufbauprobleme und die Planungen , die sich daraus ergeben,
verschieden sein . Auch die Kosten des Wiederaufbaues und ihre Aufbringung
spielen hier eine besondere Rolle . In diesem Zusammenhang ist es nicht ohne
Interesse , etwas über die eigentumsrechtliche Stellung der beschädigten Häuser
zu erfahren , worüber die folgende Übersicht Aufschluß gibt.
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Gebäude (in)
Schäden

Klein¬
schäden

Teil¬
schäden

Total¬
schäden Zusammen

Privatbesitz. 24.122 10.997 5.468 40.587
Staatsbesitz . 416 344 178 938
Gemeindebesitz. 2.906 1.333 486 4.725

Kultur - und historische Bauten . 275 255 82 612

Zusammen. 27.719 12.929 6.214 46.862

Von den Kultur - und historischen Bauten liegt eine Unterscheidung nach
dem Besitzer nicht vor, doch ist anzunehmen , daß es sich hier überwiegend
um öffentlich-rechtlichen Besitz handelt . Die Verteilung der Schäden nach dem
Gebäudeeigentum entspricht im allgemeinen der Verteilung , die dem gesamten
Gebäudebesitz zugrundeliegt . Der verhältnismäßige Anteil der Totalschäden
war jedoch bei den staatlichen Gebäuden am größten . Dies gilt jedoch nur
für die Gebäude , nicht aber für die Wohnungen in staatlichen Gebäuden , in
denen der verhältnismäßige Anteil an zerstörten Wohnungen am geringsten
ist . Dies ist darauf zurückzuführen , daß die Gebäude im Staatsbesitz über¬
wiegend Verwaltungs - und anderen Zwecken, nicht aber Wohnzwecken dienen.

Über die Wohnungsverluste , die mit der Zerstörung und Beschädigung der
Gebäude einhergingen , wird im Kapitel über das Wohnungswesen berichtet.

DIE BISHERIGEN LEISTUNGEN FÜR DIE KRIEGSSCHÄDEN¬
BEHEBUNG AN GEBÄUDEN.

Seit Kriegsende sind auf dem Gebiete der Kriegsschädenbehebung beach¬
tenswerte Leistungen erzielt worden . Freilich , diese Leistungen sind nicht
für jedermann sichtbar ; ein großer Teil der Kriegsschäden entstand in den
Wohnungen oder sonst innerhalb der Häuser . Die Behebung dieser Schäden
berührt nur die Interessen der Hausbewohner und ändert nur wenig an dem
Aussehen der Stadt . Gleichwohl ist es durch diese Reparaturarbeiten innerhalb
der Häuser gelungen . Tausende von Wohnungen für ihre Benutzer un¬
gefährdet zu machen und den weiteren Verfall von Häusern und Wohnungen
hintanzuhalten . Die bevorzugte Behebung der Bagatellschäden schien auch des¬
wegen geboten, weil hier mit einem verhältnismäßig geringen Aufwand an
Baustoffen und Arbeitsleistung möglichst viele Wohnungen in ihrem Bestand
gesichert werden konnten . Durch Kriegseinwirkung sind 36.851 Wohnungen
total zerstört worden , 50.024 Wohnungen sind so schwer beschädigt worden,
daß sie unbenützbar wurden ; 100.430 Wohnungen erlitten Kleinschäden ; ins¬
gesamt wurden also 187.305 Wohnungsschäden verzeichnet . Bis Ende 1947
wurden 60.444 Wohnungen wieder benützbar  oder ungefährdet  gemacht . In
dieser Zahl sind die behobenen Wohnungsschäden in städtischen Amts-, Schul-,
Anstalts - und Betriebsgebäuden nicht enthalten.

Kriegsschädenbehebung an Privatbauten.
Von den behobenen Kriegsschäden entfielen 59.895 auf Wohnungen in

Privatgebäuden . Die Lenkung dieser Bauarbeiten erforderte eine enorme Ver¬
waltungsarbeit . Jedes Bauvorhaben war daraufhin zu prüfen , ob es vom
Standpunkt der Planung und Stadtregulierung aus durchgeführt werden kann,
den Vorschriften der Bauordnung entspreche und ob Dringlichkeit und wirt¬
schaftliche Wichtigkeit gegeben seien. Erst nach einer solchen Prüfung wurde
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die Baubewilligung erteilt und die erforderlichen Baustoffe zugewiesen . Bis
Ende 1947 lagen dem Magistrat 137.511  Ansuchen zur Durchführung von
Wiederauf bauarbeiten vor, von denen 96.784  überprüft und 85.634  genehmigt
wurden . Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild:

1945 1946 1947 seit
Kriegsende

Eingebrachte Ansuchen zus. 30.2GG 7G.G31 30.614 137.511
für Wohngebäude. 27.493 70.171 26.447 124.111
für industrielle u. gewerbl . Anlagen 2.773 G.4G0 4.167 13.400

Überprüfte Ansuchen zus. 28.235 42.7G3 25.786 96.784
für Wohngebäude. 2G.39G 38.935 22.337 87.668

mit Kleinschäden * . 32.185 16.318 71.652
mit Teilschäden. 3.175 6,595 5.612 15.382
mit Totalschäden . 72 155 407 634

für industrielle u. gewerbl . Anlagen 1.839 3.828 3.449 9.116
Genehmigte Ansuchen zus. 18.409 39.629 27.596 85.634

für Wohngebäude. 1G.570 35.880 24.711 77.161
für industrielle u. gewerbl . Anlagen 1.839 3.749 2.885 8.473

Dadurch wurden
Wohnungen benützbar. 2.128 5.485 6.211 13.824

„ ungefährdet . 7.029 15.919 23.123 46.071
Zuweisungen von Glas m2 zus. 1) . . 175.500 724.034 297.303 1,196.837

für Wohngebäude. 133.000 649.294 224.861 1,007.155
für industrielle u. gewerbl . Anlagen 42.500 74.740 72.442 189.682

0 einschließlich Glaszuweisungen für städt . Gebäude.

Außer den angeführten Ansuchen wurden bis Ende 1947 — 31.226 Ansuchen
von privaten Häusern zur Behebung der Dachschäden eingebracht . Hier
mußte bei der Prüfung ein besonders strenger Maßstab angelegt werden.
Dachziegel waren besonders rar und wurden daher nur für die jeweils dring¬
lichsten Bauvorhaben zugewiesen . Es wurden hiebei drei Dringlichkeitsstufen
unterschieden , die sich nach dem Verhältnis der Größe der Dachfläche und
der Zahl der gefährdeten Wohnungen richteten . Bis Ende 1947 wurden
16.278 Dachschäden behoben, es bleiben daher noch rund 15.000 Dachschädenzu beheben.

Für die Behebung der Kriegsschäden an Gebäuden waren ständig einige
hunderte Baufirmen und einige tausend Arbeiter beschäftigt . Die Zahl der
beschäftigten Firmen und Arbeiter nahm dauernd zu und erreichte Ende des
Jahres 1947 im Monatsdurchschnitt den Stand von 2.300 Firmen und 10.500
Beschäftigten.

Mitunter erwies es sich als notwendig , die Behebung von Baugebrechen
zwangsweise durchzuführen . Dies war dann der Fall , wenn der Hauseigen¬
tümer die Schadensbehebung verweigerte oder nicht dazu imstande war . In
diesen Fällen stellte der Magistrat die Schäden im einzelnen fest und traf
alle technischen und finanziellen Vorkehrungen , sie zu beheben.

In einigen Fällen mußte der Magistrat auch die Instandsetzung der von
den Besatzungsmächten in Anspruch genommenen Privatgebäude übernehmen.
Es wurden folgende Gebäude instandgesetzt : 1., Palais Lobkowitz, 1., Reichs-
ratsstraße 35, 1., Ignaz Seipel-Ring , Stadtschulratsgebäude , 2., Böcklin-
straße 35, 4., Theresianumgasse 23—25 und 27, 4., Hoyosgasse 5, 4., Möll-
waldplatz 1, 8., Friedrich Schmidt-Platz 5, 9., Otto Wagner -Platz . Im 14. Be¬
zirk wurde außerdem eine Offiziersmesse und im 15. Bezirk ein Lazarett
errichtet.
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K r i e g s s c h ä d e n b e h e b u n g an städtischen Wohnhäusern
und an Siedlungen und Kleingärten.

ln den städtischen Wohnhäusern wurden im Kriege 18.127 Wohnungen
beschädigt . Hievon wurden 3.877 Wohnungen vollständig zerstört , 5.129 ent¬
fielen auf schwere Kriegsschäden , bei denen mindestens ein Wohnraum zerstört
wurde und 9.121 Wohnungen wurden leicht beschädigt . Auch hier wurden
vorerst die Kleinschäden , die durch Luftdruck oder Sogwirkung der Bomben¬
explosionen entstanden sind , beseitigt . Sodann wurde mit den Vorarbeiten zur
Behebung größerer Bauschäden begonnen , der Schutt abgeräumt und weg¬
befördert , Sicherungsarbeiten u. dgl . durchgeführt und die beschädigten
Dächer ausgebessert.

Seit Kriegsende wurden 4.793 Leichtschäden behoben, und zwar im Jahre
1945 — 267, 1946 — 1.049 und 1947 — 3.477. Von den schwerbeschädigten
Wohnungen wurden insgesamt 2.101 instandgesetzt , und zwar im Jahre
1Q46 — 949 und im Jahre 1947 — 1.152. 462 vollständig zerstörte Wohnungen
wurden wieder aufgebaut , darunter im Jahre 1946 — 218 und im Jahre
1947 _ 244. Außerdem wurden bis Ende 1947 — 2.193 Wohnungen durch
verschiedene Reparaturen (Dachdecker -, Schlosser -, Tischlerarbeiten ) unge¬
fährdet gemacht , und zwar im Jahre 1945 — 794, 1946 — 270 und im Jahre
1947 — 1.129. Insgesamt wurden in den Jahren 1945 bis 1947 an 9.549 Woh¬
nungen die Kriegsschäden beseitigt.

Die Stadt Wien wendet ihr besonderes Interesse auch der Behebung der
Kriegsschäden in den genossenschaftlichen Siedlungen und Kleingärten zu.
Im Kriege trugen 6.590 Kleingärten und Siedlungen Schäden davon . Im
Jahre 1946 wurden 2.150 und im Jahre 1947 — 2.100 Ansuchen um Bau-
stoffzuleilungen ftir die Behebung von Kriegsschäden in Kleingärten und
Siedlungen genehmigt und hiebei folgende Baustoffmengen zugeteilt:

1945,46 1947 1945.46 1947

Dachziegel , 1.000 Stück . 87 162 Holz, m3 . 1 .200 2.300
Dachpappe , 1.000 m2 . . 32 69 Stahl , Eisen,
Mauerziegel , 1.000 Stück 230 357 1.000 kg . . . . 2 55T
Zement, 1.000 kg . . . 260 521 Heraklithplatte .n,
Kalk , 1.000 kg . 112 52 1.000 m2 . . . . 10 0-3
Gips , 1.000 kg . 96 66 Glas , 1.000 m2 . . 2 2-9

Durch diese Wiederherstellungsarbeiten wurden im Jahre 1946 — 537
Wohnungen wieder benützbar und 362 Wohnungen ungefährdet gemacht.
Im Jahre 1947 erhöhten sich diese Leistungen auf 803 benützbar gemachte
Wohnungen und 532 ungefährdet gemachte Wohnungen.

Kriegsschädenbehebung an städtischen Amts -, Schul -,
Anstalt s- und Betriebsgebäuden , Gebäudeerhaltung.

Die Erhaltung der vielen städtischen Amts-, Schul-, Anstalts - und Betriebs¬
gebäude stellt in normalen Zeiten ein umfangreiches Arbeitsprogramm dar,
das )ahr für Jahr geleistet werden muß . Nach einem Krieg , in dem die
Stadt zum Kampfgebiet wurde , vervielfachen sich die Arbeitslasten , die für
die Wiederherstellung und Erhaltung dieser Gebäude aufgewendet werden
müssen . Allein von den 421 Schulgebäuden waren 120 leicht, 109 mittelschwer,
53 schwer und 24 total beschädigt worden . Für die Behebung der Schäden
in den letzten Jahren war ständig eine große Zahl von Firmen und Arbeitern
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am Werk. Näheres enthalten darüber die einzelnen Sachkapitel . Die folgenden
Zahlen geben einen zusammenfassenden Überblick über die Leistungen , die
bis Ende 1947 auf diesem Gebiete vollbracht worden sind.

Gesamtzahl
Zahl

der im
Bis Ende

1947

An-
Objekte

Kriege
beschüd.

wieder
instand-

stalten Gebäude gesetzt

Erziehungsheime . 23 97 12 3
Altersheime. 9 75 14 2
Herbergen für Obdachlose. 7 15 4 1
Städtische Krankenanstalten , Objekte . . 32 415 97 15
Sanitätsstationen . 11 12 7 —

Objekte des Jugendamtes . 288 71 50 10
„ des Gesundheitsamtes. 81 4 4 —

„ des Kulturamtes. 168 98 37 19
„ der Grundverwaltung . 37 37 21 10
„ des städt . Gartenwesens . . . . 661 661 329 70
„ des städt . Forstwesens . . . . 38 35 12 10
„ der städt . Feuerwehr . 135 135 37 21

Städt . Schulhäuser. 435 435 306 166
Amtshäuser u. Häuser f. versch . Zwecke 141 141 71 17

Zu den mitgeteilten Zahlen kommen noch diejenigen für die Nutz¬
bauten auf den Lebensmittel- und Viehmärkten , Schlachthäuser und Viehhalte-
häuser wie der Betriebsgebäude der städtischen Unternehmungen hinzu , von
denen ebenfalls viele beschädigt worden sind. Unter den bis Ende 1947 wieder
instandgesetzten Bauwerken sind nur jene erwähnt , bei denen die Arbeiten
abgeschlossen worden sind ; an einer großen Zahl von städtischen Amts-,
Schul-, Anstalts - und Betriebsgebäuden sind die Arbeiten zur Behebung der
Kriegsschäden noch im Gange . Im Jahre 1947 wurde auf 220 und im
Jahre 1946 auf 590 Baustellen gearbeitet . Die große Zahl im Jahre 1946
ist darauf zurückzuführen , daß in der ersten Zeit nach dem Kriege haupt¬
sächlich die Kleinschäden , späterhin aber immer mehr die Großschäden
behoben wurden.

Abtragungen von Gebäuden , Beseitigungen von Luft¬
schutzbauten.

ln vielen Fällen sind Gebäude so sehr beschädigt worden, daß eine Wieder¬
instandsetzung sowohl technisch als auch wirtschaftlich nicht in Frage
kommt. Von vielen anderen Gebäuden stehen nur mehr Gebäudeteile oder
einzelne Mauern . Diese Ruinen stellen eine ständige Gefahr für die Vorüber¬
gehenden und für die Anrainer dar . Wenn Regen, Schnee, Frost und Tau¬
wetter den Zustand dieser Ruinen noch weiter verschlechtern , gibt es immer
wieder Einstürze mit schweren Unfällen und selbst mit Opfern an Menschen¬
leben. Aus Gründen der Sicherheit müssen diese Hausruinen gesprengt oder
abgetragen werden . Auch diese Abtragungen sind eine notwendige Arbeit im
Interesse der Wiener Bevölkerung und stellen eine besondere Art der Beseiti¬
gung von Kriegsschäden dar . Bis Ende 1947 wurden insgesamt 707 Gebäude
abgetragen , und zv/ar 112 Gebäude im Jahre 1945, 251 im Jahre 1946 und
344 im Jahre 1947. 4S0 Häuser müssen noch abgetragen werden. Allein die
mit diesen Sprengungen und Abtragungen verbundenen Arbeitsleistungen
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erforderten Hunderttausende von Arbeitsstunden . Die bisher aufgewendeten
Kosten hiefür stellen sich auf 3.240.920 Schilling.

Erschwerend für den Fortgang dieser Arbeiten ist der Mangel an Spreng¬
stoff . Im Lande selbst darf dieser Sprengstoff nicht erzeugt werden. Die
Stadtverwaltung ist auf jene Mengen angewiesen , die ihr von den Besatzungs¬
mächten übergeben werden.

Abgetragen wurden auch viele der Luftschutzbauten , die während des
Krieges errichtet worden sind und für die eine friedensmäßige Verwendung
nicht in Frage kam. Viele Luftschutzstollen , die in der Kriegszeit begonnen
wurden , blieben unfertig , was besondere Gefahren in sich schloß . Solche halb¬
fertige Stollen mußten entweder fertiggestellt oder gänzlich zugeschüttet und
abgemauert werden . Dabei war auch auf eine spätere Verwendung als Keller
oder l agerraum Bedacht zu nehmen, um das bereits aufgewendete Material
möglichst nutzbar zu machen. In den unter Verkehrsflächen liegenden Stollen
des ehemaligen „Schutzraumnetzes Innere Stadt “ waren umfangreiche Siche¬
rungsarbeiten notwendig , um ein Einsacken des Bau- oder Straßengrundes
im vorhinein unmöglich zu machen. Aber auch außerhalb des eng verbauten
Gebietes befanden sich viele Stollenbauten , die gesichert werden mußten . Zu
erwähnen sind hier die Stollenausbauten 3., St. Marx , Schlachthaus , 9., Clam
Gallas -Garten , 11., Dorfgasse , 13., Küniglberg , 13., Girzenberg , 16., Gallitzin-
berg , 19., Hartäckerpark , 19., Kobenzl , 25., Atzgersdorf , Höpflerbad und
25., Kaltenleutgeben . Die Stollen in den folgenden Gebieten wurden zuge¬
schüttet : 3., Leberstraße 3., Wildganshof , 3., St. Marx , 3., Arsenal , 3., Gras¬
bergergasse , 3., Marx Meidlinger -Straße , 6., Corneliusgasse , 7., Burggasse,
7., Neustiftgasse , 9., Berggasse.

Es wurden im Jahre 1945 — 225 Meter und 1946 — 95 Meter Stollen
sowie 20 und 31 Meter Schächte zugeschüttet . Ausgemauert wurden Stollen
in einer Länge von 126 Metern im Jahre 1945, von 281 Metern im Jahre
1946 und von 50 Metern im Jahre 1947. Die Schachtausmauerungen hatten
eine Ausdehnung von 31 Metern . 20 Meter Voreinschnitts -Futtermauern
wurden im Jahre 1946 und 25 Meter im Jahre 1947 fertiggestellt . Die
Arbeiten zur Liquidierung der Luftschutzstollen waren damit im wesent¬
lichen abgeschlossen.

In den Jahren 1945 bis Ende 1947 wurden von 176 erbauten Splitter¬
schutzgräben 52 abgetragen und der ursprüngliche Zustand hergestellt.
Diese 52 Splittergräben teilen sich wie folgt auf : 45 auf öffentlichen Grund¬
flächen, 2 auf öffentlichen Verkehrsflächen und 5 auf Eigengründen der
Stadt Wien. Noch abzutragen wären 124 Splitterschutzgräben , von welchen
22 auf öffentlichen Grundflächen , 19 auf öffentlichen Verkehrsflächen , 41 auf
Eigengründen der Gemeinde Wien, 12 auf Gründen anderer öffentlicher
Körperschaften und 30 auf privaten Grundstücken liegen.

Einige der großen Luftschutzbunker wurden für besondere Zwecke umge¬
baut . So wurde der Luftschutzbunker 1., Friedrich Schmidt-Platz in eine
städtische Großgarage für 70 Personenkraftwagen umgewandelt ; der Luft¬
schutzbunker 1., Rathauspark wurde für das städtische Archiv und der Luft¬
schutzbunker im Schönbornpark im 8. Bezirk für die städtischen Büchereien
als Magazin eingerichtet ; im Luftschutzbunker 6., Esterhazypark wurde ein
Nothotel mit 50 Betten errichtet und im Luftschutzbunker 15., Westbahn¬
hof eine Behelfsunterkunft für Reisende. Die Luftschutzbunker 4., Phorus-
park , 9., Währingerstraße , 10., Laubeplatz , 16., Schuhmeierplatz und
17., Pezzlpark sind an Private als Lagerräume vermietet.
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NEUBAU VON STÄDTISCHEN WOHNHÄUSERN UND
SIEDLUNGSANLAGEN.

Wenngleich die Behebung von Kriegsschäden in den Wiener Häusern im
Vordergrund steht , so hat sich die Wiener Stadtverwaltung neuestens auch
wieder dem Neubau von Wohnhäusern und Siedlungen zugewendet . Es
ist wiederholt darauf hingewiesen worden, daß es beim Wiederaufbau nicht
bloß um eine Wiederherstellung des alten Zustandes geht . Es wird manches,
das zerstört worden ist , entweder überhaupt nicht mehr oder in einer anderen
Gestalt erstehen . So weisen z. B. die besten städtebaulichen Lösungen für
das arg verwüstete Kaiviertel , die aus einem Architektenwettbewerb hervor¬
gingen , eine von Grund aus neue Verteilung des Baugrundes auf : breite
Straßen und Alleen und große Plätze und Grünflächen . Mit der Verwirk¬
lichung dieses modernen Städteplanes werden auf demselben Territorium
weniger Wohnungen gebaut werden als nach dem alten Städteplan . Die
Auflockerung des dicht verbauten Stadtkernes gehört überall in der Welt,
wo moderne Baugesinnung am Werke ist , zu den feststehenden Forderungen
der Gegenwart . Die Gestaltung der Baublöcke und Gebäudegrundrisse erfolgt
heute nach anderen Gesichtspunkten als zu der Zeit, in der die zerstörten
Häuser erbaut worden sind . Die zu verbauende Fläche eines Baugrundes
wird in der Regel zu einem geringeren Teil ausgenützt werden ; nach den
Bestimmungen der jetzt geltenden Wiener Bauordnung werden auf den
alten Baugründen daher weniger Wohnungen erbaut werden als vorher
darauf errichtet worden sind . Der dadurch bedingte Abfall wird durch den
Neubau von Wohnraum ausgeglichen werden müssen.

Ein Großteil der Wiener Häuser ist bedeutend überaltert . Unter normalen
Verhältnissen wären die überalterten Häuser längst abgebrochen worden.
Die herrschende Wohnungsnot zwingt aber dazu , Häuser und Wohnungerj,
auch wenn sie nicht mehr den Forderungen unserer Tage entsprechen , zu
benützen. Sie müssen aber früher oder später durch andere Bauten ersetzt
werden. Hinzu kommt, daß die Ausstattung der meisten Wiener Wohnungen,
gemessen an den Verhältnissen , wie sie in den Städten West- und Nord¬
europas oder gar in den Vereinigten Staaten üblich sind , mehr als beschei¬
den ist . Nach den „Ergebnissen der Erhebung der Wohnungsverhältnisse in
Wien“ vom Jahre 1934 hatten von 613.436 Wohnungen im alten Stadt¬
gebiet nur 220.673, das sind 36% ein Klosett unter Wohnungsverschluß,
nur 207.724 (34%) ein Vorzimmer und gar nur 66.972 (11%) ein Bade¬
zimmer. Nur ungefähr ein Drittel der Wohnungen hatte Wasser eingeleitet,
acht Zehntel der Wiener Wohnungen sind Kleinwohnungen mit 1 bis 3 Wohn-
räumen , Küche als Wohnraum mitgerechnet . In den Vereinigten Staaten ent¬
fallen 26-7% auf Kleinwohnungen , 42% haben dort Zentralheizung und 70%
der Wohnungen ein Bad. Wien war immer eine Stadt des Wohnungselends , wo
die Kleinwohnung vorherrschte . Die Wohnbautätigkeit der Gemeinde Wien
nach dem ersten Weltkrieg hat hier manches zum Besseren gewendet . Doch
vieles bleibt hier noch zu tun . Vieles, was zwischen dem ersten und zweiten
Weltkrieg gebaut worden ist , ging in den Stürmen des zweiten Weltkrieges
zugrunde und muß wieder aufgebaut werden.

Der Wiener Gemeinderat hat daher beschlossen, neben der Instandsetzung
der kriegsbeschädigten städtischen Wohnhäuser auch den Wohnhausbau
wieder aufzunehmen . Das Wohnbauprogramm 1947 sieht folgende Bauvor¬
haben vor : 10. Bezirk Per Albin Hansson -Siedlung am Wienerfeld mit
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333 Wohnungen , 13. Bezirk Qogolgasse mit 48 und 13. Bezirk Nothart¬
gasse mit 60 Wohnungen . 18. Bezirk Simonygasse mit 126 Wohnungen,
22. Bezirk Siedlung in der Quadenstraße in Hirschstetten mit 337 Wohnungen,
Siedlung in der Erzherzog Karl -Straße in Stadlau mit 302 Wohnungen und
Siedlung anschließend an die Freihofsiedlung in Kagran mit 182 Wohnun¬
gen und Siedlung Rodaun im 25. Bezirk mit 326 Wohnungen.

Erleichtert wurde die Bauführung dieser Bauvorhaben durch die Schwe¬
dische Europahilfe , die der Gemeinde Wien zwei Vibro-Spezialmaschinen
zur Erzeugung von Bausteinen aus Schutt geschenkweise überlassen hat . Zu
Ehren des verstorbenen schwedischen Ministerpräsidenten und verdienst¬
vollen Helfers und Freundes Österreichs Per Albin Hansson wurde die
Siedlung auf dem Wienerfeld nach ihm benannt . Die Grundsteinlegung der
Per Albin Hansson -Siedlung erfolgte am 23. August 1947. Mit den Vor¬
arbeiten für die geplanten Wohnhaus - und Siedlungsanlagen wurde im Jahre
1947 begonnen.

Während des Krieges hatte die Gemeindeverwaltung mit dem Bau einiger
Wohnhäuser begonnen , die aber mit Kriegsende noch immer nicht fertig¬
gestellt waren . Einige dieser Bauten waren durch Bombentreffer zerstört
worden . Die Bauarbeiten wurden einige Zeit nach dem Kriege wieder fort¬
gesetzt . Im Jahre 1946 wurde die Wohnhausanlage 12., Hetzendorfer
Straße 168 bis 174 mit 64 Wohnungen und die Siedlungsanlage 10., Wiener¬
feld-West I mit 46 Wohnungen fertiggestellt . Die Wohnhausbauten 10., An-
geligasse 10 mit 19 Wohnungen und 10., Friedrich Knauer -Gasse 6 mit
29 Wohnungen wurden im Jahre 1947 beendet. An einer Reihe anderer
steckengebliebener Bauvorhaben wird gearbeitet.

VERDINGUNGSWESEN.
Für die städtischen Bauführungen werden zahlreiche Privatfirmen heran¬

gezogen . Die Kostenvoranschläge und Rechnungen dieser Firmen müssen
überprüft , und wenn erforderlich , richtiggestellt werden . Hiebei ist auf die
Angemessenheit der Preise sowie Einhaltung der Preisbestimmungen und
der Lohnsätze zu achten . Die Änderungen im Preis - und Lohngefüge in den
letzten Jahren haben diese Arbeiten bedeutend erschwert . Die Zentrallohn¬
kommission im Bundesministerium für soziale Verwaltung hat für alle Zweige
des Baugewerbes Lohn- und Gehaltsregelungen genehmigt . Die Abteilung für
Preisbestimmung im Ministerium für Inneres stimmte einer Reihe von Preis¬
erhöhungen der Baustoffe zu. Die Auswirkungen der Preis - und Lohn¬
erhöhungen auf die Verträge mit den Baufirmen mußten untersucht und deren
Ausmaß festgestellt werden.

Mit diesen Aufgaben ist eine Abteilung des Stadtbauamtes besonders
betraut . Sie verständigt regelmäßig alle Dienststellen des Magistrates , die mit
der wirtschaftlichen Gebarung der Bauführungen befaßt sind , von den Preis-
und Lohnänderungen . Im Jahre 1946 erfolgten fünf Verständigungen mit zu¬
sammen 118 Seiten, im Jahre 1947 achtzehn Verständigungen mit zusammen
265 Seiten. In jeder Abteilung wurde ein Preisreferent bestellt , der mit der
Spezialabteilung in ständiger Verbindung ist . Die Preisreferenten wurden in
besonderen Sitzungen auf alle Änderungen aufmerksam gemacht . Von den
zahlreichen Rechnungen und Kostenvoranschlägen wurden besonders schwie¬
rige Fälle von der Spezialabteilung selbst erledigt . Die Zahl dieser Fälle
belief sich im Jahre 1947 auf 5.627. Die Richtigstellungen , die durch die
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Spezialabteilung durchgeführt wurden , ergaben einen Gesamtbetrag von
S 550.000.— im Jahre 1946 und von S 1,510.000.—■im Jahre 1947.

Das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau erließ im Jahre 1946
Richtlinien für die Vergebung öffentlicher Lieferungen und Arbeiten . Auf
Grund dieser Richtlinien hatten die vom Stadtbauamt beschäftigten und zur
Anbotstellung zugelassenen Firmen den Nachweis zu erbringen , daß sie keine
reichsdeutschen Firmen sind, die gewerbliche Berechtigung zur Ausübung der
jeweiligen Arbeiten besitzen , von ihrer Innung als politisch unbedenklich
gelten und den Vorschriften des Wirtschaftssäuberungsgesetzes entsprochen
haben.

ADMINISTRATIVE BAUPOLIZEI.
Die administrative Baupolizei , wozu auch die Elektrizitäts -, Eisenbahn-

und Luftschiffahrtsangelegenheiten gehören , werden von einer Magistrats¬
abteilung der Geschäftsgruppe „Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten“
besorgt . Die administrative Baupolizei genehmigt die großen Bauvorhaben,
als höhere Baupolizei auch alle Bauten des Bundes und der Stadt Wien und
ihrer Unternehmungen und außerdem alle jene Bauvorhaben , die rechtliche
Fragen auslösen . Um eine einheitliche Rechtsprechung zu erreichen , wurden
die Baustrafsachen und solche der Baustoffbewirtschaftung durch ein für den
ganzen Wiener Bereich zentral geführtes Referat besorgt . Der administrativen
Baupolizei obliegen auch die Strafamtshandlungen auf Grund des Last¬
verteilungsgesetzes vom 6. März 1946, B. G. Bl. Nr . 83, und des Bedarfs¬
deckungsstrafgesetzes 1947, B. G. Bl. Nr . 146/47, soweit der Staatsanwalt nicht
entschieden hat , daß es sich um ein den Gerichten zur Aburteilung vor¬
behaltenes schweres Delikt handelt.

ln allgemeinen und grundsätzlichen Angelegenheiten hat die administrative
Baupolizei eine Reihe von Gutachten abgegeben und - Entwürfe für Gesetze
und Kundmachungen ausgearbeitet . Solche Magistratskundmachungen wurden
u. a. erlassen über den Schutz der Ernte vor Flurschäden , über die Fest¬
stellung und Verhinderung unbefugter Bauführungen , über die Reinigungs¬
und Bestreuungspflicht von Gehwegen bei Schnee und Glatteis und über die
Herstellung von Gehsteigen.

Durch die wiedereingeführte Bundesverfassung vom Jahre 1929, wodurch
Wien wieder den Wirkungsbereich eines Landes erhielt , wurde die administra¬
tive Baupolizei Berufungsinstanz gegen Entscheidungen der Baubehörde
1. Instanz sowie in F.nteignungsangelegenheiten nach der Bauordnung für
Wien und nach dem Eisenbahnenteignungsgesetz.

ln Grundverkehrsangelegenheiten nahm die Zahl der Grundabteilungen
und der zugehörigen Grundbuchssachen ständig zu. Es wurden behandelt:

1946 1946 1947
1. 4.—31. 12

Grundabteilungen . . . . 3 (11 1.015 1.472
Grundbuchssachen . . . . 239 027 720

TECHNISCHE BAUPOLIZEI.
Durch den Erlaß der Magistratsdirektion vom 26. Februar 1946 wurde

der Geschäftsbereich der Bau-, Feuer - und Gewerbepolizei neu festgelegt.
An Stelle der Magistratsabteilung IV/25 und IV/26 traten die Magistrats¬
abteilungen 35, 36, 37 und 39. ln der Magistratsabteilung 35 sind die allge-
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meinen Baupolizeiangelegenheiten , und zwar für alle Bezirke zusammen¬
gefaßt ; die Magistratsabteilung 36 übt die Bau-, Feuer - und Gewerbepolizei
in den Bezirken 1 bis 9 und 20 und die Magistratsabteilung 37 die Bau-,
Feuer - und Gewerbepolizei in den Bezirken 10 bis 19 und 21 bis 26 aus . Die
Städtische Prüf - und Versuchsanstalt , die bis dahin der Magistratsabtei¬
lung IV/25 unterstellt war , wurde eine selbständige städtische Dienststelle,
die Magistratsabteilung 39. Die Magistratsabteilung 37 hat in den Bezirken
12 bis 18, 22, 24 bis 26 besondere Außenstellen geschaffen.

Kriegsschäden und Wiederaufbauarbeiten stellten an die städtische Bau¬
polizei große Anforderungen . Noch immer werden viele bombenbeschädigte
Häuser von Wohnparteien benützt . Bei Sturmwetter sind diese Bauten und
die darin wohnenden Menschen mitunter sehr gefährdet . Die Baupolizei hatte
diese Bauten auf ihre Benützbarkeit zu überprüfen und wenn erforderlich,
Sicherheitsvorkehrungen zu veranlassen . In einigen Fällen mußte sie auf
Räumung der gefährdeten Wohnungen dringen . Die Feststellung der Bau¬
polizei, ob eine beschädigte Wohnung als unbewohnbar anzusehen sei, war
dann von besonderer Wichtigkeit , wenn von dieser Feststellung abhing , ob
eine wiederinstandgesetzte Wohnung den Bestimmungen des § 3 des Woh¬
nungsanforderungsgesetzes unterlag.

Eine ständige Gefahr bildeten die Hausruinen . Die Baupolizei hatte den
Bauzustand dieser Ruinen zu untersuchen und im Falle der Einsturzgefahr
die Abtragung oder Sprengung zu betreiben.

Großen Umfang erreichten die Verwaltungsgeschäfte , die mit der Bau¬
tätigkeit zusammenhingen . In dem Maße , als wieder mehr Baustoffe erhältlich
waren , stieg die Zahl der Bauansuchen . Sowohl für die Wiederinstandsetzung
von gewerblichen und landwirtschaftlichen Betriebsstätten als auch von
Wohnungen wurden zahlreiche Bauansuchen eingebracht . Hinzu kam eine
beträchtliche Zahl von Bauansuchen für öffentliche Bauten sowie von Bauten
auf Bahngrund , wo die Kriegszerstörungen besonders arg waren . Die
Wiedererrichtung von Personen - und Lastenaufzügen und ihre Wieder¬
inbetriebnahme mußten von der Baupolizei ebenso überprüft werden , wie die
durch den Mangel an festen Brennstoffen zahlreich gewordenen Ölfeuerungs¬
anlagen und Öllager.

Während des Krieges war der Grundstückverkehr eingeschränkt gewesen,
was sich auch auf die Grundteilungen auswirkte . Seit Kriegsende sind wieder
zahlreiche Ansuchen um Grundteilung bei der Baupolizei eingelangt ; sie zu
erledigen , erfordert viel Umsicht . Die Baupolizei hat auch an den Gesetzes¬
änderungen , an der Festlegung neuer Richtlinien und Normen mitgewirkt,
die durch die geänderten politischen Verhältnisse notwendig geworden waren.
Die Gebühren für platzzinspflichtige Objekte wurden anläßlich der Behebung
von Zerstörungen an Geschäften und Werbeanlagen neu bemessen.

Im folgenden wird für das Jahr 1947 ein Überblick über die Verwaltungs¬
tätigkeit der drei städtischen Baupolizeiabteilungen geboten.

Die Verwaltungstätigkeit der technischen Baupolizei im Jahre 1947.
M.-Abt . 35 M.-Abt . 36 M.-Abt . 37

Neubauten , Bewilligungen . . 106 1 717
Zubauten , Bewilligungen . 13 11 837
Umbauten und bauliche Änderungen . 95 1.178 1.877
Abtragungen . —• 219 276
Sprengungen . 139 - - 2
Benützungsbewilligungen . 18 534 1.007
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M.-Abt . 35 M.-Abt . 36 M.-Abt . 37
Bauaufträge für Sicherungsmaßnahmen und

Instandsetzungen .
Abtragungsaufträge . .
Baulinienbekanntgaben.
Baulinienausstellungen.
Fundamentbeschauten . .
Rohbaubeschauten .
Eisenbeschauten.
Grundabteilungen .
Grundbuchserhebungen .
Verhandlungen a) Ortsaugenscheine . . . .

b) Büroverhandlungen . . .
Gewerbepolizeiliche Erhebungen .
Feuerpolizeiliche Erhebungen .
Statische Berechnungen.
Wohnungsbegutachtungen .
Gebrauchsgebühren (Platzzinse ) .
Ölfeuerungen und Lagerungen brennbarer

Flüssigkeiten .
Aufzüge .
Zulassungen neuer Bauweisen.
Sonstiges . .

—. 6.123 3.354
— 267 228

1 6 825
— 6 212
7 37 207

18 114 257
95 19 115

448 — 587
32 149 1.428

2.129 243 5.360
261 161 1,110
277 1.377 1.552

— — 589
299 3 —

— 6.062 6.895
13.207 — 415

147 _ .
122 — —
34 — —
73 605 3.393

THEATER- UND KINOPOLIZEI.
Das Veranstaltungsgesetz vom 27. Juli 1945 setzte die rechtlichen Vor¬

schriften des Deutschen Reiches für die Veranstaltungsbetriebe außer Kraft
und führte die österreichischen Vorschriften wieder ein. Die Eignung der
Betriebsstätten wurde durch Lokalaugenschein und Erhebungen neuerlich
festgestellt . Doch war es den Organen der Theater - und Kinopolizei größten¬
teils nicht möglich , die von den Besatzungsmächten beschlagnahmten Betriebe
zu überprüfen und zu überwachen . Ende 1947 waren von den Besatzungs¬
mächten keine Theater mehr beschlagnahmt.

Durch eine Änderung des Wiener Theatergesetzes vom 21. Juli 1947
(L. G. Bl. Nr . 16/1947) wurde ermöglicht , daß Konzessionen für Variete¬
vorstellungen und pratermäßige Volksvergnügungen auch mit wechselndem
Standort erteilt werden können. Durch diese Änderung im Theatergesetz sind
jetzt weniger Erhebungen über die Eignung von Betriebsstätten erforderlich.
Nach der neuen Geschäftseinteilung des Wiener Magistrates überprüft die
Theater - und Kinopolizei in der Regel die Betriebsstätten auf ihre Eignung
und erteilt auch die Bescheide an die Antragsteller . Damit ist eine schnellere
und einfachere Erledigung der Ansuchen verbunden . Dies war um so mehr
geboten , als die meisten Arten von Verwaltungsgeschäften in den letzten
Jahren zugenommen haben, wie die folgende Übersicht beweist:

Erteilte Konzessionen nach dem Theater¬
oder Kinogesetz.
dar . Konzessionen von ständigen

Betriebsstätten .
Angemeldete Dauerveranstaltungen . .

„ Einzelveranstaltungen . .
Verschiedene Dienststücke .
Ortsaugenscheine.

1945
4.- 31.

1946
12.)

1947

390 981 560

117 295 396
493 1.578 2.792
901 2.909 4.108

1.418 3.626 4.300
154 487 764
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Die technische Überwachung der Theater -, Variete -, Kabarett -, Zirkus-
und sonstigen Veranstaltungen erforderte die Anwesenheit der Organe der
administrativen Theater - und Kinopolizei bei den Generalproben . Im Jahre 1945
(vom 1. April bis 31. Dezember ) nahmen sie an 53, im Jahre 1946 an 115
und im Jahre 1947 an 167 Generalproben teil. Bei Theaterstücken wurden
die jeweils erforderlichen Bedingungen festgelegt . Die Programme der Dar¬
bietungen in anderen als Theaterbetrieben werden überprüft . 1945 wurden
35, 1946 — S4 und 1947 — 137 Programme geprüft — 9 im Dienste der
Kinopolizei tätige Ingenieure kommen in jedem Monat unangesagt in die
rund 200 Kinos Wiens und überprüfen die technischen und Feuerschutz¬
einrichtungen dieser Betriebe.

Die Theater - und Kinopolizei hat in den letzten Jahren eine große Anzahl
von Projekten für Vergnügungsstätten und Ausstellungen begutachtet , doch
wurden zunächst nur wenige dieser Projekte verwirklicht . Die Wiener
Messe A. G. läßt zwei Ausstellungshallen erbauen , von denen eine bereits
fertig ist . Das Riesenrad im Wiener Volksprater hat am 1. Mai 1947 seinen
Betrieb wieder eröffnet. Der weitere Ausbau des Wiener Praters ist durch die
Baustoffbeschaffung und durch die Schwierigkeiten , die sich bei der Verpach¬
tung der Gründe ergeben , erschwert . Die im Jahre 1947 genehmigten
55 Praterbetriebe stellen zum großen . Teil nur ein Provisorium dar.

Es sei noch erwähnt , daß in der Vergnügungsstätte „Königin “ im 19. Bezirk
außerhalb der Betriebszeit ein Brand ausbrach , der infolge der Nicht¬
erfüllung der technischen Sicherungsvorkehrungen ( Imprägnierung der Aus¬
schmückung ) den großen Gästeraum zerstörte . Einem ebenfalls außerhalb
der Betriebszeit ausgebrochenen Brand in der Vergnügungsstätte „Winter¬
garten “ im 1. Bezirk fielen dank der angeordneten und durchgeführten
flammensicheren Imprägnierung nur wenige Möbelstücke zum Opfer.

STÄDTISCHE PRÜF- UND VERSUCHSANSTALT.
Die städtische Prüf - und Versuchsanstalt wurde im Februar 1946 als

selbständige Abteilung des Magistrates wieder errichtet . Es ist ihre Aufgabe,
alle in der Bauwirtschaft verwendeten Materialien zu erproben und zu begut¬
achten und insbesondere die städtischen Dienststellen und Unternehmungen
bei der Verwendung von Roh- und Hilfsstoffen zu beraten . Kriegsereignisse
und Besetzung haben die Arbeit der städtischen Baustoffprüfung sehr be¬
einträchtigt . Die Prüfräume und Spezialeinrichtungen für die Materialprüfun¬
gen wurden beschädigt , Bücher und Registraturen , Gutachten -, Normen -, Prüf¬
vorschriften - und Zeugnissammlungen gingen zum Teil verloren . Die Wieder¬
herstellungsarbeiten waren infolge Materialmangels erschwert , es fehlte an
Chemikalien. Die Abschaltungen von Strom und Gas verzögerten ebenfalls die
Wiederherstellung der Laboratoriumseinrichtungen . Es bedurfte aller Improvi¬
sationskunst von Leitung und Personal , um den an sie gestellten Anforderun¬
gen entsprechen zu können. Für die Beförderung großer Prüfkörper wurde
im mechanisch-technischen Laboratorium ein Lastenaufzug errichtet ; außerdem
wurde ein Gerät zur Prüfung der Betonsteife und ein weiteres für Schwind-
messunger aus eigenen Mitteln gebaut . Zur einfachen und raschen Über¬
prüfung der Betonfestigkeiten in Bauwerken wurde ein handliches Gerät kon¬
struiert . Nach fast dreijähriger Bemühung ist es auch gelungen , die Arbeits -,
Lager - und Prüfräume durch eine Etagenheizung gleichmäßig zu temperieren,
was namentlich für die Festigkeitsprüfungen von großer Wichtigkeit ist.
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In der Zeit vom 20. Februar bis Ende 1946 wurden 927 und im Jahre 1947
1.435 Prüfanträge eingereicht . Sowohl im Jahre 1946 als auch im Jahre 1947
wurde eine Nummer der „Praktischen Mitteilungen der städtischen Prüf - und
Versuchsanstalt “ herausgegeben . An den Arbeiten der Normenausschüsse
hatte die städtische Prüf - und Versuchsanstalt teilgenommen.

BAUHÖFE UND WERKSTÄTTEN.

BAUHÖFE.

Die städtischen Bauhöfe wurden im April 1942 errichtet , als es für die
Gemeindeverwaltung immer schwieriger geworden war , in ihren Amts-,
Anstalts - und Betriebsgebäuden die notwendigen Reparaturen von Gewerbe¬
treibenden ausführen zu lassen . In dieser Hinsicht wurde es auch nach dem
Kriege nicht besser . Die wenigen Privatfirmen , die Arbeiten für die Gemeinde
Wien zu übernehmen bereit waren , taten dies nur unter der Voraussetzung,
daß ihnen bei der Beschaffung von Baustoffen, Werkzeugen und Arbeits¬
kräften eine ausreichende Beihilfe zuteil werde. Es kam häufig vor , daß selbst
für dringliche Instandsetzungsarbeiten keine Privatfirmen zu haben waren,
weswegen in zunehmendem Maße die städtischen Bauhöfe nicht nur mit
kleineren , sondern auch umfangreicheren Bauführungen betraut wurden . Dabei
hatten die einzelnen Betriebe der städtischen Bauhöfe selbst schwer unter den
Kriegswirkungen gelitten . Bedeutende Holzvorräte auf dem Bauhof 20., Durch¬
laufstraße , gingen in Flammen auf und ebenso wurde die Spenglerei auf dem
Zentralfriedhof Opfer eines Brandes . In den Magazinen des Bauhofes
12., Malfattigasse 6, entstanden durch Plünderungen große Verluste an Werk¬
zeugen und Material . Es mußten zunächst die Schäden im eigenen Betrieb
soweit als möglich behoben werden , um den erhöhten Anforderungen der
anderen Dienststellen nachkommen zu können. Es ist gelungen , in verhältnis¬
mäßig kurzer Zeit die eigenen Schäden aufzuholen , ein Verdienst der auf¬
opfernden Tätigkeit der Angestellten und Arbeiter des Betriebes.

Drückender Baustoffmangel , angespannte Transportlage und häufiger Aus¬
fall der Kraftstromlieferung erschwerten die Arbeit der Bauhöfe und zwangen,
verschiedene Auswege zu suchen. So wurden aus den schwer bombenbeschädig¬
ten städt . Objekten Holz , Profileisen , Bleche und andere Materialien geborgen,
die nun Reparaturzwecken dienten. Auf diese Weise wurden viele Tonnen Bau¬
stoffe aller Art geborgen , die dazu beitrugen , die Materialknappheit zu mildern.
Im Rahmen der Umschulungskurse für Maurer , die das Landesarbeitsamt
Wien eingerichtet hatte , werden die Kursteilnehmer auf den städtischen Bau¬
höfen praktisch ausgebildet , während die Bauschule Kagran sie theoretisch
ausbildete . Uni eine Vergeudung von Baustoffen bei den Schülerarbeiten , die
später wieder abgetragen werden müssen , zu vermeiden, wurde die praktische
Ausbildung auf die Baustellen verlegt . Unter Anweisung von Lehrmaurern
wurden in den Siedlungen Kagran und Leopoldau umfangreiche Instand¬
setzungsarbeiten durchgeführt . Innerhalb der praktischen Kursausbildung
wurden im Jahre 1946 14 und im Jahre 1947 32 Siedlungshäuser wieder¬
hergestellt , 10 Siedlungshäuser wurden abgetragen ; 3 Häuser erhielten
Zubauten . In einem Wohnhaus im Bereich der Siedlung Freihof in Kagran
wurden schwere Deckenzerstörungen und Bauschäden behoben, in der Sied¬
lung Leopoldau wurden neue Unterkellerungen und schwierige Unterfan¬
gungsarbeiten durchgeführt.
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In Zusammenarbeit mit der städtischen Prüf - und Versuchsanstalt wurden
neue Baustoffe und Verfahren an den Baustellen erprobt.

Die städtischen Bauhöfe haben im Jahre 1945 (1. April bis 31. Dezember)
insgesamt 377 Arbeiten ausgeführt ; im Jahre 1946 waren es 751 und im
Jahre 1947 413 Arbeiten . Der größere Teil dieser Arbeiten entfiel auf
Schlosser -, Tischler - und Maurerarbeiten ; außerdem werden von den
städtischen Bauhöfen noch Anstreicher -, Maler -, Glaser -, Installations -,
Spengler -, Zimmerer - und Dachdeckerarbeiten ausgeführt . Der Dachdeckerei
steht wegen des größeren Gefahrenrisikos dieses Betriebszweiges ein konzes¬
sionierter Dachdecker vor. Die Betriebsabteilungen für Verdunklungsarbeiten
und für Reinigungsarbeiten wurden aufgelassen , die Elektrowerkstätte wurde
der Magistratsabteilung für Installationen rückgegliedert.

HAUPTWERKSTÄTTE.

Die städtische Hauptwerkstätte besorgt die Reparaturarbeiten an den
maschinen - und wärmetechnischen Einrichtungen in Schulen, Amtsgebäuden,
Anstalten . Bädern u. a. und führt auch die Schlosser -, Tischler - und
Maurerarbeiten in den städtischen Gebäuden durch . Für die fachkundige
Bedienung der Heizanlagen stellt die städtische Hauptwerkstätte jährlich
80 bis 100 geschulte Heizer bei.

Während der Kampftage im April 1945 war die Hauptwerkstätte von
SS-Verbänden besetzt und Schauplatz von Kriegshandlungen . Die Gebäude
und Einrichtungen wurden dabei erheblich beschädigt . Durch Plünderungen
ging ein Großteil der Waren - und Materialbestände , der Werkzeuge und
Meßinstrumente , ferner sämtliche Büromaschinen und ein Teil des Mobiliars
verloren . Durch das entschlossene Eingreifen einiger Betriebsangehöriger
wurde diesen Plünderungen noch während der letzten Kampftage ein Ende
gesetzt , verschlepptes Material zum Teil noch ausgeforscht und sichergestellt.
Gleich nach Beendigung der Kampfhandlungen wurde eine rasche Wieder¬
aufnahme des Werkstättenbetriebes angestrebt . Die Werkstätten - und Maga¬
zinsgebäude — ein Provisorium noch aus der Zeit des ersten Weltkrieges —
mußten vorerst aufgeräumt und notdürftig instandgesetzt werden . Der Luft¬
schutzbunker wurde beseitigt , Säulen, Schwellen, Türen , Fenster und Ein¬
richtungsgegenstände ausgewechselt und rund 3.000 m2 Dachfläche aus¬
gebessert Mangel an Material , Werkzeugen , Transportmitteln und häufiger
Stromausfall behinderten zunächst die Arbeiten am Betrieb. Der durch Plünde¬
rungen stark verminderte Werkzeugbestand wurde zuerst durch Selbstanferti¬
gung , dann durch Ankauf ergänzt . Um wenigstens einen Notbetrieb aufrecht¬
erhalten zu können, wurden Werkzeugmaschinen vom Kraft - auf Handbetrieb
umgebaut und Hilfsgeräte behelfsmäßig angefertigt . In Eigenregie wurden
Preß - und Stanzwerkzeuge hergestellt , um damit dringend benötigte Klein¬
materialien für die Heizungsinstallationen , die im Handel nicht erhältlich
waren , herzustellen . Die maschinelle Einrichtung des Betriebes hat durch die
Kriegshandlungen am wenigsten gelitten , doch sind die wertvollen Modell¬
bestände mit einem Sachwert von rund 50.000 S durch einen Brand zur Gänze
zugrunde gegangen . Eine Privatfirma ließ diese Modelle auf eigene Kosten
nachbauen , wodurch die Hauptwerkstätte in eine gewisse Abhängigkeit geriet.
Aus diesem Anlaß wurde 1946 mit der Neukonstruktion einer einheitlichen
Ofentype begonnen , die die bisher von den städtischen Dienststellen verwen¬
deten Ofentypen nach und nach ersetzen und damit die Lagerhaltung und
Instandsetzung vereinfachen und verbilligen soll. In der kurzen Zeit vom
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April 1945 bis zum Beginn der Heizperiode 1945/46 hat die städtische Haupt¬
werkstätte ihren Betrieb so weit aktiviert , daß sie den Anforderungen der
Ämter und Anstalten immer entsprechen konnte. Diese Anforderungen waren
eher größer als kleiner geworden . Viele Firmen , die in normalen Zeiten der
Gemeinde Wien gerne ihre Dienste anboten , bekundeten auf einmal nur
geringes Interesse für städtische Arbeits - und Lieferungsaufträge . Gegenüber
jenen Bestellern , die den Firmen auch Naturalentgelte in Aussicht stellten,
war die Gemeindeverwaltung , die nur Geld allein bieten konnte, ins Hinter¬
treffen geraten . So mußte die städtische Hauptwerkstätte viele Arbeiten über¬
nehmen, die zu anderen Zeiten privaten Kontrahenten anvertraut worden
waren . Sie hat nicht nur die Heizanlagen der städtischen Gebäude in betriebs¬
fähigem Zustand erhalten , sie hat darüber hinaus die Heizungs - und Koch¬
einrichtungen sowie die Badeanlagen in privaten Unterkünften der Be¬
satzungen , in Flüchtlingslagern und Fürsorgeeinrichtungen instandgesetzt
oder neu hergestellt . Sie hat überall eingegriffen , wo Not an Arbeitskräften
herrschte , sie hat beim Bau von Ölfeuerungsanlagen mitgewirkt und ebenso
bei der Instandsetzung der Kühlanlagen , bei der Einmauerung von Kessel¬
anlagen wie bei der Instandsetzung von Schornsteinen . Sie hat Installations¬
arbeiten durchgeführt und Apparate und Maschinen , sowie Möbel, Fenster und
Türen repariert . An umfangreichen Arbeiten seien die folgenden hervor¬
gehoben:

1945
Lieferung und Aufstellung von 220 £>fen, Instandsetzung von rund

900 Öfen, 2 Zentralheizungen , Montagen von insgesamt S großen Küchen¬
kesseln, umfangreiche Rohrinstallationen.

1946
Lieferung und Instandsetzung von zahlreichen Öfen, Einrichtung einer

Warmwasserbereitungs - und Badeanlage . Instandsetzung einer Hochdruck¬
kesselfeuerung , einer Kessel- und Zentralheizungsanlage und einer Bade-
anlagc.

1947
Neuanlage von 3 Zentralheizungen , Erweiterung von 7 Zentralheizungen

und Umbauten an 7 Zentralheizungen , 16 große Instandsetzungen von Hoch-
und Niederdruckkesseln , 6 Instandsetzungen von Küchenanlagen , Lieferung
von 700 Gasherden nach vorheriger Instandsetzung , Ofenlieferungen und
Ofeninstandsetzungen.

Insgesamt hatte die Hauptwerkstätte im Jahre 1945 (1. April bis
31. Dezember) 2.100 Aufträge durchzuführen , 1946 —■ 2.927 und 1947
3.360 Aufträge.

HEIZUNG UND MASCHINENBAU.
Der Krieg ist auch an den Heizungs - und Maschinenanlagen der städti¬

schen Einrichtungen nicht spurlos vorübergegangen . Viele Zentralheizungs¬
anlagen in Schulen, Amtshäusern , Feuerwachen , Spitälern , Kindergärten und
sonstigen Wohlfahrtsanstalten wurden mehr oder minder stark beschädigt.
Die großen Kühlanlagen in der Großmarkthalle , auf dem Rinder- und
Schweineschlachthof sowie in der Kontumazanlage wurden durch zahlreiche
Bombentreffer und durch Beschießung schwer mitgenommen. Trotz großen
Schwierigkeiten in der Materialbeschaffung haben sich die Arbeiter und An-
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gestellten gleich nach Kriegsende an die Behebung dieser Schäden gemacht.
Nahezu ohne Hilfe privater Betriebe ist es dem eigenen Personal gelungen,
den größten Teil der wärme-, kälte- und sonstigen maschinentechnischen An¬
lagen sehr bald wieder in betriebsfähigen Zustand zu versetzen . Durch eine
Generalüberholung dieser Anlagen in den Wiener Spitälern wurde vorgesorgt,
daß keine Betriebsstörungen eintraten , die sich in diesen Anstalten besonders
unangenehm ausgewirkt hätten . Die Schäden an den großen Kühlanlagen
sind soweit behoben, daß die Wiener Approvisionierungsbetriebe sich dieser
wichtigen Einrichtungen wieder bedienen können.

Infolge der katastrophalen Ernährungslage hat die Gemeinde Wien zahl¬
reiche Notstands - und Schulküchen errichtet . Bestehende Ausspeisungsküchen
in Kindertagesstätten und Kinderheimen wurden ausgestaltet.

Nicht minder schlimm war die Versorgung mit festen Brennstoffen . Da
eine Zeitlang von der Besatzungsmacht mehr flüssige Brennstoffe aus der
heimischen Erzeugung zugeteilt wurden , ging die Gemeinde Wien dazu über,
die Zentralheizungsanlagen auf Ölfeuerung umzubauen . So wurden unter
anderen die Heizungsanlagen des Wiener Rathauses , der Großspitäler , der
städtischen Wäscherei und der Feuer wehrzentrale für Ölfeuerung eingerichtet.
Hiebei wurden auch Lagerbehälter für Heizöl in den auf Ölfeuerung um¬
gestellten Betrieben eingebaut . Auch zahlreiche Großbetriebe , Theater u. a.
gingen auf Ölfeuerung über , was zahlreiche feuerpolizeiliche Verwaltungs¬
geschäfte des Magistrates zur Folge hatte . Die Verordnung vom 28. Juni 1934
über Ölfeuerungsanlagen wurde *durch eine Verordnung der Wiener Landes¬
regierung vom 30. September 1947 über Kleinölbrenner ergänzt . Die un¬
günstige Heizölversorgung im zweiten Halbjahr 1947 hatte zur Folge , daß
in einer Anzahl von Hochdruckkesselanlagen die Ölfeuerung wieder auf¬
gelassen werden mußte . Die Kessel auf Feuerung mit festen Brennstoffen
umzustellen , war zur Zeit noch flieht möglich.

Die amtliche Dampfkesselüberwachung in Wien erstreckte sich im Jahre
1947 auf 857 Dampfkessel und 496 Dampf gef äße. Die gesetzlich vorgeschrie¬
benen Revisionen und Druckproben werden von 2 Prüfungskommissären
des Magistrates besorgt . Diese Organe sind auch zuständig für Abhaltung
der Berufsprüfungen für Dampfkesselwärter , Dampfmaschinen - und Motoren¬
wärter und für die Ausstellung der Befähigungszeugnisse an jene Prüfungs¬
werber , die die Prüfung bestanden haben.

Die Magistratsabteilung für Heizung und Maschinenbau hat sich auch an
Arbeiten anderer Stellen beteiligt . Für die Wiener Baubedarfsgesellschaft , an
der die Gemeinde Wien den maßgebenden Einfluß besitzt , wurde eine Anlage
zur Dampfhärtung von Betonrohren entworfen und hiefür bereits die Hoch¬
druckkessel aufgestellt . Für die Wiener Baustoffwerke A. G., an der die
Gemeinde Wien beteiligt ist , wurden die Pläne zum Bau einer Verladestation
und zur Errichtung einer Seilbahn- und Sandbaggeranlage entworfen und mit
den Bauarbeiten begonnen , ln Gemeinschaft mit der Magistratsabteilung für
Brücken- und Wasserbau wurden umfangreiche Arbeiten im Winterhafen und
an der Donaulände ausgeführt . Durch den Bau sowie die Beschaffung der
erforderlichen Fahrzeuge (Hebe- und Schotterschiffe , Schwimmbagger , Plätten
und Traunern ) wurde ermöglicht , die Räumungs - und Bergungsarbeiten im
Donaukanal weiterfiihren zu können. Es wurden Schiffe mit einer Tragfähig¬
keit von 1.200 Tonnen hergestellt und damit Wracks von insgesamt
2.000 Tonnen gehoben. Dadurch wurde eine Fahrrinne von rund 620.000 m-
Fläche freigelegt.
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Es sei noch eine Vorarbeit für die Zukunft erwähnt : Die Planung und
Berechnung der ffeizanlagen für jene Schulen und Anstalten , die, wenn wieder
normale Verhältnisse sein werden , mit modernen Heizanlagen ausgestattet
werden sollen.

INSTALLATIONEN IN STÄDTISCHEN GEBÄUDEN.
Unter den unmittelbaren -und mittelbaren Einwirkungen des Krieges waren

die Installationen zu einem großen Teil unbrauchbar geworden . Zerstörung
und Verwahrlosung hatten gründliche Arbeit geleistet . Viele Fernsprech¬
anlagen waren vernichtet oder beschädigt , die Akkumulatoren durch den
Mangel an Ladestrom erschöpft oder ruiniert , die Telephonleitungen unter¬
brochen. Auf lange Zeit schien ein, wenn auch nur bescheidener Telephon¬
verkehr unmöglich . Die umfangreichen Schäden an den Elektroinstallationen,
an den Gas-, Wasser - und sanitären Einrichtungen beeinträchtigten nicht nur
die Bequemlichkeit, sie gefährdeten auch die körperliche Sicherheit und den
Gesundheitszustand der Menschen.

Im engen Einvernehmen mit den städtischen Unternehmungen haben Fach¬
kräfte aus den Reihen der städtischen Angestellten schrittweise die einzelnen
Objekte wieder in die Strom-, Gas - und Wasserversorgung eingegliedert . Der
Mangel an Arbeitskräften und Beförderungsmitteln wirkte sich zunächst noch
sehr hemmend auf die Wiederherstellungsarbeiten aus. In aufopferungsvoller
Weise haben die städtischen Bediensteten alles darangesetzt , um wieder einen
widmungsgemäßen Gebrauch der verschiedenen Installationseinrichtungen zu
ermöglichen . Für die Instandhaltung der gesamten Installationen in den
Objekten der Rathausgruppe wurde eine Installationswerkstätte eingerichtet
und getrennt davon eine eigene Betriebsführung für die elektrische Anlage
aufgestellt . Zur Betreuung der Telephonanlagen und Rundfunkeinrichtungen
wurde je eine Werkstätte errichtet . Daß es in verhältnismäßig kurzer Zeit
gelungen ist , einen Großteil des städtischen Telephonnetzes wieder störungs¬
frei zu machen, ist zu einem guten Teil ein Verdienst dieser Werkstätten . Bis
Ende 1946 wurden rund 2.000 Telephoneinzelanschlüsse wieder eingeschaltet,
120 automatische Fernsprechanlagen mit 7.500 Nebenstellen wieder instand¬
gesetzt ; 17 automatische Fernsprechanlagen mit 1.080 Nebenstellen wurden
neu aufgestellt.

Bis Ende 1946 wurden in 24 Krankenanstalten , 5 Versorgungshäusern,
9 Erziehungsanstalten , 6 Rettungswachen , 3 Bezirksgesundheitsämtern,
4 Jugendämtern , 68 Kindergärten , 10 Tbc-Fürsorgestellen , 9 Mütter¬
beratungsstellen , 6 Schulzahnkliniken , 181 Schulhäusern , 18 Amtsgebäuden,
12 Büchereien, 18 Feuerwehrobjekten , 7 Objekten des Gartenbaubetriebes und
3 Sportplätzen Wiederinstandsetzungsarbeiten durchgeführt.

Im Jahre 1947 wurden 20 automatische Telephonanlagen verschiedener
Größe neu eingerichtet . In den Radiowerkstätten wurden 152 Empfangsgeräte
instandgesetzt und 13 neue Verstärkeranlagen , darunter 5 Großanlagen , auf¬
gestellt.

In folgenden wiederaufgebauten Objekten wurden die gesamten Installa¬
tionen durchgeführt : 14 Schulen mit 220 Klassenräumen , 4 Wohnhäuser mit
56 Wohnungen , 14 Siedlungshäuser und 2 Amtshäuser.

In 5 Jugenderziehungsanstalten , 3 Altersheimen , 2 Herbergen , 14 Kranken¬
häusern , 2 Heil- und Pflegeanstalten , 2 Rettungswachen und 3 Tbc-Fürsorge¬
stellen wurden umfangreiche Installationen durchgeführt und hiebei neu ein-
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gerichtet : 1 Transformatorenstation , 2 Eigenanlagen zur Stromerzeugung,
2 Gipsräume auf chirurgischen Abteilungen , 4 Hochdruck -Schnellsterilisie¬
rungseinrichtungen für den Operationsbetrieb , 4 Röntgendiagnostikanlagen
und 1 Röntgen -Therapieanlage.

ln 3 Krankenhäusern wurden Fachambulanzen errichtet , in weiteren
3 Anstalten Unterkunftsräume für das Pflegepersonal geschaffen.

Auf 8 Märkten , in der Großmarkthalle , auf dem Naschmarkt , Zentral¬
viehmarkt , im Schweineschlachthaus und in der Kontumazanlage wurden die
Instandsetzungsarbeiten fortgesetzt und zum Teil beendet. Im Rinderschlacht¬
haus wurden die Elektro - und Wasserinstallationen in 4 Schlachthallen
erneuert , für den Getreidespeicher Albern die Löschwasserleitung fertig-
gestellt sowie in der Obst - und Weinbauschule Gumpoldskirchen die Wasser¬
leitungsinstallationen und sanitären Einrichtungen instandgesetzt.

In den Wohnhausbauten wurden 1947 auf 6 Baustellen die Installationen
von 172 Wohnungen fertiggestellt.

Für die Ausstellung „Wien baut auf“ wurden sämtliche Installationen im
Festsaal des Neuen Rathauses von den städtischen Werkstätten durchgeführt.

Für die Behebung der Kriegsschäden an Installationen in städtischen
Gebäuden wurden ausgegeben : 1945 S 350.000.—, 1946 S 700.000.— und
1947 S 1,167.100.—. Für die laufende Instandhaltung und für Investitionen
wurden aufgewendet : 1945 S 450.000.—, 1946 S 900.000.— und 1947
S 3,398.375—

TECHNISCH-BEHÖRDLICHE ANGELEGENHEITEN DES
GAS- UND ELEKTRIZITÄTSWESENS.

Die behördlichen Aufgaben auf dem Gebiete der brennbaren Gase , wie auch
auf dem des Elektrizitätswesens sind nach der Annexion durch reichsdeutsche
Gesetze geregelt worden , die von den bis dahin geltenden österreichischen
Gesetzen abwichen. Mit der Wiederherstellung eines selbständigen Österreich
entstanden bei der Anwendung der noch immer geltenden reichsgesetzlichen
Vorschriften gewisse Schwierigkeiten . Formaljuristisch bestand z. B. noch
immer die Zuständigkeit eines zentralen Azetylenausschusses . Dieser hatte
aber seinen Sitz in Berlin . Neue Vorschriften oder autorisierte Weisungen,
wie in solchen Fällen vorzugehen sei, lagen nicht vor . Erst allmählich werden
die deutschen Vorschriften durch österreichische ersetzt . An den Beratungen
über die Neufassung der österreichischen Sicherheitsvorschriften für elek¬
trische Anlagen , der Azetylenverordnung und des Gasregulativs nahmen Ver¬
treter des Wiener Magistrates teil. Sie haben auch an den Vorarbeiten zur
Anpassung einer Reihe landesgesetzlicher Bestimmungen (Theatergesetz,
Kinodurchführungsverordnung ) usw. an die gegenwärtigen Verhältnisse mit¬
gewirkt.

In den Arbeitsbereich des Magistrates fällt überdies die Überprüfung der
Elektroanlagen in sämtlichen Kinos, Theatern und größerer . Vergnügungs¬
lokalen, sowie der Röntgeneinrichtungen und Leuchtröhrenanlagen . Mit der
Lockerung der Stromsparmaßnahmen werden jetzt wieder häufiger Leucht¬
röhrenanlagen zu Reklamezwecken verwendet . Für das Jahr 1947 werden
102 Überprüfungen von Leuchtröhren - und Röntgenanlagen ausgewiesen . Die
Elektroanlagen von 227 Kinotheatern und 271 Theatern und anderen Ver¬
gnügungsunternehmen wurden in diesem Jahre auf ihre Vorschriftsmäßigkeit
hin geprüft . Dem gleichen Zwecke diente die Überwachung der Elektro-
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einrichtungen in den gewerblichen Betriebsanlagen und die Prüfverfahren für
Neuanlagen der Wiener Elektrizitätswerke . Vorschriftswidrige Installationen
in Häusern und gewerblichen Betriebsanlagen wurden beanstandet , elektro¬
lytische Zerstörungen von Gas- und W'asserleitungsrohren untersucht und über
elektrische Unfälle Gutachten abgegeben.

Die Durchführung ordnungsgemäßer Installationen setzt eine ent¬
sprechende Befähigung der hiemit betrauten Personen voraus . Viele Bewerber
um Elektroinstallations -, Gas - und Wasserinstallationskonzessionen müssen
durch Prüfungen ihre Befähigung nachweisen. Auch Kinooperateure und
Theaterbeleuchter haben Prüfungen vor dem Magistrat abzulegen . Im Jahre
1946 wurden 227, im Jahre 1947 253 Konzessionswerber für das Installations¬
gewerbe auf ihre Befähigung geprüft.

ÖFFENTLICHE BELEUCHTUNG.
Vor dem Kriege dienten der öffentlichen Beleuchtung Wiens über

35.000 Glühlampen und rund 12.000 Gaslaternen mit 17.000 Gasflammen.
Zwei Drittel der Glühlampen und mehr als die Hälfte der Gasflammen
brannten ganznächtig . Im Kriege wurde die öffentliche Beleuchtung aus¬
schließlich auf die Forderungen des Luftschutzes eingerichtet . Nicht Licht,
sondern Dunkelheit war damals die Parole . Gegen Ende des Krieges fiel die
öffentliche Beleuchtung in weiten Gebieten W'iens gänzlich aus . Luftangriffe
und Kampfhandlungen haben nicht nur die Beleuchtungskörper aus Glas zer¬
stört ; durch sie gingen auch Maste , Schaltböcke und Kabel zugrunde . Die
Leitungs - und Spanndrähte waren heruntergerissen , die Reste der Beleuchtungs¬
körper lagen auf den Straßen herum und die Kandelaber waren geknickt . Ein
Viertel der öffentlichen Beleuchtungsanlagen war gänzlich zerstört worden,
weitere 35% der Anlagen waren teilweise unbrauchbar und die restlichen
40% trugen kleinere Schäden davon. Als die Kämpfe um die Stadt beendet
waren , stand die Verwaltung vor der zunächst unlösbar erscheinenden Auf¬
gabe , möglichst rasch die Straßenbeleuchtung wieder in Betrieb zu setzen,
wobei auch die Besatzungsmächte die Wiederherstellung der öffentlichen
Beleuchtung in einzelnen Stadtgebieten dringend verlangten.

Von der Industrie war das notwendige Material , wie Maste , Kandelaber,
Stahlspann - und Kupferdrähte , Speziallampen , hochwertige Schaltgeräte u. a.
nicht zu bekommen. Die Verwaltung entschloß sich daher fürs erste , nur die
ganznächtige Beleuchtung wiederherzustellen . Aus den Materialien der zu¬
nächst nicht wiederhergestellten halbnächtigen Beleuchtung wurden Ersatz¬
stücke für die zerstörten Teile gewonnen. Hiebei ging es nicht ohne behelfs¬
mäßige Lösungen ab. Da Schutzgläser für die Straßenlampen in Österreich
nicht erzeugt werden und die Tschechoslowakei keine lieferte , wurden ver¬
suchsweise Ersatzringe aus durchtränktem , durchscheinendem Papier ver¬
wendet, die sich aber unter den wechselnden Witterungsverhältnissen nicht
hinreichend bewährten . Auf langen Strecken mußte an Stelle von Kupferdraht
verkupferter Eisendraht verwendet werden . Da hohe Lichtmaste nur in
geringer Zahl zur Verfügung standen , wurde die Beleuchtung einiger Straßen¬
züge umgebaut ; an Stelle der Beleuchtung durch Lichtmaste trat eine auf
Spanndrähten befestigte „Mittelbeleuchtung “. In der Mariahilfer Straße vom
Ring bis zum Gürtel , in der Aiserbachstraße , Wallensteinstraße und auf dem
Rennweg wurde die Lichtmastenbeleuchtung durch eine auf Spanndrähten
befestigte Beleuchtung ersetzt . Da viele Befestigungspunkte für die Trag-
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Verspannung in den stark beschädigten Gebieten ausfielen, mußte mit einer
geringen Zahl von Spannmasten ausgekommen werden , was oft zu recht
kühnen Verspannungen führte . Die Zentralschaltung , die im Kriege für die
Zwecke des Luftschutzes gebaut worden war , wurde wieder auf eine größere
Zahl voneinander unabhängiger Schaltgruppen zurückgeführt , um Störungs¬
folgen auf kleinere Stadtgebiete einzuschränken . Bis auf die Trennung des
3. vom 11. Bezirk war die Aufteilung in 13 Schaltgebiete im Jahre 1947 ab¬
geschlossen.

Lim ein möglichst günstiges Ergebnis mit der geringen Zahl verfügbarer
Arbeitskräfte zu erzielen , wurde mit der Instandsetzung der weniger mit¬
genommenen öffentlichen Beleuchtung in den westlichen Bezirken begonnen.
Zum erstenmal nach dem Kriege leuchteten am 13. Oktober 1945 326 Lampen
wieder auf . Ende des Jahres 1945 waren bereits 3.967 ganznächtige Lampen
fertig installiert ; wegen Strommangel konnten jedoch nur 1.438 Lampen ein¬
geschaltet werden . Im Jahre 1946 machte die Instandsetzung rasche Fort¬
schritte . Bis zum Jahresende waren bereits 11.711 elektrische Lampen im
Betrieb und dazu rund 600 Gaslaternen , die in den höher gelegenen Teilen
Wiens zufolge des spezifischen Gewichtes des Leuchtgases auch nach der
Drosselung während der Nachtzeit notdürftig betrieben werden konnten.
Damit waren etwa 626 km Straßen elektrisch und 60 km Straßen mit Gas¬
flammen beleuchtet.

Obwohl im Jahre 1947 vorwiegend die schwerer beschädigten Straßen¬
beleuchtungen instandgesetzt wurden , die weit mehr Material und Arbeits¬
aufwand als die bisher fertiggestellten erforderten , gelang es, rund
7.500 Lampen in die Straßenbeleuchtung eirizuschalten , wodurch sich die Zahl
der elektrischen Lampen zu Ende des Jahres 1947 auf 19.222 und die Länge
der beleuchteten Straßen auf 960 km (ohne Randgemeinden ) erhöhte . Diese
Arbeiten wurden von 7 Elektrofirmen mit durchschnittlich 87 Monteuren und
2 Baufirmen mit durchschnittlich 23 Arbeitern durchgeführt . Die städtischen
Elektrizitätswerke waren an der Instandsetzung und am Betrieb mit
93 eigenen und 4 Firmenarbeitern beteiligt . Der Stromverbrauch der elektri¬
schen Beleuchtung stellte sich im Jahre 1947 auf nahezu 12 Millionen Kilo¬
wattstunden . Die Gaswerke hatten für die Instandsetzung und den Betrieb
der Gaskandelaber 50 bis 70 Arbeiter ständig beschäftigt . In den hoch¬
gelegenen Teilen Wiens kamen zu den bisher verwendeten 600 Gasflammen
weitere 200 hinzu.

Schwierig gestaltete sich die öffentliche Beleuchtung in den Randgebieten.
Vor dem Kriege war die Straßenbeleuchtung eine Angelegenheit der einzelnen
ehemaligen Gemeinden ; soferne überhaupt eine Straßenbeleuchtung vorhanden
war , wurde sie während der Kriegszeit stillgelegt . Nun wurde das Bedürfnis
nach Wiederinstandsetzung und Neuherstellung der Straßenbeleuchtung in
diesen Gebieten mit besonderem Nachdruck geäußert , just in einer Zeit , da
es an Material und Arbeitskräften besonders mangelte und die Produktion
hinter der Nachfrage weit zurückblieb . Trotz allem ging es auch hier vor¬
wärts und im Rahmen des Möglichen wurde in den Randgebieten eine vorerst
bescheidene Straßenbeleuchtung eingerichtet . Im alten Stadtgebiet sind als
finstere Inseln vor allem jene tief gelegenen Zonen übrig geblieben, die früher
mit Gas beleuchtet waren und deren Umstellung auf elektrische Beleuchtung
viele Eisen- und Holzmaste erfordern würde . Für solche Gebiete wurde eine
behelfsmäßige Beleuchtung vorgeschlagen und von der Bevölkerung zum Teil
verwirklicht . Die Hausnummerntafelbeleuchtung wurde so geändert , daß auch
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ein Teil der Straße mitbeleuchtet wird . Diese Notbeleuchtung hat sich in
einigen Gebieten eingebürgert und auch bewährt.

Zur Überwachung der Wiederaufbauarbeiten und der instandgesetzten
Beleuchtungsanlagen wurde ein neuer Straßenkataster angelegt , der Angaben
über die in den einzelnen Straßen vorhandenen Lampenstellen , Schaltgebiete,
Stromarten und die zugehörigen Schaltböcke enthält . Mit den Wiener Elektri¬
zitätswerken und den Wiener Gaswerken hat der Magistrat Vorverhandlungen
für neue Verträge über den Betrieb, die Instandhaltung und Energieversor¬
gung der öffentlichen Beleuchtung geführt.

Die Bemühungen der Wiener Stadtverwaltung , die öffentliche Beleuchtung
auf den Vorkriegsstand zu bringen , gehen weiter. Diese Bemühungen sind ein
wichtiger Beitrag auch für die öffentliche Sicherheit der Stadt . In der ersten
Zeit nach dem Kriege hielt die meisten Wiener die Furcht vor Raub und Über¬
fall davon ab, während der Nachtzeit die unbeleuchteten Straßen zu betreten.
Wie an anderer Stelle dieses Verwaltungsberichtes erwähnt wird , hat die
Zahl der Morde und Totschläge im Jahre 1945 ein bisher nicht gekanntes Aus¬
maß erreicht . In neuerer Zeit ist die Zahl der gewaltsamen Todesarten stark
zurückgegangen und die Sicherheit auf den Straßen nähert sich wieder dem
Normalen . An dieser Wendung zum Besseren hat sicherlich auch die Beleuch¬
tung der Straßen ihren Anteil . In dem Maße , als der Ausbau der öffentlichen
Beleuchtung fortschritt , nahm auch die öffentliche Sicherheit wieder zu.

ÖFFENTLICHE UHREN.
In der Verwaltung der Stadt Wien befanden sich Ende 1947 163 öffent¬

liche Uhren , von denen 72 beleuchtet waren . Im Kriege haben auch die Wiener
öffentlichen Uhren beträchtlichen Schaden gelitten . Bei Kriegsende waren
sämtliche öffentliche Uhren auf Lichtmasten , Ständern und in Wetterhäuschen
außer Betrieb ; von den öffentlichen Uhren der Schulen waren 9, der Amts¬
häuser 6, der Kirchen 70 und auf sonstigen Objekten 7 in betriebsfähigem
Zustand . Keine dieser Uhren war beleuchtet. Im Jahre 1945 wurde erst eine
Lichtmastuhr instandgesetzt . In den folgenden zwei Jahren trat auch hier
eine Wendung zum Besseren ein, wie die folgenden Zahlen über den Stand an
Öffentlichen Uhren dartun . Jahresende 1946 Jahresende 1947

I.ichtmastuhren.

öffentl.
Uhren

. . 12

darunter
beleuchtet

öffentl.
Uhren

27

darunter
beleuchtet

12
Uhren auf Ständern. . . 2 _ 3 1
Kirchenuhren. . . 85 17 94 38
Uhren an Schulen. . . 10 2 11 3
Uhren an Amtshäusern . . . . . 12 4 14 10
Uhren in Wetterhäuschen . . . . - _ 1 _
Uhren an sonstigen Objekten . . 11 5 13 8
Öffentliche Uhren zusammen . . . 132 28 163 72

An der Wiederinstandsetzung der Wiener öffentlichen Uhren waren
4 Firmen beteiligt . Überdies werden die Uhren regelmäßig überprüft und
instandgehalten.

TECHNISCHE VERKEHRSANGELEGENHEITEN.
Die technischen Verkehrsangelegenheiten der Stadtverwaltung waren zu

Ende des Krieges den Verwaltungsgeschäften der allgemeinen Baupolizei
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zugewiesen worden . Nach Kriegsende wurde wieder eine eigene Magistrats¬
abteilung errichtet , die für die technischen Verkehrsangelegenheiten zuständig
ist . Mit der Wiedereinführung des österreichischen Verkehrsrechtes , die am
1. Mai 1947 wirksam wurde , erhielt diese Abteilung denselben Geschäfts¬
bereich, den sie vor 1938 innehatte.

In F.isenbahnangelegetiheiten  übt sie die Befugnisse der technischen Abtei¬
lung einer Landesbehörde aus . ln dieser Eigenschaft hat sie zu dem umfang¬
reichen Projekt des Umbaues des Penzinger Gleisdreieckes sowie zu den
Verkehrsproblemen , die mit der Verbauung der Bahngründe am Schedifkaplatz
im 12. Bezirk und dem Umbau des Altmannsdorfer Viaduktes Zusammen¬
hängen , Stellung genommen. Gegenstand von Bauverhandlungen war unter
anderem die Errichtung der Waggonreparaturwerkstätte in Jedlersdorf sowie
die von Feld- und Materialbahnen für Zwecke der Schuttabfuhr und für den
Wiederaufbau der Moosbrunner Glasfabrik . In einer Reihe von Ortsverhand¬
lungen wurde die verkehrsmäßige Lage von Straßenbahnhaltestellen sowie
andere Einrichtungen der Wiener Verkehrsbetriebe beraten.

Als Straßenaufsiclitsbehörde  setzt der Magistrat Verkehrsverbote und Ver¬
kehrseinschränkungen sowie die Bedingungen des Verkehrs bei Baustellen fest;
solche Verkehrsvorschriften vorübergehender Dauer , wurden beispielsweise
beim Bau der Heiligenstädter Brücke, der Franzens - und Stadionbrücke
erlassen . Bei allen größeren Rohrlegungen , Kanal - und Gleisbauten war immer
auch eine besondere Regelung des Verkehrs erforderlich . Verkehrsregelungen
größeren Umfanges wurden in besonderen Kundmachungen veröffentlicht;
erwähnt sei die Kundmachung über den Verkehr bei der Erdgastankstelle in
Simmering und die Regelung des Messeverkehres im Prater . Für die Beförde¬
rung schwerer oder umfangreicher Güter sieht die Straßenpolizeiordnung die
Einhaltung bestimmter Routen vor. Diese Routen bedürfen der Genehmigung
der verkehrstechnischen Abteilung des Magistrates . Der Magistrat genehmigt
auch Ausnahmen von Verkehrsverboten oder Verkehrsbeschränkungen . Eine
umfangreiche Tätigkeit erfordern die Gutachten für platzzinspflichtige Gegen¬
stände auf Straßengrund . Mit der Einführung der österreichischen Straßen¬
polizeiordnung an Stelle der deutschen Reichsvorschrift wurden die Auf¬
gaben der Straßenaufsichtsbehörde dem Magistrat und der Bundespolizei
zur einvernehmlichen Besorgung übertragen.

Ansuchen von Parteien an die Stadtregulierung , Baupolizei und Gewerbe¬
behörde wurden unter dem Gesichtspunkt der verkehrstechnischen Erforder¬
nisse begutachtet . Alle wichtigen Planungen und Bauvorhaben , wie die der
Bahnhöfe , des Wiederaufbaues des Praters , der Verbauung des Stephans¬
platzes , des Albertinaplatzes , des Wiederaufbaues der Märkte waren Gegen¬
stand verkehrstechnischer Überlegungen . Eine größere Zahl von zweck¬
gebundenen Bauführungen wie Garagen , Tankstellen und Kraftfahrzeugwerk¬
stätten wurden auf ihre Eignung geprüft . In Zusammenhang mit wasserrecht¬
lichen Angelegenheiten waren auch Verkehrsgutachten notwendig.

Besonderes Augenmerk wurde der Wiederaufnahme des Betriebes der
Omnibuslinien gewidmet . Der Betriebsaufnahme gingen eine Reihe von Augen¬
scheins- und Ortsverhandlungen voraus . Bei der Festsetzung der Taxistand¬
plätze war auf die Bedürfnisse des übrigen Verkehres Bedacht zu nehmen.
Ein Sondergebiet stellt die Genehmigung von Tankwagen für die Beförderung
von brennbaren Flüssigkeiten dar . Zur Klarstellung der Rechtslage wurden
die notwendigen Verhandlungen geführt.
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An den Verkehrslichtsignalanlagen , Verkehrsschildern und Straßentafeln
entstanden eine große Zahl von Kriegsschäden , die im Laufe dieses Berichts¬
abschnittes in den wichtigsten Fällen wieder behoben werden konnten . Seit
Kriegsende wurden rund 1.000 Verkehrsschilder neu aufgestellt und die
Straßentafeln der umbenannten Straßenzüge ausgetauscht . Während im
April 1945 kein einziges Verkehrssignal in Betrieb gewesen ist , waren Ende
1945 bereits 8, Ende 1946 13 und Ende 1947 18 Kreuzungen mit betriebs¬
fähigen Verkehrssignalen ausgestattet . Für die Verkehrsposten wurden im
Jahre 1946 an 7 und im Jahre 1947 an 3 Straßenkreuzungen Wetterschutz-
Häuschen aufgestellt . Darüber hinaus haben auch die Besatzungsmächte die
Aufstellung - von Verkehrszeichen gefordert . Für die im Dezember 1946 von
der amerikanischen Besatzungsmacht veranstaltete Verkehrsschutzausstellung
hat der Magistrat eine Reihe von Verkehrszeichenmodellen beigestellt.

LANDESPRÜFSTELLE FÜR DAS KRAFTFAHRWESEN.
Mit dem Wiederinkrafttreten der österreichischen Kraftvorschriften ab

1. Mai 1947 übernahm die Magistratsabteilung für verkehrstechnische Ange¬
legenheiten auch die Geschäfte einer Landesprüfstelle für das Kraftfahrwesen.
Als solche hat sie die fachliche Befähigung der Kraftfahrzeuglenker , Fahr¬
schullehrer und -Inhaber zu prüfen und die Prüfung und Genehmigung von
Kraftfahrzeugen für die die Zulassung in Wien beantragt wird , durchzu¬
führen . Die in der Kraftfahrordnung vorgesehenen Landesprüfungs¬
kommissionen wurden zeitgerecht bestellt ; es gehören ihnen an : 9 Vertreter
des Magistrates , 2 Vertreter der Bundesversuchsanstalt und 11 rechtskundige
Beamte der Bundespolizeidirektion . Für die umfangreiche Tätigkeit der Landes¬
prüfungskommission wurde eine eigene Dienststelle eingerichtet , die seit
November 1947 in den Räumen der städtischen Großgarage , 5., Siebenbrunnen¬
feldgasse , arbeitet . Mit dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
wurde im Prinzip vereinbart , daß die Fahrzeugprüfungen des Magistrates
mit der ähnlichen Prüfungstätigkeit der Bundesversuchsanstalt für Kraft¬
fahrzeuge in Zukunft örtlich zusammengelegt werden sollen . Die derzeit
große Zahl der mündlichen Prüfungen für Bewerber zur Führung von Kraft¬
fahrzeugen werden wie vor 1938 im Verkehrsamt der Polizeidirektion ab¬
gehalten.

Im Jahre 1947 wurden 5.334 Anträge auf Prüfung von Kraftfahrzeugen
eingebracht und 3.429 Kraftfahrzeuge geprüft ; 2.706 Genehmigungsbescheide
wurden ausgefolgt . Außerdem wurden 666 gebührenpflichtige Gutachten
erstattet . Zur gleichen Zeit wurden 8.517 Ansuchen um Fahrerlaubnis über¬
reicht , von denen 4.818 erledigt wurden . Der Magistrat führt diese Tätig¬
keit im staatlichen Wirkungsbereich aus . Von den übrigen , zur mittelbaren
Bundesverwaltung gehörigen Aufgaben des Verkehrswesens sei noch die Mit¬
arbeit im Kraftfahrbeirat erwähnt.

TRANSPORTLENKUNG.
Treibstoffknappheit und der Mangel an Fahrzeugen machten die Lenkung

des Transportwesens zu einer Forderung des öffentlichen Interesses . Ende
März 1945 waren in Wien noch 12.482 Lastkraftwagen vorhanden . Mitte
April 1945 gab es in der ganzen Stadt nur mehr 41 Lastkraftwagen leichterer
Bauart . Durch Verwertung der Autowracks , durch eine großzügige Aktion
der alliierten Besatzungsmächte , die aus Beutebeständen Kraftfahrzeuge
abgaben und durch die LJNRRA-Hilfe war es gelungen , den drückendsten



Mangel an Beförderungsmitteln zu beheben. Es war aber dringend geboten,
die wenigen betriebsbereiten Fahrzeuge nur für die unbedingt notwendigen
Transporte heranzuziehen . Überdies mußte mit den geringen Treibstoffmengen
sparsam gewirtschaftet werden . Es konnte unter diesen Umständen nicht dem
einzelnen überlassen werden , zu beurteilen , ob seine Fahrt lebenswichtigen
Interessen diene oder nicht. Eine eigene Dienststelle — die städtische Trans¬
portlenkung — hatte zu prüfen , ob eine Fahrt notwendig war und stellte auf
Grund dieser Prüfung einen amtlichen Fahrtauftrag aus . Auch die Besitzer
von Diesel-, Erdgas - und Flolzgaskraftfahrzeugen wurden zur Durchführung
von unaufschiebbaren Transporten verpflichtet . Über Beschluß der Inter¬
alliierten Kommandantur für Wien vom 3. Dezember 1945 wurden nur jene
motorisierten Fahrzeuge zum Verkehr zugelassen , die im öffentlichen Interesse
fuhren und dies durch einen Kontrollschein nachweisen konnten . Die nicht
zugelassenen Kraftfahrzeuge waren nach einer Kundmachung des Bürger¬
meisters vom 4. Juli 1946 gleichfalls zu melden. Mit Rücksicht auf den
dauernden Benzinmangel wurde durch Kundmachung des Bürgermeisters vom
18. Oktober 1946 ein allgemeines Fahrverbot an Sonn- und Feiertagen für
Kraftfahrzeuge mit Benzinantrieb erlassen . Zeitweise Sondergenehmigungen
für Fahrten an Sonn- und Feiertagen stellte die städtische Transportlenkung
aus . Für die Zuweisung des Benzins wurde ein System von Dringlichkeits¬
stufen entwickelt und die einzelnen Fahrzeuge entsprechend der Bewertung
ihrer Fuhrleistungen diesen Dringlichkeitsstufen zugeordnet . Eine solche
Dringlichkeitsstufung war sowohl beim Benzin- als auch Erdgasbezug
eingeführt . Wurden die Benzinzuweisungen 'gekürzt , was häufig vorkam , dann
fielen die Fahrzeuge mit der niedrigeren Dringlichkeitseinstufung beim Benzin¬
bezug aus ; auch mangelnder Anfall von Erdgas hatte dieselben Wirkungen.

Obwohl vor den Toren Wiens große Erdölmengen gewonnen und hier zu
Benzin verarbeitet werden , erhält die eigene Wirtschaft nur einen Bruchteil
davon . Der Benzinmangel hemmt die Wirtschaft auf allen Seiten und hat zur
Folge , daß viele Fahrzeuge auch nicht die geringste Treibst offmenge zugeteilt
erhalten . Obwohl die Zahl der Kraftfahrzeuge zunimmt und sich im Jahre 1947
um etwa 36% gegenüber 1946 erhöht hat , bleiben die Benzinzuteilungen auf
gleicher Höhe wie 1946. In den Monaten März , Juni , Juli und September 1947
mußte daher die Zuweisung von Benzin an die Fastkraftwagenbesitzer in
Handel . Gewerbe und Industrie unterbleiben ; die vorhandenen Mengen reichten
kaum aus , um die Fastkraftwagen für lebenswichtige Transporte zu ver¬
sorgen . Ab Oktober 1947 wurde Treibstoff aus Amerika eingeführt ; damit
konnte auch an die Fahrzeuge der Industrie und des Gewerbes eine geringe
Menge Treibstoff zur Durchführung der dringendsten Betriebsfahrten abge¬
geben werden.

Der andauernde Benzinmangel veranlaßte viele Kraftfahrzeugbesitzer , ihre
Wagen auf Erdgasantrieb umzubauen . Aber auch da stellten sich alsbald
große Schwierigkeiten ein. Für die Tankabfertigung bestanden vorerst bloß
2 Erdgastankstellen in Simmering und in Feopoldau . Diese 2 Tankstellen
konnten die rund 3.400 Wiener und 300 niederösterreichischen Fahrzeuge
nicht rasch genug abfertigen ; die Folge war eine Massierung von Kraftfahr¬
zeugen vor diesen Tankstellen und Wartezeiten von 27 bis 40 Stunden . Um
den Andrang zu drosseln , hat die BV-Methangesellschaft die weitere Zulas¬
sung von erdgasbetriebenen Fahrzeugen mit 19. November 1946 eingestellt.
Die städtische Transportlenkung hat im Einvernehmen mit der BV-Methan¬
gesellschaft einen Organisationsplan ausgearbeitet , der das Tanken von Erd-



gas nach einer bestimmten Ordnung vorsieht und die Zahl der tankberech¬
tigten Fahrzeuge beschränkt . Zu den bestehenden Gastankstellen kamen 2 neue
hinzu ; eine Gastankstelle der Orop im 15. Bezirk Möhringgasse und eine Aus-
weich-Gastankstelle in Aderklaa . Eine Großtankstelle in der Vorgartenstraße
steht vor ihrer Vollendung . Mit den neuen Tankstellen , konnten bei Einhaltung
der Organisationsregeln die Unzukömmlichkeiten beim Gastanken im wesent¬
lichen behoben werden.

Knappheit bestand auch bei Diesel-Treibstoffen . Um zu verhindern , daß
er in der kalten Jahreszeit ausschließlich für Heizzwecke verwendet werde,
wurde die Bewirtschaftung des Dieseltreibstoffes eingeführt.

Benzin-, Erdgas - und Dieselölbewirtschaftung hatten eine umfangreiche
Verwaltungs - und Kontrolltätigkeit zur Folge. Gegen 13.000 Kraftfahrzeuge
wurden im Jahre 1946 überprüft und nach Dringlichkeitsstufen eingereiht.
Im Jahre 1947 wurde die Zahl der Dringlichkeitsstufen von 3 auf 4 erhöht,
was eine neuerliche Überprüfung und die Ausstellung von neuen Benützungs¬
bescheinigungen für 15.000 Kraftfahrzeuge erforderte . Die Kontrollscheine
und Benzinbezugskarten der nicht überprüften und daher unbefugt fahrenden
Kraftfahrzeuge wurden eingezogen . Rund 2.800 Startbenzinbezugskarten für
Erdgasfahrzeuge und rund 900 Kontrollscheine und 400 Benzinbezugskarten
von Kraftfahrzeugen mit Probenummern wurden überprüft . Auch im Jahre
1947 wurden sämtliche Kraftfahrzeuge mit Probenummern überprüft . Für
1.300 Dieselkraftfahrzeuge wurden die Treibstoffkarten ausgestellt . Die zum
Verkehr neu zugelassenen Fahrzeuge mußten eingestuft und ihnen Kontroll¬
scheine und Benzinbezugskarten ausgefolgt werden . Alle Veränderungen über
den Besitz, die Benützung und die Einstufung waren von der städtischen
Iransportlenkung vorzumerken und die damit zusammenhängenden Ver¬
waltungsgeschäfte (Einziehung und Ausstellung der Benzinbezugskarten,
Kontrollscheine u. a.) durchzuführen . Die Veränderungen wurden auch in
einer statistischen Übersicht , die als Unterlage für die monatlichen Benzin¬
anforderungen geführt wurde , festgehalten . Die Zahl der Kraftfahrzeuge
bewegte sich in einer rasch ansteigenden Aufwärtsentwicklung . Im Jänner
1946 gab es 10.001 zum Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge , im Dezem¬
ber 1946 19.773 und ein Jahr später 28.738. Häufige Reparaturen der zu
einem großen Teil überalterten Fahrzeuge bewirkten jedoch, daß bis zu 40%
aller Wiener Fahrzeuge außer Verkehr waren.

ln der Zeit vom 1. April bis 1. September 1946 wurden gemeinsam mit
der Verkehrspolizei Verkehrskontrollen durchgeführt . Allmonatlich wurden
dabei von rund 100.000 bis 120.000 Kraftfahrzeugen die Wagenpapiere über¬
prüft . In dieser Zeit wurden 5.268 Kraftfahrzeugbenützer angeze’igt . 1947
lagen der städtischen Transportlenkung 10.800 Anzeigen vor . Auch das inter¬
alliierte Transportkomitee hat Straßenkontrollen mit seinen eigenen Organen
durchgeführt . Mit Rücksicht auf die große finanzielle Belastung , die dadurch
der Gemeinde Wien als Kostenträger erwuchs , hat der Bürgermeister die Auf¬
lösung dieses Kontrollsystems erwirkt . Seit 1. Oktober 1946 übt die gesamte
Verkehrskontrolle die Verkehrspolizei im Einvernehmen mit der städtischen
Iransportlenkung aus . Seit dem Inkrafttreten der neuen Kraftfahrzeugver¬
ordnung am 1. März 1947 sind Kraftfahrzeuge bei der Polizeidirektion Wien
— Verkehrsamt anzumelden . Die Polizei folgt sämtliche Wagenpapiere und die
Kennzeichen aus . Dadurch konnten eine Reihe von Arbeiten aufgelassen und
mehr als ein Drittel des Personalstandes der städtischen Transportlenkung
für andere Verwaltungszweige freigemacht werden . Auch die Zweigstelle
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Naschmarkt der Fahrbereitschaft für den 4. Bezirk wurde über die Winter¬
monate aufgelassen , da keine größeren Transporte für Gemüse, Obst und
Kartoffeln zu gewärtigen waren . Hingegen wurde eine Expositur der Fahr¬
bereitschaft des 14. Bezirkes in Purkersdorf und eine solche des 22. Bezirkes
in Groß -Enzersdorf errichtet . Die Wiener Lastkraftwagengesellschaft wurde
im November 1947 aufgelöst und die Fahrzeuge an Betriebe mit dringendem
Bedarf verteilt.

Die Ausfertigung von Fahrgenehmigungen und Fahraufträgen mußte
grundsätzlich auch weiterhin beibehalten werden , doch konnten die Verpflich¬
tungen nach dem Reichsleitungsgesetz beim Werksverkehr im November 1947
vollständig aufgehoben werden . Bei den konzessionierten Fuhrwerkern wurde
die Aufhebung für alle Lastkraftwagen bis 2 Tonnen verfügt , die Diesel- und
Erdgaslastkraftwagen des Werksverkehrs wurden für den Fall , daß keine
Benzinzifteilungen erfolgen , notverpflichtet . Die Auflockerung der Transport¬
lenkung wirkte sich in einer Verringerung der gelenkten Fahrleistungen aus;
doch haben auch die geringen Benzinzuteilungen während eines großen
Teiles des Jahres 1947 an dem Rückgang der Transportleistungen teil. Ab
Oktober 1947 war es möglich , gewisse Erleichterungen bei der Benzinzuteilung
zu gewähren , wodurch wieder eine bessere Ausnützung der Fahrzeuge erreicht
wurde.

Die Transportleistungen in den Jahren 1945 bis 1947 sind aus den folgen¬
den Übersichten zu ersehen.

Fahrzeug -Beisteller Anzahl der Gefahrene Beförderte& Kraftfahrzeuge Kilometer Tonnage Nutzlast
1945

USA . 19.088 1,320.140 142.259 57.687
Großbritannien . 15.806 1,181.370 161.218 63.975
Frankreich . 2.054 140.040 9.952 4.032
UdSSR . 14.028 1,049.028 83.720 33.671
Summe 1 . . . 50.976 3,690.578 397.149 159.365

Wr . LKW-Betr . Ges. . _ . _
Getneinde-Kfz. . . 12.427 889.401 53.461 27.081
Fahrbereitschaft . . . . . 58.924 4,173.340 181.209 88.918
Summe 2 . . . 71.351 5,062.741 234.670 115.999

Summe 1 und 2 . . . . . 122.327 8,753.319 631.819 275.364

1946
USA. . . 88.713 6,680.500 510.545 241.712
Großbritannien . . . . . 53.984 4,418.720 522.820 235.438
Frankreich . . . 2.424 193.920 13.235 6.066
UdSSR. . . 190 15.100 1.430 570
Summe 1 . . . 140.311 11,308.240 1,048.030 483.780

Wr. LKW-Betr. Ges. . . . 21.431 1,714.280 128.575 64.290
Gemeinde-Kfz. . . 52.929 3,689.140 292.667 146.268
Fahrbereitschaft . . . . . 293.568 16,912.120 1,221.654 609.073
Summe 2 . . . 367.928 22,315.540 1,642.896 820.231

Summe 1 und 2 . . . . . 508.239 33,623.780 2,690.926 1,304.017

260



1947
USA. 1) . 33.492 2,679.360 200.960 100.476
Großbritannien . — — — —
Frankreich . — — — —
UdSSR. — — — —

Summe 1 . 33.492 2,679.360 200.960 100.476

Wr . LKW-Betr . Ges.s) . . 12.911 1,032.880 77.455 38.726
Gemeinde-Kfz. 64.927 4,576.278 363.383 191.828
Fahrbereitschaft. 150.110 7,502.830 1,065.736 483.865
Summe 2 . 227.948 13,111.988 1,506.574 714.419

Summe 1 und 2. 261.440 15,791.348 1,707.534 814.895

*) Bis 30 , September 1947 . — 2) Bis 15. November 1947.

Aufteilung der beförderten Tonnage
1945 1946 1947

in Tonnen

Ernährung . . 263.761 740.739 404.843
Humanitätsanstalten . . 10.574 23.721 32.871
Werkküchen und Schülerausspeisung . 19.632 54.203 26.967
Flüchtlingsbeförderung 1.490 2.405 —
Kohle. . 43.817 403.490 214.343
Brennholz. . 49.499 117.271 66.063
Wiederaufbau . . . . . 59.335 660.962 438.101
Gaswerke. 6.542 17.108 19.955
Elektrizitätswerke . . 8.237 27.765 28.472
Straßenbahn . . . . . 11.242 58.556 52.342
Wasserwerke . . . . 4.190 7.522 6.096
Leichenbestattung . . 4.079 12.142 8.451
Feuerwehr . . 2.124 5.957 787
Müll- und Schuttabfuhr . 95.192 248.621 299.691
Verschiedenes . . . . 52.105 310.464 108.552

Zusammen . . . 631.819 2,690.926 1,707.534

Ober Anordung der interalliierten Stadtkommandantur wurden im
Oktober 1945 auch die Pferde und Pferdefuhrwerke registriert . Die Zahl
der Pferdefuhrwerke wurde in den Bezirken 1 bis 21 mit 6.695 und in den
Bezirken 22 bis 26 mit 1.607, zusammen also mit 8.302 ermittelt . Im Dezem¬
ber 1946 betrug die Zahl der Pferdefuhrwerke 10.300 und im Dezember 1947
10,710. Der Mangel an Futtermitteln hemmte die Neueinstellung von Pferden.
Immerhin haben auch die Pferdefuhrwerke ihren Teil , so namentlich im
Jahre 1946, für die Versorgung der Bevölkerung Wiens mit wichtigen Ver¬
brauchsgütern beigetragen . Über die Leistungen der Pferdefuhrwerke in den
Jahren 1946 und 1947 unterrichten die folgenden Zahlen.

1946 1947

Anzahl der eingesetzten Pferdefuhrwerke . . 99.114 31.799
Leistung in Tonnen . 236.657 66.415
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Aufteilung der beförderten Tonnage: 1946 1947

Ernährung. . 56.920 9.595
Kohle . . 28.142 9.894
Brennholz. . 29.034 4.683
Wiederaufbau. . 42.790 16.605
Gaswerke. 347 920
Leichenbestattung. 363 —
Wasserwerke . 370 1.037
Müll- und Schuttabfuhr . . 22.641 15.395
Verschiedenes und Umzug. . 56.050 8.286

Zusammen . . 236.657 66.415

STÄDTISCHER FUHRWERKSBETRIEB.
Am 15. April 1945 verfügte der städtische Fuhrwerksbetrieb über nicht

mehr als 8 Lastkraftwagen und 2 Rüstwagen , die zum Teil schwer beschädigt
waren . Von den 533 Kraftfahrzeugen und 268 Anhängern , die zum Bestand
des städtischen Fuhrparkes gehörten , waren demnach 99% verloren gegangen.
Dabei stand es mit den privaten Fahrzeugen nicht besser , so daß am Ende des
Krieges die Stadt praktisch ihrer sämtlichen Fahrbetriebsmittel entblößt war.

Ober Begehren der Gemeindeverwaltung hat der Stadtkommandant der
Sowjettruppen eingewilligt , daß die in den Wiener Straßen liegenden Auto¬
wracks zum Aufbau eines neuen Fahrparks verwendet werden dürfen . Die
Autowracks wurden zunächst in die Hallen der Automobilfabrik Gräf
& Stift gebracht , da die eigenen Werkstätten des städtischen Fuhrwerks¬
betriebes von den Besatzungstruppen besetzt waren . Der städtische Fuhr¬
werksbetrieb mietete für die Unterbringung der instandgesetzten Fahrzeuge
4 Garagen für Lastkraftwagen und 1 Garage für Personenkraftwagen . Nach
Überwindung größerer Schwierigkeiten , die sich besonders der Beschaffung
von Ersatzbestandteilen entgegenstellten , konnten bis Ende 1945 371 Last¬
kraftwagen , 82 Personenkraftwagen und 75 Lastwagenanhänger instand¬
gesetzt werden . Ein Jahr später verfügte der städtische Fuhrwerksbetrieb,
nachdem ihm weitere Fahrzeuge zugewiesen worden waren , über 753 Last¬
kraftwagen , 177 Personenkraftwagen und 124 Anhänger . Die häufigen Repara¬
turen sowie die Betriebsstoffknappheit hatten zur Folge, daß im Jahre 1946
nur 50% und im Jahre 1947 58% der Lastkraftwagen tatsächlich ausgenützt
werden konnten . Bei den Personenkraftwagen konnten im Jahre 1946 gar
nur 21% und im Jahre 1947 erst 31% tatsächlich genützt werden . Durch
weitere Zuweisungen von Fahrzeugen der alliierten Besatzungsmächte war
es späterhin möglich geworden , nicht mehr betriebsfähige Fahrzeuge aus¬
zuscheiden . Nach Ausscheidung dieser Fahrzeuge stellte sich Ende 1947 der
Fahrzeugbestand des städtischen Fuhrwerksbetriebes auf 734 Lastkraftwagen
und Spezialfahrzeuge , 140 Lastwagenanhänger und 166 Personenkraftwagen.

Außer den großen Verlusten an seinem Wagenpark hatte der städtische
Fuhrwerksbetrieb auch umfangreiche Schäden an seinen Betriebsgebäuden
davongetragen . Die 3 Großgaragen im 5., 17. und 20. Bezirk wurden durch
Bombentreffer und Brandschäden schwer getroffen. Die Garage im 5. Bezirk
hatte beträchtliche Schäden in den Wagenhallen erlitten und sämtliche Neben¬
gebäude eingebüßt . In der Garage im 20. Bezirk war die Wagenhalle voll¬
ständig ausgebrannt . In der Hauptwerkstätte im 17. Bezirk war der größte
Teil der Maschinen zerstört . Im Jahre 1945 konnten zunächst nur Aufräu¬
mungsarbeiten und geringfügige behelfsmäßige Instandsetzungen durch-
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geführt werden . Im nächsten Jahre wurde eine Halle der Garage im 5. Bezirk
wieder aufgebaut und vorläufige Räume für die Werkstätten , Lager und für
die Verwaltung eingerichtet . Inzwischen ist der Wiederaufbau der Hallen in
der Großgarage im 5. Bezirk zum Großteil beendet. Für den Wiederaufbau
der Großgarage im 20. Bezirk wurden die Pläne verfaßt . Im 15. Bezirk wur¬
den 8 Wagenhallen der ehemaligen Wehrmachtsgarage von der Bundesge¬
bäudeverwaltung gemietet und mit den erforderlichen Bauarbeiten begonnen.

Der städtische Fuhrwerksbetrieb hatte eine Reihe von Versuchen und
Neuerungen an seinen Fahrbetriebsmitteln unternommen . Zwei- und Drei-
tonenlastwagen wurden mit Kippvorrichtungen des Wagenkastens versehen.
Diese Verbesserung wurde von 4 Bediensteten einer Garage in gemeinsamer
Arbeit erdacht und sodann im Betrieb ausgeführt.

An 10 Lastkraftwagen wurden nach entsprechender Umarbeitung zwei¬
reihige Schaufelgarnituren angebracht , die bisher auf Schneepflügen montiert
waren . Der Betriebsleiter des Fuhrparkes hat einen Keilpflug und einen
Seitenräumpflug entworfen , der zwischen den Vorder- und Hinterrädern eines
Fahrzeuges anzubringen ist. Diese einfachen Schneeräumvorrichtungen können
mit geringem Zeitaufwand auf- und abmontiert werden, so daß die Fahr¬
zeuge nach der Schneeräumung wieder für andere Fuhrwerksleistungen ver¬
wendet werden können. Zur Beseitigung von Schneeverwehungen auf den
Straßen im unverbauten Gebiet wurde eine teilweise beschädigte Schneefräse
mit einem 150 PS Dieselmotor zum Antrieb der Fräse und dieselelektrischem
Antrieb des Fahrzeuges beschafft, ilie notwendigen Ergänzungen wurden im
Winter 1947/48 durchgeführt.

Die katastrophale Lage im Transportwesen in den Monaten nach dem
Kriege , machte es notwendig , daß der städtische Fuhrwerksbetrieb Aufgaben
übernahm , die bisher überwiegend vom privaten Fuhrwerksgewerbe erfüllt
worden waren . Die für die Lebensmittel-, Brennstoff- und Baustoffversorgung
notwendigen Fahrten mußten durch längere Zeit fast ausschließlich von
städtischen Fahrzeugen und solchen der Besatzungstruppen geleistet werden.
Erst allmählich , infolge Zuweisung von Fahrzeugen aus Beständen der
UNRRA an private Unternehmer , konnte sich der städtische Fuhrwerksbetrieb
wieder auf seine ursprünglichen Zwecke beschränken . In neuerer Zeit ist
der städtische Fuhrwerks betrieb nahezu ausschließlich mit den Transporten
für die Gemeindeverwaltung und ihrer Betriebe, mit der Müll- und Fäkalien¬
abfuhr sowie mit Fuhren für die Straßenpflege beschäftigt.

PERSONENKRAFTWAGENBETRIEB.
Die gleichen Schwierigkeiten , die die Arbeit im Lastkraftwagenbetrieb

beeinträchtigten , wirkten sich auch im Personenkraftwagenbetrieb aus . Auch
hier waren während der Kriegshandlungen sämtliche Fahrzeuge verschleppt
worden und konnten nicht mehr aufgefunden werden . Aus einzelnen Wracks,
die die Besatzungsmächte zur Verfügung stellten , konnten die ersten 6 Per¬
sonenkraftwagen anfangs Mai zusammengestellt werden . Die Zahl der Per¬
sonenkraftwagen stieg bis Ende des Jahres 1945 auf 15 gemeindeeigene und
74 private Fahrzeuge . Neue Wagen konnten nicht beschafft werden, da im
Inland selbst keine Personenkraftwagen erzeugt wurden und vom Ausland
die Einfuhr nur im Kompensationswege möglich war . Zeitweise verlangten
die Besatzungsmächte zu ihrem Gebrauch Personenkraftwagen und dazu auch
die erforderliche Zahl von Garagen . Im Mai 1947 wurde die Zentralgarage
im ehemaligen Luftschutzbunker I., Friedrich Schmidt-Platz eröffnet, womit



eine bedeutende Ersparnis von Zeitaufwand und Betriebsstoffen einherging '.
Die gemeindeeigenen Personenkraftwagen hatten im Jahre 1946 — 779.800 km
und im Jahre 1947 — 1,612.851 km zurückgelegt . Ein großer Teil der Dienst¬
fahrten geht in die Randgebiete , wohin nur wenige regelmäßige Verbindungen
führen.

In der Zeit von Juli 1945 bis November 1946 gab der Personenkraftwagen¬
betrieb auch die Fahrtbewilligungen für die Personenbeförderungen in der
Privatwirtschaft aus . In diesem Zeitraum wurden rund 23.000 Fahrbewil¬
ligungen ausgegeben . Dieses Arbeitsgebiet wurde im November 1946 an die
Magistratsabteilung 47 — Transportlenkung abgetreten.

STRASSENPFLEGE, SCHUTT- UND MÜLLABFUHR.
DER KAMPF GEGEN DEN SCHUTT.

Als im April 1945 die Kämpfe um Wien zu Ende gegangen waren , stand
die öffentliche Verwaltung zunächst vor dem schier unlösbaren Problem,
wie sie die ungeheuren Schuttmassen  der zerbombten und zerschossenen Häuser
beseitigen solle. Eine normale Straßenpflege konnte erst einsetzen , nachdem
die Fahrbahnen von den Schutt - und Kehrichtmassen frei gemacht worden
waren . Nach einer rohen Schätzung lagen in Wien zu Ende des Krieges
rund 850.000 Kubikmeter Schutt  auf Straßen , Plätzen und Gehsteigen und
etwa VA  Millionen Kubikmeter Schutt auf dem Baugelände . Hinzu kamen
noch die Schuttmassen aus der Abtragung und Sprengung der gänzlich oder
teilweise zerstörten Häuser , die mit rund 3 Millionen Kubikmeter geschätzt
wurden . Infolge des monatelangen Ausbleibens einer geregelten Müllabfuhr
schüttete die Bevölkerung Asche und Müll auf freie Plätze und auf die sich
mehr und mehr ansammelnden Haufen in den Straßen . Rund 200.000 Kubik¬
meter Müll lag zu Kriegsende auf Straßen und Plätzen und 1.000 Kubikmeter
kamen allmonatlich noch hinzu . Sie bildeten eine ernstliche gesundheitliche
Gefahr für die Bevölkerung Wiens.

Der früher geschilderte völlige Zusammenbruch des Wiener Transport¬
wesens durch den Krieg , ließ eine Besserung der Lage nicht erwarten . Erst
als der Stadtkommandant der Sowjettruppen der Verwertung der auf den
Wiener Straßen herumliegenden Autowracks zustimmte , konnte langsam
wieder ein eigener Fuhrpark der Gemeinde gebildet werden . Die so gewon¬
nenen Fahrzeuge wurden sogleich zum Abtransport des in den Straßen
lagernden Schuttes verwendet . Arbeitstrupps von ehemaligen Nationalsozia¬
listen und freiwillige Arbeitskräfte haben die Lastkraftwagen beladen ; so
ist es bereits in den ersten Monaten nach Kriegsende gelungen , größere
Mengen von Schutt von den Fahrbahnflächen und Gehsteigen der wichtigeren
Straßenzüge wegzuschaffen.

Die Gemeindeverwaltung war sich jedoch bald darüber klar , daß mit nor¬
malen Kräften und mit den verfügbaren Transportmitteln den riesigen Schutt¬
massen in absehbarer Zeit nicht beizukommen war , wie es das Interesse der
Gesundheit der Bevölkerung und die Sicherheit des Verkehres erforderte . Nur
eine Großaktion , zu der alle arbeitsfähigen Wiener herangezogen wurden,
konnte das Tempo der Säuberung der Straßen beschleunigen . Diese Aktion
wurde im September und Oktober 1945 durchgeführt . Das von der Gemeinde¬
verwaltung beantragte Gesetz über die Arbeitspflicht  wurde von der Regie¬
rung erlassen und am 3. September 1945 begann in ganz Wien die Gemein¬
schaftsarbeit . Die Arbeitsverpflichtung betrug für Personen , die keine Be-

270



schäftigung oder Berufstätigkeit ausübten , 60 Stunden , für Nationalsozialisten
120 Stunden , für Berufstätige 16 Stunden , für berufstätige Nationalsozialisten
32 Stunden innerhalb 4 Wochen. Für Jugendliche , die eine Schule be¬
suchten , wurde die Arbeitszeit mit 40 Stunden in 4 Wochen festgesetzt.
Im § 4 des Gesetzes waren die Personen bezeichnet (Schwangere , Frauen
mit Kinder , Kzler , Kriegsbeschädigte ), die von der Arbeitspflicht befreit
waren . Die Grundsätze der Gemeinschaftsarbeit wurden in einem zentra¬
len Organisationsausschuß , dem die Bezirksvorsteher , ihre Stellvertreter
und die leitenden Beamten der zuständigen Abteilungen des Wiener
Magistrates und der städtischen Unternehmungen angehörten , beschlossen.
Träger der Organisation waren Komitees der Bezirksvertretungen , an deren
Sitzungen ein Vertreter des Stadtbauamtes teilnahm . Das Straßenpflege¬
personal sowie die Aufsichtsorgane und Vorarbeiter der Straßenpflege
leiteten die Arbeit auf den Straßen . Die städtische Straßenpflege stellte ihre
sämtlichen Handkarren und Schaufeln zur Verfügung . Nach vierwöchentlicher
Gemeinschaftsarbeit konnten in den meisten Bezirken sehr beachtliche Erfolge
erzielt werden ; in anderen Bezirken beeinträchtigte der Mangel an Fuhr¬
werken und Werkzeugen die Leistungen und dies vor allem dann , wenn die
Schäden in diesen Bezirken besonders groß waren . Das Gesetz sah die Mög¬
lichkeit vor, die Aktion um weitere 4 Wochen zu verlängern . Der Bürger¬
meister hat davon Gebrauch gemacht und die Gemeinschaftsarbeit auf
8 Wochen, bis 28. Oktober 1945 ausgedehnt . In den 8 Wochen Gemeinschafts¬
arbeit wurden in Wien rund 128.000 Kubikmeter Müll und rund 260.000 Kubik¬
meter Schutt von den Fahrbahnen und Gehsteigen entfernt und in Bomben¬
trichter oder auf eigens bestimmte Lagerplätze der Bezirke gebracht . Rund
30.000 Kubikmeter Schutt wurden endgültig auf Ableerplätze befördert . Die
Ziegel wurden gereinigt und aufgeschichtet , Alteisen und Schrott wurde
ausgesondert . Auch an der Behebung von Kriegsschäden an den Kanal -, Kabel-
und Gasleitungen haben Arbeitspflichtige gearbeitet . Insgesamt wurden in den
8 Wochen 4,142.028 Arbeitsstunden geleistet , darunter 2,023.728 Arbeits¬
stunden von Nationalsozialisten und 2,118.300 Arbeitsstunden von Nicht¬
nationalsozialisten . Die Aufräumungsarbeiten erforderten auch Opfer . So
explodierte bei der Wegschaffung eines Schutthaufens im Prater ein darin
verborgener Sprengkörper , wodurch 3 junge Menschen getötet und 4 schwer
verletzt wurden.

In der Folge wurde die Schuttabfuhr überwiegend von freiwilligen
Arbeitskräften besorgt . Mit einer besseren technischen Ausrüstung wurde
unter der Leitung der Magistratsabteilung für Kriegsschädenbehebung die
Schuttabfuhr neu organisiert . Es wurden Förderbahnanlagen gelegt , die in
Verbindung mit dem Verladebahnhof Hauptzollamt standen ; Lastwagen der
Straßenbahn wurden eingesetzt und eine größere Zahl von eigenen und
Lastkraftwagen der alliierten Besatzungsbehörden sowie Großräumgeräte
dieser Stellen standen für die Schuttbeseitigung zur Verfügung . Im Durch¬
schnitt waren täglich 15 Förderbahnzüge , 7 Bagger , 40 Vollbahnwaggons,
200 Lastkraftwagen und 20 Lastgarnituren der Straßenbahnen in Verwen¬
dung . Mit diesen Transportmitteln wurden folgende Schuttmengen auf die
Ableerplätze geschafft : 1945  1946 1947

Kubikmeter
Mit Förderbahnen . — 116.000 63.500
„ Straßenbahn . 14.000 40.000 30.200
„ Lastkraftwagen . . . . 178 .260 304.000 287.832

Zusammen . 192.260 460.000 381.532
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Im Soforteinsatz nach Sprengungen , Demolierungen und Katastrophen¬
fällen wurden im Jahre 1946 — 13.000 m3 Schutt beseitigt , so daß von
April 1945 bis Ende 1947 demnach 1,046.792 Kubikmeter Schutt auf die
Ableerplätze befördert wurden . Als erster Wiener Bezirk meldete Margareten
Mitte September 1946, daß er völlig frei von Schutt sei, ihm folgte Mitte
November als zweiter schuttfreier Bezirk Hernals und etwa zu gleicher Zeit
die Josefstadt . Entsprechend der Beschleunigung der Schuttabfuhr stiegen
auch die Kosten hiefür . Für die Schuttabfuhr selbst , sowie für die Durch¬
führung baubehördlicher Sicherungsarbeiten an Ruinen hat die Gemeinde
Wien im Jahre 1945 134.205 S, 1946 4,857.656 S und im Jahre 1947
15,698.820 S ausgegeben . Im Jahre 1946 wurden ,7-2 Millionen Stück Mauer¬
ziegel und 680 Tonnen Schrott aus dem Schutt aussortiert und der Wieder¬
verwendung zugeführt , im Jahre 1947 11 Millionen Stück Mauerziegel und
318-77 Tonnen Schrott.

Ein eigenes Problem bildete die Schuttverwertung.  Bereits im August 1945
wurde die Baustoff-Abtransport - und Verwertungsgesellschaft m. b. H. ins
Leben gerufen , an der 20 der führenden Baufirmen beteiligt sind . In einem
Vertrag mit der Gemeinde Wien wurde dieser Gesellschaft der Abtransport
und die Verwertung des Schuttes übertragen . Sie hat mitten im Trümmer¬
feld des Kaiviertels eine Schuttaufbereitungsanlage errichtet , in der der
Schutt in einwandfreies Baumaterial umgewandelt wird . Schutt wird über¬
dies zu Bauziegeln verarbeitet . Die schwedische Europahilfe hat der Gemeinde
Wien, 2 Maschinensätze für die Vibroblocksteinerzeugung übergeben . Aus
Schutt , Ziegelschrott und Zement werden Hohlblock-Betonsteine im
Format 30 X20 X 16-5 cm hergestellt , was dem Volumen von 4 'A normalen
Ziegelsteinen entspricht . Die Fabrikation der Vibrosteine wurde im Jahre
1947 von der Baubedarfsgesellschaft m. b. H., einer Gründung der Bau¬
stoff-Abtransport - und Verwertungsgesellschaft m. b. H. und der Gemeinde
Wien aufgenommen . Bei zweischichtigem Betrieb können täglich 3.600 Stück
Vibrosteine erzeugt werden , eine Menge, mit der täglich 1% Siedlungshäuser
im. Rohbau errichtet werden können. Damit wurde eine der Voraussetzungen
geschaffen, um mit dem Neubau von Siedlungen beginnen zu können.

Besonderes Interesse wurde dem Schutt alter Kulturbauten zugewendet.
Eigene Beamte der Städtischen Sammlungen waren damit beauftragt , die
Überreste wertvollen Kunst - und Kulturgutes in sorgfältiger Weise zu
bergen . In einer eigenen Ausstellung „Schätze aus dem Schutt “ wurde dieses
Bergegut der Öffentlichkeit gezeigt.

MÜLLABFUHR.

Die Müllabfuhr , die in den letzten Kriegsjahren nur mehr schlecht und
schließlich gar nicht mehr funktionierte , konnte allmählich wieder normalisiert
werden . Bevor noch der Bombenkrieg der Stadt ihr trauriges Aussehen gab,
hatten Mist und Unrat das Straßenbild verunstaltet . Die Stadtverwaltung
warnte wiederholt die Bevölkerung Unrat auf die Straße zu werfen. In einer
der letzten dieser „amtlichen Bekanntmachungen “ aus der Kriegszeit hieß
es : „Die wiederholten Aufforderungen , keinen Müll und kein Gerümpel wie
z. B. alte Ofenkacheln , Abortschalen , Waschbecken, Backrohre u. dgl . auf
die Straßen zu werfen , haben bisher nicht den gewünschten Erfolg gehabt
Es wird daher nochmals darauf aufmerksam gemacht , daß das Ablagern von
Müll und Gerümpel auf der Straße lt . Verordnung bestraft wird . Wien.
23. Februar 1945.“ Da die frühere Gemeindeverwaltung aber ihre Aufgabe
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den Haus - und Straßenkehricht wegzuführen , nur mangelhaft nachkam, änderte
sich da nur wenig . Erst als man nach dem Kriegsende daran ging , hier
Ordnung zu schaffen, wurde es allmählich besser . Zunächst wurden eigene
Plätze zur Lagerung von Müll und Abfällen in den Bezirken bestimmt.
Dann ging die Gemeindeverwaltung daran , ihren Fuhrpark zu ergänzen.
Sämtliche Müllsammelwagen waren durch Kriegshandlungen zerstört worden
oder waren nicht betriebsfähig . 25.000 Müllgefäße waren unbrauchbar ge¬
worden . Eine Reparatur der Müllgefäße war schon während des Krieges
infolge Arbeitermangels schwierig ; sie gestaltete sich noch schwieriger , als
die Hauptreparaturwerkstätte im 20. Bezirk Traisengasse im Juli , November
und Dezember 1944 von Bomben getroffen und dabei die Wäscherei für Müll¬
gefäße gänzlich zerstört wurde.

Mangel an Material und an Ersatzteilen behinderte zunächst die Wieder¬
herstellungsarbeiten an den Fahrgeräten , doch konnten von den verbliebenen
Müllabfuhrwagen bis Ende Juni 1945 bereits 6 Züge wieder fahrbereit
gemacht werden ; ihre Zahl erhöhte sich bis Ende 1945 auf 12. Im Jahre 1946
kamen noch 80 Lastkraftwagen hinzu . Da die Beschaffung von Müllsammel¬
wagen mit dem staubfreien Einschüttsystem „Colonia“ auf Schwierigkeiten
stieß , mußte die Mülleinsammlung zum Großteil , weniger hygienisch , mit
gewöhnlichen Lastkraftwagen erfolgen . Im Jahre 1947 hat die Gemeinde¬
verwaltung 15 Spezialfahrzeuge für die staubfreie Einsammlung nach dem
System Vibro bestellt . Der Fassungsraum dieser Fahrzeuge ist größer als
der der Coloniawagen . so daß keine Anhänger verwendet werden, was die
Beweglichkeit dieser Fahrzeugtypen in den Straßen erleichtert . Die Beschaf¬
fung von Müllgefäßen begegnete gleichfalls Schwierigkeiten . Infolge von
Materialmangel konnten im Jahre 1946 nur 1.338, im Jahre 1947 nur 500
neue Müllgefäße angeschafft werden . Repariert wurden im Jahre 1946 7.170
und im Jahre 1947 10.313 Müllgefäße.

In dem Maße , als die Wiederinstandsetzung der Fahrzeuge und Einrich¬
tungen der Müllabfuhr fortschritt , nahmen auch die Straßen ein anderes
Aussehen an. Zuerst galt es, die riesigen Mengen von rund 200.000 m3 Müll
aus den Straßen und Häusern wegzuschaffen . Schon anfangs Mai 1945 wurde
unter Heranziehung von Arbeitskräften , die die Bezirksämter zur Verfügung
stellten , damit begonnen . Bei der Großaktion im September und Oktober 1945
war der gesamte Straßenpflegebetrieb mobilisiert worden . Über die Erfolge
dieser Aktion wurde im vorhergehenden Kapitel berichtet . Auch die Straßen¬
bahn wurde für die Müllabfuhr herangezogen . Ein Teil des Mülls wurde
durch ihre Lastwaggons auf eine neue Ableerstätte beim Kaiserwasser im
2. Bezirk und zur Endstation der Linie 66 der Straßenbahn gebracht , von wo
eine im Herbst 1945 errichtete Feldbahn den Müll zum städtischen Ableer¬
platz in die Tolbuchinstraße beförderte . Im August 1946 konnte auch der
Betrieb des Müllverbrennungsofens im 19. Bezirk Grinzinger Straße wieder
aufgenommen werden . Die Instandsetzung der Müllbahnen auf den Ableer¬
plätzen wurde im Jahre 1946 beendet. Neben den bestehenden Ableerplätzen
im 2. Bezirk Bruckhaufen und im 10. Bezirk Tolbuchinstraße wurden neue
Müllableerplätze beim Stadion , im 12. Bezirk an der Eibesbrunnergasse und
im 17. Bezirk bei der Sängerwarte errichtet . Durch die Einsammlung des
Mülls aus den Häusern , die sich Ende 1945 auf die Bezirke I bis IX erstreckte,
konnten bis Ende des Jahres 67.500 m3 Frischmüll und 171.867 m3 Altmüli
weggeschafft werden. Mitte April 1946 wurde mit der Abfuhr der währemf
der Wintermonate angehäuften Kehrichtablagerungen in den Bezirken
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begonnen . Im Jahre 1946 wurden 385.760 m3 Frischmüll und der Altmüll¬
rest von 88.890m 3 aus dem Jahre 1945 abgeführt . Im Jahre 1947 konnte die
Müllabfuhr voll ausgebaut und sowohl im alten Stadtgebiet als auch in den
Randgebieten regelmäßig durchgeführt werden . In den Bezirken I bis XXI
wurden keine betriebsfremden Fahrzeuge mehr verwendet . Im Tagesdurch¬
schnitt waren 11 Spezialfahrzeuge , 77 Plateauwagen und 2 Kleinwagen in
Verwendung . Die Einsammlungsintervalle konnten weiter herabgesetzt werden
und waren in diesem Jahre bereits kürzer als in der Vorkriegszeit . Insgesamt
wurden im Jahre 1947 468.558 m3 Müll aus den Häusern und 22.762nr
von provisorischen Ableerplätzen weggeführt . In den Wiener Häusern waren
im Jahre 1945 rund 151.400, im Jahre 1947 rund 153.000 Müllgefäße auf¬
gestellt . Zur Beseitigung des Hauskehrichts waren im Jahre 1945 3,030.000
Entleerungen erforderlich , 1946 wurden 3,192.000 und 1947 5,827.000 Ent¬
leerungen gezählt.

Mit Landesgesetz vom 22. Mai 1947, L. O. Bl. Nr . 14/1947, wurde das
Ausmaß der Hauskehrichtabfuhrgebühr um 60% erhöht . Diese Erhöhung
erwies sich als notwendig , da infolge des Mangels an Spezialfahrzeugen in
größerer Zahl gewöhnliche Lastkraftwagen und dazu auch eine größere Zahl
von Arbeitskräften eingesetzt werden mußten . Auch die Entleerung auf den
Abladeplätzen erfordert infolge des Mangels an Kippern eine größere Zahl
von Arbeitskräften . Die Erhaltung der Fahrzeuge , die größtenteils über¬
altert sind, erforderten Aufwendungen , die um ein Vielfaches höher sind als
vor dem Kriege . Auch die Lohnerhöhungen haben eine bedeutende Steigerung
der Ausgaben für die Hauskehrichtabfuhr zur Folge gehabt.

STRASSENPFLEGE.

Die eigentliche Straßenpflege konnte erst einsetzen , nachdem Schutt und
Müll von den Fahrbahnen fortgeschafft worden waren . Vorher wurde das
gesamte Straßenpflegepersonal zur Freimachung der Fahrbahnen ver¬
wendet. Jedoch konnte die Straßenreinigung durch automobile Kehr¬
maschinen aus Mangel an solchen und der Unmöglichkeit , sie zu beschaffen,
noch nicht aufgenommen werden . Die Fahrbahnen mußten ausschließlich durch
Handarbeit gereinigt werden . Sämtliche Straßenreinigungsmaschinen waren
im Kriege zugrunde gegangen oder so sehr beschädigt worden , daß sie un¬
brauchbar waren . Mit den Straßenreinigungsmaschinen gingen auch zahlreiche
Sprengwagen verloren . Von 2.238 Handkarren waren nach den Kampftagen
nur mehr 1.277 vorhanden und von diesen rund 400 beschädigt . Von den
20.000 Schaufeln und 6.000 Krampen , die bei Kriegsbeginn vorhanden waren,
gingen durch die Kriegsereignisse die Hälfte verloren . Die städtische Straßen¬
pflege verfügte über 146 Betriebsgebäude , von denen 8 vollkommen zerstört
und 69 mehr oder minder beschädigt wurden . Mit der Instandsetzung dieser
Betriebsgebäude wurde bereits im Jahre 1945 begonnen ; 1946 wurden an 12
und im Jahre 1947 an 10 Betriebsgebäuden Kriegsschäden behoben, so daß
bis auf ein Betriebsgebäude und einige Geräteschuppen sämtliche Betriebs¬
objekte der städtischen Straßenpflege wieder benützbar sind . Auch Schaufeln,
Krampen und Handkarren wurden wieder nachgeschafft . Ende 1946 waren
bereits wieder 18.000 Schaufeln , 6.700 Krampen und 1.200 Handkarren ver¬
fügbar.

Ende März 1946 wurde ifn 1. Bezirk und in den angrenzenden Teilen der
inneren Bezirke die Straßenkehrichtabfuhr nach dem Kübelsystem (Kopro-
phor ) mit täglich 2 bis 3 Lastwagen wieder aufgenommen . Abgeführt wurden
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im Jahre 1945 — 18.600 m3 Straßenkehricht , im Jahre 1946 — 47.350m 3 und
im Jahre 1947 — 101.400 m3. In den Sommermonaten des Jahres 1946 und
1947 konnten in der Inneren Stadt zeitweise die Straßen mit Wasser besprengt
werden . Mangel an Treibstoff verhinderte alsbald die weitere Ausführung
dieses Vorhabens . Die im Jahre 1939 verbotene Straßenölung konnte in kleinem
Maßstab wieder aufgeuommen werden. Dadurch wurden im Jahre 1946
96.500 m2 und im Jahre 1947 rund 90.000 m2 Fahrbahnfläche staubfrei ge¬
macht . Gewiß, ist auf diesem Gebiet der Friedensstand noch nicht erreicht,
doch ist viel geschehen . Wien, das in den Monaten nach Kriegsende in Schutt
und Trümmern zu ersticken drohte , hat in der Pflege seiner Straßen wieder
den Rang einer europäischen Stadt erreicht.

SCHNEESÄUBERUNG.
In den Jahren 1945 und 1946 bereitete die Frage der Schneesäuberung keine

besonderen Schwierigkeiten . Anders war es im Jahre 1947. In der 2. Hälfte
des Monates Jänner traten anhaltend heftige Schneefälle ein. Die Räumungs¬
arbeiten waren noch nicht beendet, als Anfang Februar neuerlich ein starker
Schneefall und vom 13. bis 19. Februar weitere Schneefälle eintraten . Auf den
Wiener Straßen und Plätzen lag in dieser Zeit eine Schneelast von über
10 Millionen Kubikmetern . Obgleich alle verfügbaren Schneepflüge eingesetzt
und zahlreiche Hilfskräfte für die Säuberung aufgenommen worden waren,
konnte nur zur Not der Verkehr in den Hauptverkehrsstraßen aufrecht erhalten
werden . In den anderen Straßen mußten die Hausbewohner mithelfen , Zu¬
fahrtsmöglichkeiten zu den Häusern zu schaffen. Einem Aufruf des Bürger¬
meisters folgend , den auch die politischen Parteien bei ihren Mitgliedern
unterstützten , arbeitete die Bevölkerung am 22. und 23. Februar in vorbild¬
licher Gemeinschaft von früh bis abends , um die Schneemassen zu den Kanälen
zu schaffen. Der Straßenpflegebetrieb stellte hiefür alle seine Geräte und Hand¬
karren bei. Auf den Ausfallsstraßen behinderten Schneeverwehungen den Ver¬
kehr. Die Schneepflüge vermochten hier den Schnee nicht mehr beiseite zu
schaffen, weswegen die Verkehrswege im Gebiete der Schneeverwehungen aus¬
geschaufelt werden mußten . Die städtische Straßenpflege und die Verkehrs¬
betriebe verzeichneten im Jahre 1947 1,758.165 geleistete Schneearbeiterstunden,
gegenüber nur 333 im Jahre vorher und 316.528 im Jahre 1945. In der Zeit
vom 10. Jänner bis 28. März 1947 wurden bei der Schneebeseitigung 74.493
Tagschichten durch das Personal der Straßenpflege , 100.428 Tagschichten
durch aufgenommene Hilfskräfte und 41.217 Tagschichten durch Arbeits¬
kräfte , die von Baufirmen bereitgestellt wurden , geleistet . Für Schneearbeiter¬
löhne wuren S 885.854 und für die von den Firmen beigestellten Arbeitskräfte
S 1,064.767 aufgewendet . Zur Bestreuung der Straßen bei Glatteis wurden
8.000 m3 Sand und 170 t Salz beigestellt . Zur Verhinderung von Schneever¬
wehungen wurden 7.000 Stück Schneeplanken beschafft, was sich deswegen
als notwendig erwies , da die städtische Straßenpflege im Kriege 10.000 Meter
solcher Planken eingebüßt hatte.

Die Leistungen des Jahres 1947 waren nur möglich , weil der städtische
Straßenpflegebetrieb nach den bedeutenden Verlusten an Gerätschaften im
Kriege diese Geräte inzwischen wieder nachgeschafft hatte . Sämtliche Schnee¬
pflüge waren zerstört oder beschädigt worden . Von den Schneepflügen für
Pferdebespannung waren 286 beschädigt . Es gelang bis Ende 1945 für die
Schneeräumung 6 Keilpflüge an betriebseigenen Lastkraftwagen anzubauen
sowie 2 Schneepflugbetriebwagen und 10 Schneepfluganhänger instand zu
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setzen . Außerdem konnten der britischen Besatzungsmacht 11, der amerikani¬
schen 5 und der sowjetrussischen Besatzungsmacht 2 Keilpflüge zum Betrieb
mit ihren eigenen Lastkraftwagen übergeben werden . Im Jahre 1946 wurden
die Arbeiten für die Wiederherstellung der Schneepflüge fortgesetzt . Zu Win¬
terbeginn waren bereits 32 Keilpflüge und Seitenräumer an Lastkraftwagen
angebaut . Außerdem standen 3 gelandegängige Keilpflüge und 10 Spezial¬
schneepflüge mit Schneepfluganhängern zur Verfügung . Ende des Jahres 1947
bestand der Wagenpark für die Schneesäuberung aus 22 Autoschneepflügen und '
28 Schneepfluganhängern sowie 27 Keilpflügen , 9 Seitenräumgarnituren
und 3 gelandegängigen Keilpflügen . Die mit motorisierten Fahrzeugen ver¬
bundenen Schneepflüge haben im Jahre 1947 1.329 Tagschichten , die pferde¬
bespannten Schneepflüge 2.265 Tagschichten geleistet . Für die Schneeabfuhr
wurden in dieser Zeit 2.564 Tagschichten von Lastkraftwagen und 7.541 Tag¬
schichten von pferdebespannten Fuhrwerken geleistet.

STRASSENBAU UND STRASSENERHALTUNG.
Wer heute durch die Straßen Wiens wandert , denkt nicht mehr daran,

welch wüsten Anblick sie noch vor wenigen Jahren , in der letzten Phase
des Krieges , boten. Wenn nach einem Bombenangriff die Menschen aus den
Kellern herausstrebten , dann sahen sie, wohin immer sie blickten, nichts als
die grausigen Spuren der Zerstörung , herabgefallenes Mauerwerk , Dach¬
ziegel , die Reste von Dachrinnen , die überall auf der Erde herumliegenden
Drähte der Lichtleitung und der Oberleitung der Straßenbahn . Sie sahen
die geknickten Maste der Licht- und Oberleitung , umgelegte Einfriedungen,
kleine und große Bombentrichter und wo immer einer seinen Fuß hinsetzte,
trat er auf Glasscherben . Den unheimlichen, gespenstischen Eindruck wird
niemand los, dem das Bild einer solchen Straße zum Erlebnis geworden ist.

Es hatte vieler Arbeit bedurft , um den Straßen der gebombten Gebiete
wieder ein normales Aussehen zu geben. Die Freimachung der Straßen , von
allem was den Verkehr behinderte , die Entfernung von Zeitzünderbomben
und Blindgängern , die oft viele Meter unter der Straßendecke staken , die
Ausfüllung von hunderten Bombentrichtern , die Beseitigung riesiger Schutt¬
massen , alle diese Leistungen unter den widrigsten Umständen vollbracht,
sind ein beredtes Zeugnis für die Energie des aufbauwilligen Wien, mit der
Misere , die der Krieg hinterlassen hatte , fertig zu werden.

Gleich nach dem Ende der Kämpfe wurde mit der Behebung der Kriegs¬
schäden begonnen . Infolge des Mangels an Baustoffen und Fuhrwerken be¬
schränkten sich die Arbeiten vorerst auf das Zuschütten der Bombentrichter.
4.648 Bombentrichter waren in Verkehrsflächen gesprengt worden . Die meisten
Bombentrichter , nämlich 572, wies der 10. Bezirk auf, dem sich der 21. Be¬
zirk mit 455 Bombentrichtern anreiht . Doch wurden auch der 3. Bezirk,
der 351 und der 19. Bezirk , der 315 Bombentrichter aufwies , schwer in Mit¬
leidenschaft gezogen . Noch im Jahre 1945 wurde der größte Teil von ihnen
zugeschüttet . Anfangs 1946 waren nur noch 586 Bombentrichter offen, bis
Ende 1946 sank deren Zahl auf 85. Ende 1947 waren von den 4648 Bomben¬
trichtern 2.023 völlig beseitigt und eine endgültige Straßendecke hergestellt,
weitere 2.600 waren zugeschüttet und der Straßengrund mit einer vorläufigen
Befestigung versehen und nur 25 Bombentrichter konnten infolge Vorliegens
besonderer Umstände noch nicht ganz geschlossen werden . Mit der Schlie¬
ßung der großen Wunden war die dringlichste Arbeit getan , nun konnte
an die Beseitigung der anderen Schäden geschritten werden.
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In der Umgebung der Bombentreffer wurde durch Sprengstücke und
durch die Wucht herumgeschleuderter Steine und Metallstücke immer auch
die Oberfläche der Verkehrswege in größerem oder geringerem Umfang
beschädigt . Bei Schäden am Strom-, Gas- und Wasserleitungsnetz sowie an
den Kanalrohren mußte die Straßen - oder Gehsteigdecke aufgegraben und
nach getaner Arbeit an den Leitungen wieder instandgesetzt werden. Um
die Gebrechen an den Einbauten zu beheben, waren 5.470 Aufgrabungen im
Jahre 1945 und 11.267 Aufgrabungen im Jahre 1946 notwendig.

Durch den Luftdruck der Explosionen und durch Bombeneinschläge
wurden Stützmauern zerstört oder aus ihrer Lage gebracht , die ebenso wie
eine Unzahl durch Kriegseinwirkung beschädigter Sicherungsgeländer nun¬
mehr wieder instandzusetzen waren . Eine besonders umfangreiche Aufgabe
stand der städtischen Straßenverwaltung bei der Erneuerung des Straßen¬
pflasters bevor. In den Jahren des Friedens sind alljährlich rund 200.000 m2
Straßenfläche neu gepflastert worden . Dazu kamen noch große Flächen , die
durch Umpflasterungen und durch regelmäßige Herstellungsarbeiten auf *
einen dem großstädtischen Verkehr entsprechenden Stand gebracht worden
sind . In den Jahren des Krieges und auch in der ersten Zeit nachher sind
Neupflasterungen nur in ganz geringem Umfang in Arbeit genommen wor¬
den und in ebenso geringem Ausmaße Umpflasterungen . 1943 wurden z. B.
rund 20.000 m2 und 1942 nicht einmal 10.000 m2 Straßenfläche neu ge¬
pflastert . Es wäre nicht einmal diese geringe Leistung zustande gekommen,
wenn die Übersiedlungen von einigen großen Rüstungsbetrieben in die
Wiener Randgebiete sie nicht als unerläßlich für die Betriebsaufnahme ge¬
fordert hätten . Der Straßenzustand hat infolge der Vernachlässigung während
der Kriegszeit sehr gelitten und das Straßenpflaster bedurfte dringend der
Erneuerung . Diese Schäden an der Straßendecke , hervorgerufen durch das
Unterbleiben jedweder Instandsetzungs - und Erneuerungsarbeiten im Kriege
sind womöglich noch umfangreicher als die eigentlichen Bombenschäden. Es
fehlte bisher an Arbeitern , Fuhrwerk und an Baustoffen, ohne die das große
Werk der Erneuerung und Wiederinstandsetzung der Wiener Straßen nicht
wirksam in Angriff genommen werden kann. Immerhin konnte infolge einer
leichten Entspannung auf dem Baustoffmarkte , besonders bei Bitumen und
Zement mit den eigentlichen Straßenerhaltungsarbeiten in größerem Um¬
fang wieder begonnen werden und es konnten in den Jahren 1946 und 1947
schon beachtliche Leistungen hervorgebracht werden . Es wurden instand¬
gesetzt : 1945 1946 1947

Fahr - Geh- Fahr - Geh- Fahr - Geh¬
bahnen steige bahnen steige bahnen steige

Fläche in Quadratmetern

Großsteinpflaster . . . . 1 — 223.941 54.246 340.200 114.860
Kleinsteinpflaster . . . . \ 8- uuu — 10 .946 — 13.980 2.810
Klinkerpflaster . — — 1.005 260 3.240 2.530
Holzstöckelpflaster . . . . 1 .060 — 4.180 — 4.680 —
Nachimprägnierungen des

Holzstöckelpflasters . . . — — 19.521 — 29.700 —
Gußasphalt . 2.800 350" 17.940 20.870 27.960 32.540
Teermakadam . — — — — 9.730 1.760
Makadam . 67.000 — 200.673 9.000 283.700 14.780
Oberflächenbehandlung

(Teerungen) . 19.000 — 147.000 306 110.850 2.550
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Unter den durchgeführten Arbeiten sind die folgenden besonders hervor¬
zuheben:

1. Bezirk . Rathausplatz —Grillparzerstraße , Hartgußasphaltarbeiten;
2. „ Vorgartenstraße , Walzasphalterneuerung;

10. „ Gudrunstraße , Kriegsschadensbehebung an der Stiegen- und
Stützmaueranlage j

11. „ Enkplatz , Belagserneuerungen ; *
12. „ Philadelphiabrücke , Wiederherstellung;
12. „ Breitenfurter Straße , Belagserneuerung;
21. „ Straße von Strebersdorf nach Stammersdorf , Makadamisierung;
21. „ Straße Wittau —Mannsdorf , Makadamisierung;
21. „ Straße Stammersdorf —Hagenbrunn , Makadamisierung;
23. „ Straße Pellendorf —Himberg , Makadamisierung.

Auch Straßenbauten und Regulierungen wurden durchgeführt , so die
Regulierung des Augustinermarktes im 3. Bezirk , die Verbreiterung der
Gumpendorfer Straße (entlang Nr . 102) und die Hebung der Linken Wien¬
zeile bei der Proschkogasse im 6. Bezirk , die Umlegung der Spittelauer
Lände nächst der Friedensbrücke im 9. Bezirk , der Umbau der Pötzleins-
dorfer Straße im Bereich der Khevenhüllerstraße im 18. Bezirk und der
Wagramer Straße vom Friedhofsweg bis Rennbahnweg im 21. Bezirk und
die Regulierung des Schattnersteiges und der Lothringerstiege im 26. Bezirk.

Um den Verkehr zu erleichtern , wurden die Löschwannen , die in der
Kriegszeit auf Straßengrund errichtet worden sind, beseitigt . Bis Ende 1947
wurden 139 Lösch Wasserbehälter abgebrochen , so daß nur noch 7 solcher
Behälter vorhanden sind . Das Abbruchmaterial wurde für die Zwecke des
Straßenbaues verwertet . Der Gesamtverbrauch an Baustoffen für den Straßen¬
bau ist aus folgenden Zahlen zu entnehmen.

1945 1946 1947
Zement . 140 t 804 t 1.560 t
Sand . 9^5 m3 10.199 m3 23.680 m3
Kalkschotter . 2.000 m3 17.465 m3 30.705 m3
Großpflastersteine , Granit. 80.840 St. 258.555 St. 331.760 St.
Rand-, Bord- und Leistensteine . . 76 m 2.310 m 2.820 m
Kleinsteine . — 210 t 530 t
Hartschotter . — 2.300 m3 884 m3
Rundschotter. 361 m3 6.532 m3 9.190 m3
Bitumen und Teer. 71t 413 t 508 t
Holzstöckel . — 260 m3 470 m3
Betonrohre . 11 m 233 m 933 m

ln der ersten Zeit nach dem Krieg waren die Arbeiten durch Arbeiter-
mangel und infolge des Fehlens von Fuhrwerk sehr behindert . Späterhin
gelang es, den Arbeiterstand zu erhöhen und auch eine größere Zahl von
Fahrzeugen , die unter anderem von den Besatzungsmächten beigestellt
wurden , stand zur Verfügung . Ein Bild über den Umfang der Arbeits¬
und Fuhrwerksleistungen gewähren die folgenden Leistungszahlen:

1945 1946 1947
Arbeitsschichten . 89.000 256.862 286.400
Lastkraftwagenschichten . 350 5.697 9.860
Pferdebesp . Fuhrwerke (Schichten) . . . 1.505 8.461 12.450
Walzschichten . 813 4.865 4.992
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Auf dem Gebiet der reinen Verwaltung ist die Mitwirkung bei den
Planungen für Wohn- und Industrieanlagen , so insbesondere in den ein¬
gemeindeten Gebieten her vor zuheben ; auch die straßentechnischen Verkehrs¬
fragen nahmen die städtische Straßenverwaltung sehr in Anspruch . Nach
Beendigung des Krieges stellten die Straßengrundangelegenheiten an die
Verwaltung erhöhte Arbeitsanforderungen.

Die Umstellungen in der Industrie von der Kriegs - auf die Friedenswirt¬
schaft wirkten sich auch auf die Straßengrundbenützungen aus , die überdies
zum Teil lediglich für Kriegsdauer genehmigt worden waren . Straßengrund¬
angelegenheiten , wie Straßengrundankäufe , wasserrechtliche Angelegenheiten
mit Benützung öffentlichen Straßengrundes , Feststellungen der Straßengrund¬
verhältnisse für die Freigabe zur Benützung von Privaten u. a., die während
der Kriegszeit zurückgestellt worden waren , mußten nunmehr bereinigt
werden. Schwierig gestalteten sich die Arbeiten in den Randgebieten , wo die
Rechtsverhältnisse der Straßengrundabtretungen und Straßengrundübergaben,
insbesondere aber auch die oft vorgeschriebenen Verpflichtungen zur Straßen¬
herstellung vielfach ungeklärt waren . Die Klarstellung ging nur schleppend
vor sich, da das Aufsuchen der Grundbuchämter wegen der großen Ent¬
fernungen und der beschränkten Fahrgelegenheiten erheblichen Zeitaufwand
erforderte . Die Urkunden waren vielfach aus Sicherheitsgründen verlagert
worden und noch nicht zurückgelangt , so daß nach anderen Behelfen und
Beweismitteln geforscht werden mußte . Besonderes Augenmerk wurde der
ein großes Arbeitsgebiet umfassenden Klärung der Herstell 'ungs - und
Erhaltungsverpflichtung für die Straßen in den Siedlungen zugewendet.

Infolge von Kriegseinwirkungen waren zum Teil in der städtischen
Straßenverwaltung , mehr noch aber bei anderen Ämtern die Aufzeichnungen
verlorengegangen . In der für die Einhebung der Straßengrundbenützungs¬
gebühren zuständigen Buchhaltungsabteilung und Steuerkasse waren sämt¬
liche Unterlagen verbrannt . Um eine wirtschaftliche Benachteiligung der
Gemeinde zu vermeiden, wurde rasch nach den Dienststücken der Magistrats¬
abteilung für Straßenbau , soweit solche noch vorhanden waren , eine Neu¬
verzeichnung der Akten vorgenommen oder diese mußten neu rekonstruiert
werden.

BRÜCKEN- UND WASSERBAU.
BROCKEN UND STEGE.

Bevor Wien Kampfgebiet wurde , gab es in den 26 Wiener Bezirken ins¬
gesamt 990 Brücken, Stege und Durchlässe , die von der städtischen Brücken¬
bauabteilung verwaltet wurden . 197 davon befanden sich im alten Stadtgebiet,
und zwar 1 Brücke und 3 Gehstege an Eisenbahnbrücken über den Donau-
strom , 12 Brücken und 4 Stege über den Donaukanal , 2 Brücken und 4 Stege
über die Alte Donau , 4 Brücken und 4 Stege über Altarrne der Donau,
14 Brücken, 11 Brückengewölbe und 8 Stege über den Wienfluß, 59 Brücken
und Gewölbe, 28 Stege und 6 Durchlässe über sonstige Gewässer , 17 Eisen¬
bahnbrücken und 8 Stege über Eisenbahnen , sowie 8 Brücken über Straßen
und 4 Personendurchgänge.

Im Krieg wurden 97 Brücken total und 38 Brücken teilweise zerstört . Von
den Brücken über den Donaustrom waren sämtliche Brücken bis auf die
Reichsbrücke (Brücke der Roten Armee), deren Sprengung im letzten Augen-
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blick verhindert werden konnte, gesprengt worden . Von den Brücken über
den Donaukanal wurde die Schleusenbrücke in Nußdorf , die Heiligenstädter,
Augarten -, Salztor -, Marien -, Schweden-, Aspern -, Franzens -, Rotunden- und
Stadionbrücke sowie der Gaswerksteg gesprengt , die Friedensbrücke und der
Döblinger Steg beschädigt . Gesprengt wurde auch die Kagraner Brücke über
die Alte Donau . Von den Wienflußbrücken waren folgende zerstört : Die
Heinrich Bach-, Dr . Karl Lueger -, die Auhof-, Gulden- und Stadtparkbrücke
sowie der Nikolaisteg . Schwer beschädigt , hauptsächlich durch Fliegerbomben
waren die Radetzky- und Stubenbrücke . Die Schmelzbrücke über die West¬
bahn hatte durch Brand schwerste Schäden erlitten.

Von den kleineren Brücken in den Randgebieten Wiens über die Wasser¬
läufe der Wien, der Fischa , der Schwechat , der Piesting , der Triesting,
des Wiener -Neustädter Kanales , des Mödlingbaches , der Liesing , des Weidling-
und Kierlingbaches wurden insgesamt 68 zerstört und 20 beschädigt . Als
für den Straßenverkehr besonders wichtige Brücken sind unter diesen hervor¬
zuheben : Die Wiener Straßenbrücke über die Schwechat , die Marktbrücke
in Fischamend , die Frauenbachbrücke in Himberg , die Leopolds- und Nieder¬
marktbrücke in Klosterneuburg und die Kielmannseggbrücke über den Wien¬
fluß. Mit den zerstörten und beschädigten Brücken waren auch viele in den
Brücken eingebaute Leitungssysteme zugrunde gegangen , Rohre für Gas-
und Wasserleitung sowie Kabel für die Stromversorgung . Nach dem Ende
der Kämpfe in Wien handelte es sich vor allem darum , den Verkehr mit
den einzelnen Stadtteilen wenigstens durch behelfsmäßige Stege wiederher¬
zustellen und die Leitungen der gesprengten Brücken wiederzuverbinden.
Truppen der Roten Armee hatten bereits während der Kampfhandlungen
Kriegsbrücken über den Donaukanal geschlagen , die dann später auch dem
städtischen Verkehr dienten. Über den Donaukanal wurden Fußgänger - und
Leitungsstege beim Döblinger Steg , bei der Rotunden- und Stadionbrücke,
beim Gaswerksteg sowie über die Alte Donau bei der Kagraner Brücke er¬
richtet . Die Pioniere der Roten Armee haben einen Gasrohrsteg über den
Donaukanal neben der Franzensbrücke und die städtische Brückenbauabtei¬
lung einen Erdgasleitungssteg neben der zerstörten Stadionbrücke erbaut.
Die durch den Brand schwer beschädigte und als Fahrbrücke untauglich
gewordene Schmelzer Brücke über die Westbahn im 15. Bezirk wurde soweit
instand gesetzt , daß sie als Fußgängerbrücke benützt werden konnte. Über
die zerstörte Auhofbrücke hatten Wienflußarbeiter einen Notsteg errichtet,
von ihnen wurde ein solcher auch neben der Luegerbrücke angelegt und die
schwer beschädigte August Ritt-Brücke über den Mauerbach in Hadersdorf
notdürftig wiederhergestellt.

Die im Bett der Wasserläufe liegenden Eisenkonstruktionsteile mußten
wegen Verklausungsgefahr bei Hochwasser raschestens entfernt werden . Von
der städtischen Brückenverwaltung wurde die Stadtparkbrücke , die Kiel-
mannsegg -, Dr . Karl Lueger - und Heinrich Bach-Brücke sowie der Nikolai¬
steg abgetragen . Im Einvernehmen mit ihr haben Pioniertruppen der Roten
Armee weiters folgende Brücken abgetragen : Die Schleusenbrücke , Heiligen¬
städter , Marien -, Salztor , Aspern -, Franzens -, Rotunden- und Stadion¬
brücke ; die Kosten hiefür im Betrage von 3 4 Millionen Schilling trug nahezu
zur Gänze das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau . Auch an
der Wiederherstellung der Brücken hatten die Pioniere der Roten Armee
hervorragenden Anteil . Mit einem Großaufwand an Mannschaft , Geräten,
Transportfahrzeugen und Material hat die Rote Armee gemeinsam mit
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Einer der 4 .648 Bombentrichter in den Wiener Verkehrsflächen.

Instandsetzung der Straßendecke in der Kärntnerstraße.
1945 — 1947 wurden 1,877 .968 m 8 Fahrbahnen und Gehsteige instandgesetzt,



Die gesprengte Floridsdorfer - (Malinowsky -) Brücke.
In Wien wurden 97 Brücken total und 38 Brücken teilweise zerstört.

Malinowsky brücke im Wiederaufbau.
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Die gesprengte Schwedenbrücke.

Die Schwedenbrücke wird gehoben.
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Bis Ende 1947 wurden 1.681 Schäden am Kanalnetz festgestellt ; 1.659 Schäden wurden behoben.

Das Kinderfreibad Margaretengürtel wird instandgesetzt.
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österreichischen Brückenbaufirmen eifrigst daran gearbeitet , die Verbindung
über die Donau und den Donaukanal und damit auch die Verbindung mit
den nördlich davon gelegenen Gebieten Wiens und darüber hinaus auch
Niederösterreichs herzustellen.

Eine der schwierigsten Aufgaben war der Wiederaufbau der Floridsdorfer
Brücke.  Als die Kämpfe beendet waren , lagen von den 4 Bogen der Strom¬
brücke einer gänzlich zerstört im Strombett , ein anderer war von seinen
Auflagern abgerutscht und ein dritter Bogen, der dem äußeren Anschein nach
keine erheblichen Beschädigungen aufwies, hatte an einer empfindlichen Stelle
einen schweren Treffer erhalten . Eine endgültige Wiederherstellung der
Brücke erschien in der Lage , in der sich die Stadt im Frühjahr 1945 befand,
zunächst aussichtslos . Es konnte nur an die behelfsmäßige Herstellung einer
Holzbrücke gedacht werden . Nach einem Entwurf hätte flußabwärts der
Brücke auf Betonpiloten ein Provisorium aus Holzkonstruktion hergestellt
werden sollen. Diese Arbeiten stellten sich jedoch als schwierig und kost¬
spielig heraus , so daß man sich entschloß , die Brücke trotz der schwierigen
Arbeitsverhältnisse , genau wie sie ursprünglich gebaut worden war , wieder¬
herzustellen . Mit Hilfe der Roten Armee wurde ein erheblicher Teil des
Gesamtstahlbedarfes von 2.600 Tonnen zum Teil durch Lieferung aus der
Tschechoslowakei , zum größeren Teil von der Alpine-Montangesellschaft
sichergestellt . Desgleichen konnte mit ihrer Hilfe die kolossale Menge von
600 m3 Holz für die Hilfskonstruktion in kürzester Frist beschafft werden.
Ein besonders schwieriges Problem war es, die abgestürzte Stahlkonstruktion
der dritten Brückenöffnung , die eine Stützweite von 82 m und eine Fahr¬
bahnbreite von 13-8 m hatte , wiederzuersetzen . Vorerst mußte die 1.860 Ton¬
nen schwere abgestürzte Konstruktion aus dem Strombett entfernt werden,
was besondere Vorsicht erheischte . Nach Errichtung eines' provisorischen
Gehsteges , der auch für die Überführung der Gas-, Wasser - und Strom¬
leitungen diente, wurden die inzwischen in den Brückenbauanstalten ange¬
fertigten Konstruktionen an die Baustelle herangebracht und zusammen¬
gesetzt . Ein die ganze Brücke umspannender Portalkran nahm die einzelnen
Teile von den Fahrzeugen und setzte sie an die vorgesehenen Stellen ab.
Vorher schon war ein Kabelkran zur Errichtung der Hilfsgerüste aufgestellt
worden . Der von seinen Auflagern abgerutschte Bogen mußte mittels hydrau¬
lischer Pressen gehoben und auf einen Trägerstapel gelagert werden.

In einem anderen Strombrückenfeld hatte ein Treffer auch die Fahrbahn
durchschlagen und das Zugband des Bogens zerrissen . Die Folge davon war,
daß sich der Bogen, der nun nicht mehr zusammengespannt war , unter der
Last des Eigengewichtes gesenkt hatte und an den Bogenenden um 30 cm
auseinandergerutscht war , was eine gefährliche Formänderung der Bogen¬
konstruktion bewirkte . Um eine Katastrophe auszuschließen und die Brücke
für den erforderlichen Transport der Montagelasten benützen zu können,
wurde das gerissene Zugband zunächst provisorisch zusammengehängt . Eine
gut durchdachte Spannvorrichtung mußte sodann in das Zugband eingesetzt
werden , um mittels hydraulischer Pressen die auseinandergerutschten Bogen¬
enden wieder zusammenziehen zu können. Die dabei verwendeten 4 hydrau¬
lischen Pressen übten eine Kraft von 1.400 Tonnen aus . Die beschädigten
Tede des Zugbandes wurden ausgebaut , durch neue Konstruktions teile ersetzt
und darnach das große Zugband wieder gespannt . Erst im Anschluß an diese
Arbeit konnte die Fahrbahn wiederhergestellt werden.
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Die Wiederherstellungsarbeiten dauerten ein Jahr und am 19. Mai 1946
wurde die Brücke in feierlicher Weise in Anwesenheit der Spitzen der
Regierung und der russischen Besatzungsmacht dem Verkehr übergeben . Sie
trägt den Namen des russischen Heerführers Marschall Malinowsky.

Im Jahre 1947 wurden dann die zerstörten Revisionsfahrstühle an der
Malinowskybrücke erneuert , die Fahrbahn und Gehsteige ausgebessert,
der Anstrich am Tragwerk und Geländer erneuert und mit der Abtragung der
Montagejoche des neuhergestellten Strombrückenfeldes begonnen , wofür der
Stadt Wien Kosten im Betrage von 1,241.500 S erwuchsen . Die Ausgaben
des Bundesministeriums für Handel und Wiederaufbau stellten sich auf
14-4 Millionen Schilling.

Als eine der ersten Brücken wurde von der Roten Armee die Aspern-
briicke  über den Donaukanal errichtet . Sie wurde als Hilfsbrücke aus Holz
flußaufwärts der früher bestandenen Stahlbrücke hergestellt , damit die spätere
Brücke ungehindert gebaut werden kann . Wegen der Schiffahrt wurde eine
Überbrückung durch Gittertragwerke gewählt , die eine Stützweite von 28 m
haben . Die Tragweite über die Seitenöffnungen wurden in genagelter Bau¬
weise hergestellt . Die Arbeiten an der Brücke wurden im Juni 1945 begonnen
und im Oktober fertiggestellt . Bereits am 2. Oktober 1945 konnte sie dem
Verkehr übergeben werden.

Ebenfalls noch im Jahre 1945 wurde die Kagraner Brücke  über die Alte
Donau fertiggestellt . Am 3. April 1945 hatten die abziehenden Truppen
der Deutschen Wehrmacht und der SS die Kagraner Brücke in die Luft
gesprengt , wodurch der Verkehr mit den Stadtgebieten am linksseitigen
Donauufer , da auch die Floridsdorfer Brücke zerstört war , außerordentlich
behindert wurde . Es wurde zunächst eine Notbrücke aus Holz hergestellt , die
aber keine großen Lasten tragen konnte. Ende Juni 1945 wurde bereits mit
den Vorarbeiten für eine endgültige Brücke begonnen . Beim Entwurf wurde
darauf Bedacht genommen, daß das gesamte Bauwerk aus werkseigenem
Lagermaterial der Brückenbaufirma hergestellt werde, um einen möglichst
raschen Bau zu ermöglichen . Die Beistellung technischer Truppen durch die
Rote Armee trug sehr dazu bei, die Bauzeit herabzusetzen , so daß die Brücke
am 22. November 1945 dem Verkehr übergeben werden konnte . Das alte
Tragwerk der Brücke war durch die Sprengung arg beschädigt worden,
während die Widerlager erhalten blieben. Die neue Brücke besteht aus 8 ge¬
schweißten Vollwandträgern mit einer 20 cm starken Fahrbahnplatte aus
Eisenbeton . Die Brücke ist für schwerste Lasten bemessen und kann ein
80 Tonnen schweres Raupenfahrzeug im Alleingang tragen . Die Brücke
hat eine Länge von 32 m, die Fahrbahn ist 15-5 m breit , zu beiden Seiten
befinden sich 3'2 m breite Gehwege . Die Kagraner Brücke war die erste
definitive Straßenbrücke , die im Gebiet von Wien nach dem Kriege wieder¬
hergestellt worden ist.

Die Friedensbrücke  und die Augartenbrücke  über den Donaukanal wurden
durch Sprengungen nur in ihren mittleren Teilen beschädigt . Auf Gerüsten
wurden die aus Neumaterial errichteten Stahlteile zusammengebaut , wodurch
die beiden Brücken die einzigen definitiven Brücken über den Donaukanal
sind, die wieder in ihren früheren Zustand gebracht werden konnten . Die
Augartenbrücke wurde am 12. Jänner 1946, die Friedensbrücke am 12. Fe¬
bruar 1946 wieder dem Verkehr übergeben.

Die Schwedenbrücke über den Donaukanal wurde nur zu etwa einem
Drittel zerstört . Der rechtsuferige Brückenteil samt den Auflagern war
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erhalten geblieben, während der Brückenteil gegen das linke Ufer im Kanal¬
bett lag . Untersuchungen ergaben , daß die erhalten gebliebenen Stahlteile
wieder verwendungsfähig waren . Man beschloß daher , die im Wasser liegen¬
den Teile zu heben. Zu diesem Zweck wurde am linken Ufer ein stählernes,
portalförmiges Hubgerüst von 16 m Höhe aufgestellt , das die ganze Brücken¬
breite überspannte . Für die eigentliche Hebung dienten 4 elektrisch an¬
getriebene Flaschenzüge von je 150 Tonnen Tragkraft . Sie hatten ein
Gewicht von 380 Tonnen 8T m hoch zu heben. Durch einen sinnreichen
Mechanismus wurde mit einem Uhrzeiger festgestellt , daß die Anhebung
der beiden Lastorte gleichmäßig erfolge . Gegen Abgleiten der 5 Auflager¬
gelenke während der Hebung mußten Sicherungen vorgekehrt werden . Die
gehobenen Brückenteile wurden auf vorbereitete Holzjoche gelagert . Der
restliche Teil der Brückenöffnung am linken Ufer wurde mit Stahlfachwerk¬
trägern , die von der Roten Armee beigestellt wurden , überbrückt . Hebung
und Wiederherstellung der Brücke ist das Werk der Roten Armee und der
Wiener Brücken- und Eisenkonstruktions -A. G. Die Schwedenbrücke wurde
am 2. Mai 1946 eröffnet.

Die gesprengte Rotundenbrücke  wurde durch eine aus Holz und Stahl
erbaute Hilfsbrücke ersetzt . Da eine, seitlich der früheren Brücke angeord¬
nete Hilfsbrücke eine Hebung der Linie 80 der städtischen Straßenbahn
und der elektrischen Bahn Wien—Preßburg um ungefähr 70 cm verlangt
hätte , wurde die Hilfsbrücke in der Achse der früheren Brücke verlegt . Die
Hilfsbrücke hat eine Fahrbahnbreite von 12 m und 2 Gehwege von je 2-50 m
Breite und trägt 2 Straßenbahngeleise . Die Schiffahrtsöffnung wurde mit
12 geschweißten Stahlträgern mit einer Stützweite von 26 m und auf jeder
Seite mit je 2 genagelten Holztragwerken von 9’60 m Stützweite überspannt.
Die definitive Brücke soll flußaufwärts errichtet und die Hilfsbrücke auf
einem Gerüst ausgeschoben , und die neue Brücke dann an die Stelle der
Hilfsbrücke eingeschoben werden.

Vom Döblinger  und Gaswerksteg  wurden durch Sprengung je ein Drittel
der gegen das rechte Donaukanalufer gelegenen Tragwerke schwer be¬
schädigt . Beide Stege überführen Gas - und Wasserleitungen großen Quer¬
schnittes . Die Tragwerke wurden durch eingebaute Holzjoche unterstützt,
hierauf gehoben, gerade gerichtet und die beschädigten Tragwerkteile durch
neue ersetzt.

Ober den Nußdorfer Schiffsschleusenkanal wurde im Jahre 1947 ein
Holzsteg und an der Ostbahnbrücke über den Donaukanal 2 Gehstege und
die dazugehörigen Stiegenaufgänge errichtet.

Statt der gesprengten Stadionbrücke wurde im Jahre 1947 ein Langzeit¬
provisorium errichtet . Im Zeitraum von 75 Jahren wurde an dieser Stelle
bereits die dritte Brücke erbaut . Im Jahre 1873 wurde eine Bogenbrücke mit
Zugband aus belgischem Schweißeisen errichtet , die eine Stützweite von 60 m
und deren Fahrbahn eine Breite von 9'90 m hatte . Sie erhielt damals den
Namen „Kaiser Josef-Brücke“ und wurde 1919 in „Schlachthausbrücke “ um¬
benannt . Im Jahre 1934 wurde diese Brücke durch eine neue aus „Bau¬
stahl 44“ errichtete Bogenbrücke ersetzt . Sie hatte eine Fahrbahnbreite von
12 m und 2 Gehwege von je 4 m Breite. Als wichtiger Zugang zu dem 1931
erbauten Stadion erhielt sie den Namen „Stadionbrücke “. In den Kämpfen
im April 1945 wurde sie zerstört . Einige hundert Meter flußabwärts er¬
richteten die Pioniertruppen der Roten Armee eine Hilfsbrücke , die aber
infolge ihrer tiefen Lage im Jahre 1946 vom Hochwasser weggerissen
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wurde . Sie wurde von der städtischen Brückenbauabteilung noch im selben
Jahre gänzlich abgetragen.

Um dem dringenden Bedürfnis einer Verbindung zu dem Sportgelände
im Prater möglichst rasch zu entsprechen , entschloß sich die Stadtverwal¬
tung , ein langfristiges Provisorium an Stelle der zerstörten Brücke, unter
Verwendung der unversehrten Widerlager und Seitentragwerke und eines
vorhandenen verschraubbaren Haupttragwerkes zu errichten . Die Vorarbeiten
wurden im Herbst 1946 in Angriff genommen und bereits im Juli 1947
konnte mit der Montage begonnen werden. Sie wurde durch freien Vorbau
vom linken Ufer aus ohne Zwischenunterstützung ausgeführt . Mit der Mon¬
tage waren nur 32 Arbeiter beschäftigt , die in 15 Tagen das Werk be¬
endeten . Die neue Brücke hat ihrem provisorischen Charakter entsprechend,
eine Fahrbahnbreite von nur 7-50 m und 2 Gehsteige von je 3'50 m. Sie ist
zweispurig und erhielt 2 Straßenbahngeleise . Die gesamte Tragfähigkeit
beträgt 520 Tonnen , das Stahlgewicht der Brücke 310 Tonnen . Die Kosten
stellten sich auf 1,543.000 S. Die Brücke wurde am 3. Dezember 1947 in
feierlicher Weise dem Verkehr übergeben.

Als Langzeitprovisorien werden auch die Heiligenstädter Brücke,  diese als
Stahlfachwerk und die Franzensbrücke  als Bogenbrücke errichtet . Mit den
Arbeiten wurde im Jahre 1947 bereits begonnen.

Das Holztragwerk der Hilfsbrücke bei der Aspernbrücke,  das sich infolge
"Austrocknung gesenkt hatte , wurde gehoben und instandgesetzt , das Trag¬
werk der Rotundenbrücke  wurde überholt . An der Friedensbrücke  wurden
kleinere Instandsetzungsarbeiten ausgeführt . Bei der gesprengten Salztor¬
brücke  wurden dauerhafte Stahlschranken errichtet und bei der Marienbrücke
absturzgefährdete Tragteile unterfangen . Für die Untersuchungen und Er¬
haltungsarbeiten an den Donaukanalbrücken hat die Gemeinde Wien ein
Gerüstschiff angekauft und von den Bundesbahnen Kriegsbrückengeräte im
Betrage von 1 Million Schilling erstanden.

An den Wienflußbrücken wurden folgende Arbeiten ausgeführt:
Radetzkybrücke : Instandsetzung der beschädigten Steinbrüstungen und

Geländer.
Zollamtssteg : Untersuchung und Instandsetzung.
Kleine Marxer -Brücke : Hauptuntersuchungen.
Stubenbrücke : Instandsetzung der Dilatationen.
Kleine Ungarbrücke : Hauptuntersuchung.
Stadtparkbrücke : Beseitigung der Trümmer und des Schuttes.
Pilgrambrücke : Instandsetzung des Geländers.

I Brauhausbrücke : Erneuerung des Anstriches.
Guldenbrücke : Erneuerung des Holzpflasters und Ausbesserung der Geh¬

steige.
Beim Nikolaisteg , bei der Dr . Karl Lueger - und Heinrich Bach-Brücke

wurden Absperrschranken errichtet und bei der Kielmannseggbrücke Probe¬
bohrungen für die neu zu errichtende Brücke vorgenommen.

Im Zuge der Wientalstraße wurde an Stelle der gesprengten Brücke über
den Grünauer Bach eine Hilfsbrücke errichtet und mit den Arbeiten der
neuen Grünauer Bach-Brücke begonnen.

Im Gebiet der Alten Donau wurden bei der Kagraner Brücke die rest¬
lichen Eisentrümmer entfernt und die Schweißnähte der neuen Brücke elektro¬
magnetisch untersucht . Die Schierlingsgrundbrücke , die Kaisermühlenbrücke
und die Stege bei der Reiterkaserne und unterhalb der Nordbahnbrücke
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wurden wiederhergestellt , an der Lobaubrücke und am Mühlwassersteg
wurden die Widerlager instandgesetzt und der Anstrich ausgebessert.

An Brücken und Übergängen über Bahnen wurden folgende Arbeiten
ausgeführt:

Maxingbrücke über die Verbindungsbahn : Herstellung der Fahrbahn.
Franz Reinelt-Steg über die Badner Lokalbahn : Ausbesserungsarbeiten.
Landstraßer Hauptstraße -Brücke, Große Marxer -Brücke, Markthallenbrücke,

Landstraßer Gürtel -Brücke, Neulingbrücke und Große Ungarbrücke : Haupt¬
untersuchung und kleinere Instandsetzungsarbeiten.

Steg über die Bundesbahn in Stadlau : Instandsetzung des Tragwerkes,
Belages und Anstriches.

Steg über die Hafenbahn und den Schwechater Wildbach zwischen Kaiser-
Ebersdorf und Albern : Neubau in Holz.

Ameisbrücke über die Westbahn : Pflasterausbesserungen.
Kleiststeg über die Verbindungsbahn : Instandsetzung.
Groß ist die Zahl der Brückenbauarbeiten in den Randgebieten . Die zer¬

störten Brücken mußten abgetragen und an ihrer Stelle zunächst Hilfsbrücken
errichtet werden . In vielen Fällen wurden Langzeitprovisorien errichtet.
Beschädigte Brücken wurden ausgebessert und auch die ersten definitiven
Brücken entstanden . Im folgenden werden die wichtigeren Brückenbauarbeiten
in den Randgebieten aufgezählt:
14. Bezirk : Durchlaß des Bierhäuselberggrabens : Neubau.

Steg über den Gabiitzbach in Purkersdorf : Auswechslung des
Belages.
August Ritt -Brücke über den Mauerbach : Wiederinstandsetzung
nach Totalschaden.
Brücke über den Kaasgraben : Instandsetzung der Widerlager.
Steg beim Straßenwärterhaus in Vorderhainbach : Belagherstellung.

21. Bezirk : Brücke über den Eibesbrunnergraben nördlich Seyring : Bau eines
Langzeitprovisoriums.
Brücke über den Donaugraben östlich Flandorf : Bau eines Lang¬
zeitprovisoriums.

22. Bezirk : Rußbachbrücke in Glinzendorf : Bau eines Langzeitprovisoriums.
23. Bezirk : Brücke über die Fischa in Fischamend im Zuge der Preßburger

Bundesstraße : Wiederherstellung.
Fischabrücke bei der Polsterermühle in Enzersdorf : Wiederher¬
stellung.
Frauenbachbrücke nächst Himberg : Abtragung und Neuherstel¬
lung aus Stahlbeton.
Frauenbachbrücke in Zwölfaxing : Bau eines Langzeitprovisoriums.
Hahnkreuzbrücke nächst Himberg : Wiederherstellung des ab¬
gebrannten Holztragwerkes.
Kielmannseggbrücke in Fischamend : Errichtung einer Behelfs¬
brücke nach Abtragung des gesprengten Stahltragwerkes.
Brücke über den Kalten Gang bei der neuen Mühle in Schwechat:
Abtragung.
Brücke über die Liesing in Kledering : Abtragung und Bau eines
Langzeitprovisoriums.
Brücke über die Liesing (Rannersdorfer Straße ) in Schwechat:
Instandsetzung.
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Brücke über die Liesing in Unterlaa : Abtragung und Bau eines
Langzeitprovisoriums.
Steg über die Liesing in Rothneusiedl : Umbau.
Mitterbachbrücke in Schwechat : Abtragung eines gesprengten
Eisentragwerkes und der darunter errichteten russischen Hilfs¬
brücke. Herstellung eines Langzeitprovisoriums und eines Geh-
und Leitungssteges aus Holz.
Brücke über die Piesting in Moosbrunn : Wiederherstellung.
Brücke über den Piesting -Neubach in Moosbrunn : Wiederher¬
stellung aus Stahlbeton.
Brücke über den Schwechater Wildbach im Zuge der Umfah¬
rungsstraße Kaiser -Ebersdorf —Albern : Wiederherstellung in hal¬
ber Breite.
Brücke über die Schwechat bei Maria Lanzendorf : Teilschaden¬
behebung.

24. Bezirk : Mödlingbachbrücke bei der Abzweigung nach Weißenbach : Ab¬
tragung , Wiederherstellung aus Stahlbeton.
Mödlingbachbrücke bei der Abzweigung nach Sparbach : Ab¬
tragung , Bau eines Langzeitprovisoriums.
Mödlingbachbrücke in Wiener Neudorf : Instandsetzung.
Brücke über den Wiener Neustädter Kanal bei Guntramsdorf:
Bau eines Langzeitprovisoriums.
Brücke über die Triesting in Münchendorf im Zuge der Bahn¬
straße : Abtragung.
Brücke über die Triesting in Münchendorf im Zuge der Öden¬
burger Bundesstraße : Abtragung und Wiedererrichtung.

25. Bezirk : Brücke über den Gutenbach in Kalksburg : Bau einer Umfah¬
rungsbrücke und Neubau einer Stahlbetonbrücke.
Brücke über den Laaberbach : Bau einer Hilfsbrücke und Wieder¬
herstellung.
Franzensbrücke über die Liesing in Inzersdorf : Abtragung des
gesprengten Trag Werkes.

26. Bezirk : Buchbergstraßenbrücke : Instandsetzung.
Burgweingartenbachbrücke in Kritzendorf : Wiederinstandsetzung.
Gerinnebrücke in Klosterneuburg : Neubau eines Langzeitprovi¬
soriums.
Leopoldsbrücke in Klosterneuburg : Neubau.
Kierlingbachbrücke in Klosterneuburg : Abtragung und Neubau
einer Brücke.
Kierlingbachbrücke in Kierling : Bau einer Hilfsbrücke und Wie¬
derherstellung.
Grünbachbrücke in Kierling : Instandsetzung.

Die Kriegsschädenbehebung erstreckte sich im Jahre 1945 auf 10, 1946
auf 34 und 1947 auf 50 Brücken. Hinzu kommen noch die zahlreichen
lnstandsetzungsarbeiten an Brücken und die Vorarbeiten für Brückenbauten.
Im Oktober 1946 wurde der Brückenbauabteilung ein Entwurfbüro an¬
gegliedert , das in den 4 Monaten dieses Jahres 20 Brückenentwürfe samt
statischen Berechnungen verfaßte . Im Jahre 1947 standen 75 Projekte in
Ausarbeitung , hievon 27 eingereichte Objekte zur Überprüfung . Es wurden
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35 statische Berechnungen durchgeführt und 30 statische Berechnungen
überprüft . Ende 1947 waren die Pläne von 15 Objekten in Arbeit.

SCHUTZWASSERBAUTEN.
Auch die Schutzwasserbauten haben im Kriege schwer gelitten . Die Be¬

mühungen waren zunächst darauf gerichtet , die Lücken, die von Bomben
in die Schutzdämme und Uferschutzbauten gerissen wurden , wieder zu
schließen. Die Fluß- und Bachbetten wurden von Bauschutt , Kriegsgerät und
gesprengten Brückenteilen geräumt und Bombentrichter und Stellungsbauten
beseitigt . Die Erhaltungsarbeiten waren durch längere Zeit verabsäumt
worden , was den normalen Abfluß der Gewässer beeinträchtigte . Die Arbeiten
konzentrierten sich vor allem darauf , die verschiedenen Gerinne von Ver-
klausungen und Anlandungen zu räumen , die Uferbrüche zu beseitigen und
die zerstörten Ufermauern und Ufersicherungen wieder instand zu setzen.

Im Gebiete des Wienflusses entstanden zahlreiche Kriegsschäden , deren
Behebung große Kosten verursachte . Das Flußbett , das durch den Schutt
zerstörter Bauten stark versandet war , wurde bei der Pilgrambrücke und
beim Margaretengürtel geräumt . Im Bereiche des Stadtparkes wurde eine
Abflußrinne gebaggert . Alle Bombenschäden zwischen Lobkowitzbrücke und
Hütteldorf wurden noch im Jahre 1945 provisorisch behoben. Ebenso die
Schäden an den Stauanlagen und am Aufsichtsgebäude in Hadersdorf . Die
zerstörten Ufermauern , Böschungs - und Sohlenpflasterungen wurden bei
der Braunschweig - und Hadikgasse , bei der Stadtbahnhaltestelle Schönbrunn,
bei der Schönbrunner Schloßbrücke und beim Kabelsteg oberhalb der Schön¬
brunner Schloßbrücke sowie bei der Verbindungsbahn und Wackenroder-
brücke- wiederhergestellt . Das bombenbeschädigte Gewölbe am Margareten¬
gürtel wurde instand gesetzt . Bei der Lobkowitzbrücke wurde ein zerstörter
Abgangsschacht wieder aufgebaut.

In der Linken Wienzeile zwischen Moritz - und Fallgasse im 6. Bezirk
ereignete sich am 23. April 1946 ein katastrophaler Erdrutsch . Die linke
Wienflußufermauer in einer Länge von (etwa 150 m verschob sich bis 4 m
flußwärts , wodurch der Straßenkörper um mehr als 3 Meter absank . Durch
diese Senkung waren auch die angrenzenden Häuser gefährdet , weshalb die
Baupolizei die Räumung der im Gefahrenzentrum liegenden Häuser ver-
anlaßte . Das Stadtbauamt hatte einen Sachverständigenausschuß einberufen,
zu dem außer Vertretern des Stadtbauamtes auch erfahrene Bautechniker
auf dem Gebiete des Grundbaues und Vertreter der Technischen Hochschule
beigezogen wurden . Über die Ursache des Schadens wurde folgende Er¬
klärung gegeben : Das hinter der Mauer angestaute Grundwasser , begün¬
stigt durch mehrere schwere Bombentreffer in der Wienflußsohle, bahnte sich
unter den Mauerfundamenten einen Weg in das Flußbett . Dadurch wurde
der Tegel , auf dem die Mauer fundiert ist , aufgeweicht und schlüpfrig ge¬
macht, so daß die Mauer unter dem Druck des auf ihrer Rückseite lasten¬
den Erdreiches , abgeschoben wurde . Die Wiederherstellungsarbeiten wurden
sofort begonnen . Es mußten dabei etwa 12.000 m3 Hinterfüllungsmaterial
abgehoben , weggeführt und wieder angeschüttet und über 5.000 m3 Be¬
ton abgebrochen und neu hergestellt werden. Die am Rande der Baugrube
stehenden Wohnhäuser wurden durch 3 Reihen gerammter Eisenbahnschienen
gesichert . Gegen den Wienfluß wurde die Baugrube durch eine Stahlspund¬
wand abgeschlossen . Die Arbeiten werden im Sommer 1948 abgeschlossen
werden können. Die Gesamtkosten betragen etwa 7,600.000 S.
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In einer großen Zahl anderer Gewässer wurden die Bette geräumt und
die Schäden an den Ufer schutzbauten und Dämmen behoben. Solche Arbeiten
wurden 1945 im Schwechatfluß in Achau ausgeführt , wo auch das Teilungs¬
werk beschädigt worden war , weiters nächst Himberg bei der Hutweiden¬
siedlung und auf der Strecke von Schwechat bis Albern , ferner am Kalten
Gang in der Strecke Albern —Mannswörth , an der Fischa in Fischamend,
am Weidlingbach beim Gasthof Wespennest und bei der Matuschkabrücke
und am Kierlingbach zwischen Kuffer- und Lessinggasse ausgeführt . Im
Jahre 1946 wurden Dammschäden an der Triesting und an der Aubach-
künette behoben, am Lainzerbach ein eingedrücktes Gewölbe und am Möd¬
lingbach eine Ufermauer in der Vorderbrühl instand gesetzt . An der Fischa
in Ebergassing wurde ein großer Dammbruch beseitigt und das Flußbett
mittels eines Eimerkettenschwimmbaggers geräumt . Am Kierlingbach sowie
am Weidlingbach wurden die Ufer an verschiedenen Stellen sowie das
Schrederwehr in Weidling instand gesetzt . Desgleichen wurden am Liesing¬
bach beim Liesinger Rathaus , am Mödlingbach in Gaaden und Wiener Neu¬
dorf an Uferschutzbauten gearbeitet . In Wiener Neudorf wurden beim ehe¬
maligen Ruhlandwehr sieben Sohlestufen eingebaut und in Schwechat das
zerstörte Plankenwehr provisorisch durch einen Fangdamm ersetzt . Dämme
und Sohle des Seeschlachtgrabens wurden gesichert.

In den Jahren 1946 und 1947 wurden auch eine Reihe von Neubauten
ausgeführt . Am Kalten Gang wurde ein Nadelwehr sowie eine Hochwasser¬
entlastungsanlage nach dem Schwechater Wildbach , desgleichen ein Nadei-
wehr am Schwechater Werkbach in Achau errichtet . Der Damm für die
Schwechatregulierung zwischen Achau und Himberg wurde fertiggestellt
und der Damm des Schwechater Wildbaches bei Pellendorf erhöht . Am
rechten Ufer des Schwechater Wildbaches in Albern wurde eine rund 400 m
lange Tücke des Hochwasserschutzdammes durch Errichtung neuer Ufer¬
schutzmauern geschlossen . Das Golles-Wehr an der Triesting bei München¬
dorf wurde instand gesetzt . Mit den Arbeiten für die Regulierung des Lie¬
singbaches in Rodaun wurde begonnen . Der durch Hochwasser beschädigte
Damm des Rückhaltebeckens in Stammersdorf wurde wiederhergestellt.

Die Bette und die Rückhaltebecken des Erbsenbaches in Sievering , des
Schreiberbaches in Nußdorf , des Kierlingbaches zwischen Burgbriicke und
Buchberggasse , des Liesingbaches in Atzgersdorf , Liesing , Kalksburg und
Rodaun , des Klostergrabens in Maria Enzersdorf , des Niederseitergrabens
in Mauer , des Gutenbaches in Kalksburg , des Rosenbaches , des Peterbaches
in Siebenhirten , des Krottenbaches bei Achau, des Mödlingbaches von der
Vorderbrühl bis zur Südbahn und des Hochleitenbaches in Gießhübel wurden
geräumt . Ebenso wurden die Schotter - und Schlammfänge des Erbsenbaches,
des Gspöttgrabens , des Lindgrabens , des Wiener Grabens in Kaltenleut-
geben, des Bründlgrabens und Kuhweidegrabens bei Gumpoldskirchen , des
Grenzgrabens bei Gumpoldskirchen und dazu eine weitere große Zahl von
Gräben in den Wiener Randgebieten geräumt . Im Jahre 1947 wurden allein
an 70 Baustellen Erhaltungsarbeiten an Bächen und Gerinnen durchgeführt.

ÜBERSCHWEMMUNGSANGELEGENHEITEN.
In der Donatilwclnvasserschutzkonkurrenz,  mit deren Verwaltung das

Strombauamt betraut ist, sind der Bund, das Land Niederösterreich und die
Stadt Wien vertreten . Die Schutzdämme der Donau und des Donaugrabens.
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die im Kriege stark gelitten hatten , wurden instand gesetzt . In der ersten
Zeit nach dem Kriege hat die Stadt Wien diese Arbeiten ganz allein besorgt.
Die schweren Beschädigungen des Hubertusdammes und der Donaugraben¬
dämme durch Bombentreffer und durch Stellungsbauten waren eine große
Gefahr für die linksseits der Donau liegenden Gebiete Wiens im Falle eines
Hochwassers . Da das Strombauamt im Frühjahr 1945 noch nicht einsatz¬
fähig war , hat die Stadt Wien die beschädigten Dämme instand gesetzt . Ge¬
meinsam mit dem Strombauamt wurden Bombenschäden an den Damm¬
anlagen bei Langenzersdorf behoben. Für die Erfordernisse der Konkurrenz
sind von den beteiligten Stellen Kurienbeiträge zu leisten ; diese stellten sich
für die Stadt Wien im Jahre 1945 auf 15.300 S, 1946 auf 18.900 und im
Jahre 1947 auf 43.000 S.

Infolge des Krieges waren zahlreiche Hochwasserschutzgeräte verloren¬
gegangen , die nun wieder nachgeschafft werden mußten . Der Lagerbestand
an Werkzeugen wurde wieder aufgefüllt . Von den verlorenen 26 Rettungs¬
zillen der Stadt Wien und 30 Rettungszillen von anderen Besitzern , die zu
deren Bereithaltung verpflichtet waren , konnte erst zu Ende des Jahres 1946
der größere Teil nachgeschafft werden . Die Bettwäsche von 33 Bettkisten
der Hochwasserexposituren , die in der ersten Nachkriegszeit geplündert wor¬
den waren , konnten bisher nicht ersetzt werden.

Es war unter diesen Umständen eine glückliche Fügung , daß es weder
im Jahre 1945 noch im Jahre 1946 zu einer Hochwassergefahr im Gebiete
der Donau kam. Auch die anderen Gerinne zeigten in dieser Zeit keine
abnormale Wasserführung . Kritischer wurde es in dem strengen Winter des
jahres 1947. In den Monaten Jänner und Februar mußte ein ständiger
Dienst zur Freihaltung von Eis- und Schneemassen eingerichtet werden.
Arbeitspartien hatten die Wehranlagen in betriebsfähigem Zustand zu er¬
halten . Im Gebiete von Albern , Breitenlee, Fischamend , Nußdorf und Kloster¬
neuburg waren Sicherheitsvorkehrungen notwendig geworden . Im Dezember
1947 hat eine für diese Jahreszeit unerwartet eingetretene Hoch Wasserfüh¬
rung des Schwechater Wildbaches , der Triesting und des Mödlingbaches die
Einrichtung der Alarmbereitschaft erforderlich gemacht . Gemeinsam mit
dem Bundesvermessungsamt wurden größere Vermessungen für den Hoch¬
wasserschutz am Schwechatfluß durchgeführt.

Am Überschwemmungsdepot in der Oberen Augartenstraße wurde das
im Kriege beschädigte Dach des Verwaltungsgebäudes und der Lager¬
schuppen , die Schubtore und die Hofmauern instand gesetzt.
VERKEHRSWASSERBAU . HAFEN - UND SCHIFFAHRTSANGELEGEN¬

HEITEN.
Mit Beschluß des Stadtsenates vom 7. Juli 1947 wurden der Magistrats¬

abteilung für Brücken- und Wasserbau bis zu einer endgültigen Regelung
der Hafenverwaltung auch die behördlichen und technischen Verwaltungs¬
angelegenheiten der städtischen Häfen übertragen . Die Aufgaben dieses Ver¬
waltungszweiges wurden auf 4 Gruppen aufgeteilt , und zwar : Gruppe I:
Verkehrswasserbau (Tief- und Hochbauten , Hafenbahnen , Hafenbauten , Pla¬
nung , Bau und Erhaltung ), Gruppe II : Technische Hafenbetriebsleitung
(Hafenaufsicht , Beseitigung von Schiffahrtshindernissen , Fördereinrichtungen
und Umschlagsanlagen , Schiffbau), Gruppe III:  Schiffahrtsverwaltung (fach¬
technische Aufgaben in wasserrechtlichen und schiffahrtsbehördlichen An¬
gelegenheiten , Stromaufsicht , Donaukanalinspektion , Verwaltung und Einsatz
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der gemeindeeigenen Wasserfahrzeuge . Gruppe IV: Allgemeine Verwaltung
(Vertragswesen , Grundverwaltung , Hafenbahnen , Materialverwaltung und
Arbeitseinsatz , Haushaltpläne und Rechnungsabschlüsse , Statistik ).

Als Grundlage für die unmittelbare und künftige Tätigkeit dieser Dienst¬
stelle wurden eine Reihe von Vorarbeiten durchgeführt . Hieher gehört vor
allem die Erstellung eines Generalplanes über die zukünftige Entwicklung
des Wiener Hafens . Weiterhin wurden auch Vorarbeiten für eine neuzeitliche
Hafen - und Gebührenordnung durchgeführt , sowie ein Statut für eine
moderne Hafenverwaltung entworfen . Voraussetzung für diese Arbeiten war
eine Neuvermessung der Stromlände und des Donaukanals sowie die Be¬
schaffung und Anlage einer Reihe statistischer Unterlagen und Evidenzen.

Viele der Kriegsschäden im Hafenbereich wurden beseitigt , herumliegendes
Material geborgen und die Lagerplätze instand gesetzt . In dem durch die
Kriegsereignisse am meisten beschädigten Hafen Freudenau wurden umfang¬
reiche Aufräumungsarbeiten durchgeführt ; die beschädigte Wasserleitung in
der Hafenzufahrtsstraße , die Lichtmaste und Lichtkabel sowie die Telefon¬
anschlüsse wurden wiederhergestellt . In der Hafenzufahrtsstraße wurden die
Ölreste , die von den zerstörten Öltankanlagen stammten , beseitigt und be¬
schädigte Magazine abgetragen oder instand gesetzt . Das Hafenbecken wurde
untersucht und die schadhaften Teile der Hafenbahn repariert . Im Hafen
Albern wurden die durch Bombeneinschläge schwer beschädigten Spund¬
wände instand gesetzt . Die Fahrrinnen wurden auf einer Fläche von rund
663.000 m2 geräumt , Schiffahrtshindernisse beseitigt und Schiffe gehoben.
Unter Einsatz von 25 Firmen , Hilfsarbeitern und eigenem Personal wurden
allein im Jahr 1947 in 26.000 Arbeitsschichten Schiffe mit 2.150 Tonnen
Rauminhalt gehoben. 2750 Tonnen Schiffahrtshindernisse und 30.000 Kubik¬
meter Schutt beseitigt . In den eigenen Werkstätten wurden Werkzeuge und
Geräte , außerdem auch einige Arbeitsschiffe mit einer Gesamttonnage von
510 t hergestellt . Ein Feuerlöschboot wurde gehoben und wird nunmehr für
Schiffshebungen verwendet . Darüber hinaus wurden Vorarbeiten für die
Schaffung eines abteilungseigenen Schiffsparkes durchgeführt . Die Ruder¬
boote, Überfuhrschiffe und Überfuhren wurden überprüft . Als besonderes
Ereignis sei erwähnt , daß sich am 17. Dezember 1946 in der Donau ein
Eisstoß aufbaute , der am 10. März 1947 wieder abging und an einer Reihe
von Bauwerken Schäden anrichtete , die behoben werden mußten.

Ein regulärer Schiffsverkehr auf der Donau hat sich seit dem Kriegs¬
ende bisher noch nicht entwickelt. Von vereinzelten Fahrten einiger aus¬
ländischer Schiffahrtsgesellschaften abgesehen , hat nur die unter sowjetischer
\ erwaltung stehende Donaudampfschiffahrtsgesellschaft einen Frachtenver¬
kehr geringen Umfanges und auf der Strecke Wien Brücke der Roten
Armee—Greifenstein auch einen Bäderschiffsverkehr eingerichtet . Ein Per¬
sonen- und Frachtenverkehr unter österreichischer Flagge konnte nicht auf¬
genommen werden.

WASSER - UND SCHIFFAHRTSRECHT.
Die wasser - und schiffahrtsrechtlichen Angelegenheiten werden von der der

Geschäftsgruppe X zugehörigen Magistratsabteilung 58 wahrgenommen . In
den vergangenen Jahren erstreckte sich die Tätigkeit dieser Verwaltungs¬
stelle hauptsächlich auf die Genehmigung von Wiederherstellungsarbeiten
an Wasser - und Schiffahrtsanlagen sowie an Brücken. In der Zeit vom
1. April 1945 bis 31. Dezember 1947 wurden auf diesem Rechtsgebiete
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612 Geschäftsstücke bearbeitet . Überdies fanden in dieser Zeit rund
200 kommissionelle Verhandlungen statt . Irrr Wasserbuch wurden neue Ein¬
lagen eröffnet.

Der Magistrat hat insgesamt 21 Personen Bewilligungen zum erwerbs¬
mäßigen Betrieb von Überfuhren erteilt . Bis Ende 1947 haben den Betrieb
aufgenommen : 6 Motorbootüberfuhren über die Donau , 8 Rollfähren über
den Donaukanal , 6 Ruderbootüberfuhren über die Alte Donau und 1 Ruder¬
bootüberfuhr über den Winterhafen . Zum Verkehr wurden 11 Ruderboote
und 10 Motorboote zugelassen , Schiffspatente wurden für 11 Motorboote
und 4 Ruderboote ausgefertigt . An 11 Personen wurden Schiffsführerzeug¬
nisse ausgegeben.

HYDROGRAPHIE UND BODENTECHNIK.

Im Kriege waren von 9 Ombrographen 8 und von 12 Ombrometern 6
zerstört oder unbrauchbar gemacht worden , die durch neue ersetzt werden
mußten . Die Grundwasserstände wurden in 52 U-Bahnbohrlöchern und
87 Brunnen , die Wasserstände an 9 Pegeln regelmäßig gemessen . Die
Niederschlags - und Grundwasserstandsmessungen werden auch zur Auf¬
stellung einer Grundwasserkarte verwertet.

In einer neu gegründeten Unterabteilung der Magistratsabteilung für
Brücken- und W'asserbau werden alle Arbeiten , die mit der Bodentechnik
Zusammenhängen, durchgeführt . Obenan stehen die Bemühungen um die An¬
lage eines Bodenkatasters . Dieser besteht aus Katasterplänen von Wien,
einem Verzeichnis der ausgeführten Bohrungen , einer Sammlung der Bohr¬
profile, einem Verzeichnis der Aufgrabungen und einer Sammlung der
geologischen Profile dieser Aufgrabungen . Bisher wurden rund 600 Bohrun¬
gen und 100 Aufgrabungen registriert , dazu wurde ein Einbauten - und
Gerinneplan von Altwien angelegt . Über die bodentechnischen Erhebungen
bei den Donaukanalbrücken wurde eine Sondersammlung angelegt.

Um bei künftigen Berechnungen und bei der Bearbeitung bodentechnischer
Fragen den .meist langwierigen Arbeitsvorgang abzukürzen , wurde eine
größere Anzahl von Tabellen , Nomogrammen , Schaubildern und Formeln
gesammelt , die sich schon bei den bisherigen Aufgaben als zweckmäßig und
ökonomisch erwiesen haben. In Zusammenarbeit mit den andern technischen
Diensten des Magistrates wurde eine große Zahl von bodentechnischen Gut¬
achten erstellt , Entwürfe und Standberechnungen ausgeführt . Für die
Brückenneubauten wurden Angaben über die erforderlichen Probebohrungen
gemacht und die Bohrergebnisse ausgewertet . Im Jahre 1947 wurden allein
für 12 Brückenbauten bodentechnische Untersuchungen durchgeführt.

WASSERVERSORGUNG.
DIE KRIEGSSCHÄDEN UND IHRE BEHEBUNG.

Zu Kriegsende waren die städtischen Wasserwerke nur noch zu einem
Drittel betriebsfähig . Schäden an der Außenstrecke , Schäden an den Be¬
hältern und weitverbreitete Schäden am Rohrnetz brachten die Wasserver¬
sorgung Wiens in eine geradezu kritische Lage . Eine Stadt wie Wien, die
ihr Wasser von weit her , aus den Gebieten des Schneeberges , der Rax und
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des Hochschwab bezieht , schwebte im Kriege immer in der Gefahr , von ihren
Wasserzuflüssen abgeschnitten zu werden . In der Tat haben Bombentreffer
auf der Zuleitungsstrecke zeitweise arge Störungen der Wasserversorgung
mit sich gebracht . Durch den Angriff der amerikanischen Luftwaffe am
29. Mai 1944 erhielt der Leitungskanal der ersten Hochquellenleitung bei
Wollersdorf , Ternitz und Mauer 8 Volltreffer, wodurch der Zufluß der ersten
Hochquellenleitung für Wien ausfiel. Am gleichen Tag wurde die Verbin¬
dungsleitung zwischen der 1. und 2. Hochquellenleitung durch Bomben eben¬
falls schwer beschädigt . Sooft die Bomben über Wien ihre unheilbringende
Last abluden , gab es jedesmal schwere Beschädigungen am Wasserleitungs¬
netz . Wurden die großen Rohre getroffen oder gar die Wasserbehälter selbst,
dann ergossen sich förmliche Bäche durch die Straßen der Stadt . Es bedurfte
der allergrößten Anstrengungen , um wenigstens durch provisorische Instand¬
setzungen eine längere Unterbrechung in der Wasserzuleitung zu verhindern.
Am 21. Februar 1945 wurde die Wasserversorgung Wiens neuerlich ernstlich
bedroht . An diesem Tag wurde der Fernleitungskanal der 2. Hochquellen¬
leitung bei Auern (Ochsenburg ) in Niederösterreich durch Bomben in einer
Länge von 24 m vollständig zerstört , wodurch der Wasserzufluß nach Wien
zur Gänze unterbrochen wurde , 70 Prozent der Wasserzuflüsse fielen dadurch
aus . Obwohl sofort alles getan und Tag und Nacht an der Herstellung eines
Ersatzgerinnes aus Holz gearbeitet wurde , konnte nicht verhindert werden,
daß Wien am 23. Februar 1945 nach Aufzehrung der Behältervorräte zum
größten Teil ohne Wasser war . Durch Bombenabwürfe wurden die Behälter
Laaerberg , Wienerberg und Krapfenwaldl getroffen und teilweise oder gänz¬
lich außer Betrieb gesetzt und deren Hauptzuleitung und Verteilungsrohr¬
strang schwer beschädigt . Der Behälter Laaerberg wurde dreimal , und zwar
bei den Angriffen am 11. Dezember 1944, 13. Februar und 22. März 1945
getroffen, wobei eine Behälterkammer , die Mittelmauer und Schieberkammer
zerstört wurde . Eine Sprengung von Aquädukten durch die deutsche Wehr¬
macht , die bereits vorbereitet worden war , wurde hintangehalten . Ebenso
konnte verhindert werden , daß die Betriebszentrale in Wien mit ihrer nur
schwer ersetzlichen Fernmeldeanlage als militärischer Stützpunkt verwendet
wurde . Im Laufe der eigentlichen Kampfhandlungen konnten Zerstörungen
im großen und ganzen vermieden werden , da das Betriebspersonal auf den
Außenstationen weiterhin seinen Dienst Versah und es verstand , die Betriebs¬
anlagen vor Beschädigungen zu schützen.

Enorme Ausmaße hatten die Schäden am Wasserleitungsrohrnetz ange¬
nommen. Bei Kriegsende wurden 2092 und bis Ende des Jahres 1945
2284 Schäden infolge Kriegseinwirkung festgestellt . Die folgende Tabelle
gibt einen Überblick über die Kriegsschäden am Wasserleitungsnetz an den
einzelnen Angriffstagen.

Die meisten Schäden entstanden bei dem Angriff am 21. Februar 1945,
nämlich 249 Schäden, von denen 35 Großschäden waren . Schäden größeren
Ausmaßes ergaben sich bei den Angriffen am .10. September 1944 (143), am
5. November 1944 (142) und am 15. Jänner 1945 (139). Die größte Zahl
der Leitungsschäden wies der Bezirk Floridsdorf auf , insgesamt 332, dar¬
unter 56 Schäden an Rohren im Durchmesser von über 300 mm; über 200
Leitungsschäden verzeichnete der 10. Bezirk (256) und der 12. Bezirk
(210). Verhältnismäßig die wenigsten Gebrechen haben die Bezirke 7
(6 Gebrechen ), 22 (21) Gebrechen , 6 und 8 (je 22 Gebrechen) davon¬
getragen.
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Angriffstag ins¬
gesamt

dar.Rohre
ab 300 mm0 Angriffstag ins¬

gesamt
dar.Rohre

ab 300 mm0

12. 4. . 15
19  44

l. 11. . . . 6 1
29. 5. . 15 1 3. 11. . . . 4 1
16. 6. . 28 5 5. 11. . . . . 142 21
26. 6. . 20 3 6. 11. . . . . 13 1
8. 7. . 12 4 17. 11. . . . . 31 3

16. 7. . 41 3 18. 11. . . . . 18 .—
26. 7. . 10 4 19. 11. . . . 6 —
23. 8. . 33 10 20. 11. . . . 2 —
10. 9. . 143 6 2. 12. . . . . 22 4
7. 10. . 7 1 3. 12. . . . . 10 2

11. 10. . 56 8 11. 12. . . . . 30 5
13. 10. . 22 6 18. 12. . . . . 20 4
17. 10. . 72 14 27. 12. . . . 3 —

15. 1. . 139 15
m5

1. 3. . . . . 1
21. 1. . 19 5 8. 3. . . . 1 —
31. 1. . 3 — 12. 3. . . . . 81 11

7. 2. . 17 1 15. 3. . . . 5 —
8. 2. . 60 9 22. 3. . . . . 95 14

13. 2. . 37 3 29. 3. . . . 2 _
14. 2. . 5 — 5.--11 . 4. . . 19 1
15. 2. . 35 5 12. 4. . . . . 16 —
19. 2. . 35 12 17. 4. . . . 1 —
20. 2. . 7 1 Folgeschäden
21. 2. . 249 35 bis Ende 1945 676 95

Zusammen . .2.284 314

Inzwischen ist die Zahl der Gebrechen durch nachträgliche Feststellungen
weiter angestiegen und erreichte Ende 1946 den Stand von 3580 und
Ende 1947 von 4.357 Gebrechen ; etwa ein Fünftel davon entfiel auf die Rohr¬
leitungen mit großem Durchmesser . Es ist damit zu rechnen , daß auch weiter¬
hin Schäden auftreten werden. Durch Explosionsdruck und Erschütterungen
sind im Umkreis der Bombeneinschlagstellen Schäden entstanden , die zu¬
nächst nicht sichtbar wurden . Erst wenn die sichtbaren Schäden behoben
sind und das Rohrsystem wieder unter Druck gesetzt ist, kann an die
Behebung der anderen Schäden geschritten werden . Es wurde ein eigener
Gebrechensuchdienst eingerichtet , um die unsichtbaren Gebrechen im Rohr¬
netz aufzüspüren , die im Ergebnis aber bedeutende Wasserverluste ver¬
ursachen . Unter diesen Umständen ist die Wiedergutmachung der Kriegs¬
schäden eine Arbeit auf lange Sicht und eine schwere Aufgabe.

Zunächst handelte es sich darum , die Großschäden an den Zuflußstellen
zu beseitigen . Durch den Einbau von provisorischen Leitungen wurde der
Wasserzufluß nach Wien nie länger als 48 Stunden unterbrochen . Bis
11. Dezember 1945 waren die Schadenstellen an den Außenstrecken end¬
gültig behoben und damit die beiden Hauptzuleitungen wieder vollständig
hergestellt . An 12 Schadenstellen wurden insgesamt 167 Meter der Leitungs¬
kanäle erneuert.

Die Wiederherstellungsarbeiten an den schwerbeschädigten 3 Wasser¬
behältern waren Ende 1946 so weit fortgeschritten , daß die Behälter Wiener¬
berg und Laaerberg wieder in Betrieb gesetzt werden konnten. Die Arbeiten
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an dem Behälter Laaerberg wurden in den ersten Monaten des Jahres 1947
zu Ende geführt ; dieser Behälter ist seit 2. April 1947 wieder voll betriebs¬
fähig . Der Behälter Krapfenwaldl , der bei einem Angriff am 12. März 1945
durch 7 Volltreffer schwer beschädigt worden war , wurde soweit instand¬
gesetzt , daß der Betrieb am 15. September 1947 wieder aufgenommen werden
konnte.

Die Brückenrohrleitungen , die durch Sprengung der Brücken beim Rück¬
zug der deutschen Truppen zerstört worden sind , wurden wiederhergestellt.
Um eine Notversorgung mit Gas , Wasser und Strom zu ermöglichen wurden
bei einer Reihe von Brücken behelfsmäßige Leitungen angebracht . Bis Ende
1946 wurde die Rohrstränge in folgenden Brücken vollständig erneuert und
betriebsfertig gemacht:

Floridsdorfer (Malinowsky-) Brücke

Friedensbrücke

Schwechater Brücke im Zuge der
Reichsstraße Wien—Budapest

Heiligenstädter Brücke.

Nordwestbahn Brücke

2 Rohre im Durchtn. von 500 mm
1 Rohr „ 600 mm
1 Rohr „ ,, 700 mm
1 Rohr „ tt 500 mm
2 Rohre „ tt 275 mm
2 Rohre „ „

Rohrstränge der

ff 200 mm

1 Rohr im Durchm. von 500 mm

1 Rohr „ tt ft 200 mm
1 Rohr „ tt tt 200 mm
1 Rohr „ tt tt 300 mm
1 Rohr „ tt tf 400 mm
1 Rohr „ tt ft 200 mm

Bei Kriegsende waren von 2.092 festgestellten Rohrgebrechen 1.014 be¬
hoben, von den bis Ende 1946 festgestellten 3.580 Gebrechen waren 3.540, das
sind 99 Prozent beseitigt.  Nur mehr 19 Rohrstränge waren behelfsmäßig
instandgesetzt . Im Jahre 1947 wurden von 777 zutage getretenen Gebrechen
706 behoben. Bei einer Anzahl von beschädigten Leitungen konnten die
Gebrechen nur behelfsmäßig abgestellt werden , da zur endgültigen Instand¬
setzung betriebsfremde Kräfte nötig gewesen wären.

Für die Behebung der Kriegsschäden wurden rund 45 km Rohre benötigt,
darunter 10 km Rohre im Durchmesser von über 300 mm. Die Lagervorräte
an Rohren, besonders an solchen mit großem Durchmesser , sind im Kriege
zu Ende gegangen . Solche Rohre mußten nun aus Stahlblech gerollt und
wie die Übergangsstücke zu den vorhandenen Rohrleitungen geschweißt
werden. Doch gab es hier immer wieder Störungen bei der Lieferung von
Sauerstoff und Dissousgas . Hinzu kamen Erschwernisse beim Transport ; es
fehlte an Transportmitteln und Treibstoff , an Spezialwagen für lange Rohre,
es mangelte schließlich an Baumaschinen und Kompressoren . Traten gleich¬
zeitig mit den Wasserleitungsschäden noch Gasleitungs - und Kanalgebrechen
auf , dann erhöhten sich die Schwierigkeiten um ein Vielfaches. Um die
Kriegsschäden zu beheben, wurden bis Ende 1946 folgende Baustoffmengen
verwendet : 850 t Eisen , 66 t Zement, 400 m3 Holz und 110.000 Ziegel . Es
war nicht leicht, diese Baustoffmengen bereitzustellen . Abgesehen davon, daß
eine besondere Genehmigung für Bauansuchen mit einer Kostensumme von
über 100.000 S durch den Alliierten Rat eingeholt werden werden mußte,
bildeten die geringen Materialzuweisungen oft das Haupthindernis , die
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Schäden rasch zu beseitigen. Facharbeiter haben in dieser Zeit rund 35.000
und Hilfsarbeiter rund 120.000 Schichten gearbeitet.

Zu den Schäden an Behältern und Rohrleitungen kamen noch solche an
den Feuerhydranten und Wassermessern hinzu. Bei Kriegsende wurden 2.120,
bis Ende 1946 5.043 und bis Ende 1947 7.353 Gebrechen an Feuerhydranten
festgestellt . Über den Wassermesserdienst siehe Abschnitt „Wasserverbrauch “,
Seite 299.

Durch den Luftangriff vom 21. Februar 1945 entstanden schwere Schäden
im Rohrlager Baumgarten . Bis auf einen kleinen Teil wurden die Schäden am
Verwaltungs -, Werkstätten - und Magazingebäude sowie an der Probierhalle
behoben. Ein Teil der Probierhalle wurde als Garage umgebaut und eine
Tankanlage für 3.500 Liter Benzin und 11.000 Liter Rohöl errichtet . In den
letzten Tagen des Krieges gingen die Fahrzeuge , Rüst- und Lastwagen der
Wasserwerke verloren oder sie wurden beschädigt . Das durch Granattreffer
beschädigte Betriebsgebäude VI., Grabnergasse wurde im Jahre 1947 voll¬
kommen hergestellt . Für die Beseitigung der Kriegsschäden an den Ein¬
richtungen der Wasserversorgung hat die Stadtverwaltung im Jahre 1945
(vom 1. April bis 31. Dezember) S 2,944.707 und im Jahre 1946 S 1,775.788
aufgewendet.

Zur Sicherung der zukünftigen Wasserversorgung der Stadt Wien fand
am 4. Dezember 1947 im Ministerium für Handel und Wiederaufbau die
gründende Versammlung einer Studienkommission statt , in der die Wiener
Städtischen Wasserwerke durch ihren Betriebsvorstand vertreten sind.

WASSERGEWINNUNG.
Der in den letzten Jahren häufig auftretende Wassermangel hat die

Städtischen Wasserwerke veranlaßt , der Wassergewinnung erhöhtes Augen¬
merk zuzuwenden . Die Wasserversorgung Wiens war namentlich im Jahre
1947 denkbar ungünstig . Der vom Spätherbst 1946 bis Mitte März währende
Frost und die fast unmittelbar darauffolgende und bis in den Spätherbst 1947
andauernde Trockenheit hat die Ergiebigkeit der Quellen stark vermindert.
Beim Kanalpegel Hopfgarten wurden bereits im Oktober Wasserstände be¬
obachtet ( 110 m), wie sie sonst nur im Jänner nachgewiesen werden. Die
Trockenheit selber war wieder Ursache zu einem enorm ansteigenden Wasser¬
verbrauch , der am 9. Juli ein Tagesmaximum von 296 Liter  je Kopf der Be¬
völkerung erreichte . Der tiefe Grundwasserspiegel erschwerte die Hebung der
zur Deckung des fehlenden Quellwassers eingesetzten Grundwasser - und
Spitzendeckungswerke an den Außenstrecken und im Wiener Stadtgebiet . Die
Stromschwankungen im Leitungsnetz beeinträchtigten ihrerseits die Leistungs¬
fähigkeit dieser Schöpfwerke. Die 14 Grundwasserwerke standen wechsel¬
weise an 1.500 Tagen (36.000 Stunden ) in Betrieb und förderten insgesamt
18,270.800 m3 Wasser ; 17-5 Prozent der von den Quellen gelieferten Wasser¬
mengen entfielen demnach auf geschöpftes Wasser.

In dem Bemühen um eine Vermehrung der Wasserzuflüsse hat die
Gemeinde Wien in dieser Zeit neue Grundwasserwerke errichtet . Das Grund¬
wasserwerk „Winterhafen “ wurde in der Zeit von Ende September bis
Juli 1947 gebaut und mit einer Chlorierungsanlage ausgestattet . Die Brunnen¬
tiefe liegt bei 9 Meter . Das Werk kann im Tage 2.300 m3 Wasser heben;
es begann im Juli 1947 den Betrieb. Ein ähnliches Werk mit der gleichen
Leistungsfähigkeit wurde auf dem Messegelände im Prater errichtet . Die
Brunnentiefe beträgt 10 m. Die Arbeiten wurden am 9. April 1947 begonnen
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und im August beendet. In diesem Monat konnte bereits Wasser in das
Stadtrohrnetz gepumpt werden . In Kaiser -Ebersdorf im 11. Bezirk in der
ThürnlhofStraße wurde im Oktober 1947 mit den Vorarbeiten für ein großes
Spitzendeckungswerk begonnen . Um die geologisch -hydrologische Beschaffen¬
heit des Untergrundes zu erkunden , wurden Probebohrungen durchgeführt.
Nach Durchstoßung einer Konglomeratschichte in der Tiefe zwischen 36 und
50 m wurde eine 4 m mächtige wasserundurchlässige Schichte von blauem
Iegel angefahren . Die Baustelle für den Versuchsbrunnen wurde so gewählt,
daß sie in das zu schaffende Brunnensystem der künftigen Anlage einbezogen
werden kann.

Im Quellengebiet der ersten Hochquellenleitung wurde an der Schütter¬
lehne in Hinternaßwald ein Tiefbrunnen von 7 m Tiefe, bei einem Durch¬
messer von 1-5 m ausgeschachtet . Das Wasser wird durch eine Wasserstrahl¬
pumpe, deren Treibwasser dem Rohrstrang der Wasseralmquelle entnommen
wird , in den Leitungskanal gepumpt.

Ein großzügiger Ausbau der Wassergewinnungsanlagen ist im Gebiete
der zweiten Hochquellenleitung geplant . Seit Jahren kann in wasserarmen
Monaten , vor allem bei lang anhaltendem Frost , die errechnete Wassermenge
von 200 Millionen Litern täglich aus den bisher eingeleiteten Quellen nicht
gedeckt werden . Es ergeben sich täglich Fehlmengen bis zu 60 Millionen
Liter . Die Untersuchungen haben ergeben , daß diese beträchtlichen Mengen
im Quellgebiet vorhanden sind, aber dem Leitungsstollen nicht durch eigenes
Gefälle , sondern nur durch Pumpwerke zugeführt werden können. Im Zuge
dieser Planungen wurden bereits im Jahre 1932 die Seisensteinquelle und
im Jahre 1944 Tiefquellen in Brunngraben eingeleitet . An der Nachfassung
der Höllbachtiefquellen bei Weichselboden wird gearbeitet . Das Wasser soll
in zwei 6-9 m tiefen Sammelschächten und einem Graben quer zur Talsohle
gefaßt und mittels Heber und einer Wasserstrahlpumpe in den Leitungskanal
gefördert werden . Das Treibwasser kommt von der Brunngrabenleitung.
Ebenso werden die Kläfferquellen nachgefaßt werden . Durch die bisherige
Fassung konnte zwar der größte Teil des Wassers erschlossen werden , die
in den Felsenklüften verästelten Quelladern sind aber noch immer nicht
zur Gänze erfaßt , so daß Wasser unterhalb der Fassungsstelle am Salza¬
ufer austritt . Die Mindestergiebigkeit dieser tief gelegenen Quellen, deren
Zusammenhang mit den Kläfferquellen einwandfrei feststeht , beträgt 20 bis
25 Millionen Liter täglich . Durch einen entlang der Salza führenden zirka
30 m langen Sammelkanal wird das Wasser der Tiefquellen durch Pumpen
zirka 6 Meter hoch in den Leitungskanal der Kläfferquellen gefördert . Die
Arbeiten wurden im Mai 1947 begonnen und Ende des Jahres abgeschlossen.
Die Anlage ist betriebsbereit und liefert 20.000 m3 Wasser im Tag.

Zur Einleitung der Stollendrainagegewässer in der Mitterau bei Gaming
wurden am 14. März 1947 die wasserrechtlichen Verhandlungen abgeschlossen
und mit den Arbeiten im Oktober begonnen . Sie konnten noch im Dezember
beendet werden, wodurch eine Wassermenge von 5.000 m3 Wasser je Tag
gewonnen werden kann.

Der ausgetrocknete Stausee der Wientalwasserleitung in Wolfsgraben
wurde zur Gewinnung einer Speichermenge für die Frostzeit in der Zeit vom
13. November bis 12. Dezember 1947 mit einer täglichen Wassermenge von
30.000 m3 aus der zweiten Hochquellenleitung aufgefüllt . Der Zufluß aus der
Wientalwasserleitung zum Behälter Breitensee war im Jahre 1947 infolge
Austrocknung an 105 Tagen gesperrt.
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Der enorme Wasserbedarf während der Trockenheit des Jahres 1947
zwang die Städtischen Wasserwerke um die Bewilligung zur Wasserentnahme
von täglich 13.000 m3 über das festgesetzte Höchstmaß anzusuchen , die in
der Zeit vom 18. bis 24. September und 10. bis 18. Oktober 1947 beansprucht
wurde . Die gesamten Wasserzuflüsse nach Wien einschließlich der durch
Pumpwerke geförderten Wassermengen betrugen im Jahre 1945 97-5 Milli¬
onen m3, 1946 114-4 Millionen m3 und 1947 112-9 Millionen m3.

WASSERLEITUNGSKRAFTWERKE.

Bei den wasserwirtschaftlichen Untersuchungen im Gebiete der II . Hoch¬
quellenleitung hat sich ergeben , daß der Bau von weiteren Wasserkraft¬
werken in diesem Gebiet rentabel ist . Mit der gewonnenen Energie können
auch die Pumpwerke zur Hebung der Tiefquellen gespeist werden . Zunächst
wurde mit dem Bau eines Kraftwerkes in Wildalpen begonnen . In diesem
Werk soll das Überschußwasser von zirka 465 1/sec., das jährlich an 200 Be¬
triebstagen verfügbar ist , verwertet werden . Turbine und Generator werden
aus dem aufgelassenen Kraftwerk „Wienfluß“ verwendet . Im Jahre 1947
wurde der Schrägaufzug und die flußseitig gelegene Fundamentmauer her¬
gestellt und das Verbindungskabel zwischen M-Kammer und dem Kraftwerk
gelegt . Das Werk wird eine Leistung von zirka 6.000 kWh täglich aufweisen.

Um die Leistung des Kraftwerkes Gaming zu erhöhen , wurden am
11. April 1947 Versuche zur Durchleitung einer größeren Wassermenge in
dem Leitungskanal zwischen Wildalpen und Gaming durchgeführt . Das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft als oberste Wasserrechts¬
behörde hat mit Bescheid vom 16. November 1947 die dauernde Erhöhung
auf 217.000 m3 täglich (bisher 200.000 m3) für das Wasserkraftwerk Gaming
genehmigt , was einer Erhöhung von 200 1/sec. entspricht . An Stelle der alten
verfallenen Holzdaubenleitung wurde eine zirka 400 m lange und 800 mm
breite Betonrohrleitung auch als Überfallwasserleitung vom Wasserschloß
zum Pokaubach neu gelegt.

Das Wasserleitungskraftwerk Gaming hat an die städtischen Elektrizitäts¬
werke im Jahre 1945 26,850.000, 1946 35,132.000 und 1947 32,403.000 kWh
elektrischer Energie abgegeben . Aus den übrigen Wasserleitungskraftwerken
im Quellgebiet und in Wien wurden im Jahre 1945 7,302.000, 1946 9,618.000
und 1947 7,142.000 kWh elektrischer Energie in das Stromnetz geleitet.

ARBEITEN AN DER AUSSENSTRECKE DER
BEIDEN HOCHQUELLENLEITUNGEN.

Die Leitungskanäle , Stollen und Dückerleitungen wurden an einer Reihe
von Stellen der Außenstrecke ausgebessert . Um diese Instandseizungs¬
arbeiten durchführen zu können, mußten im Mai und Dezember 1947 die
Warserzuflüsse der ersten Hochquellenleitung 6mal und die der zweiten
Hochquellenleitung 2mal abgelenkt werden. Im März 1947 traten im
Mödlinger Aquädukt infolge von Frost Längsrisse am Leitungskanal auf, die
eine sofortige Behebung erheischten . Zur Verhütung von Schädigungen der
Anrainer wurde die Sohle und Böschung des 350 m langen Ablaßkanales der
Auslaufkammer in Wilhelmsburg neu gepflastert.

An einem Modellversuch wurde die richtige Ausbildung des Leitungs¬
kanals der ersten Hochquellenleitung bei Gefällsübergängen ermittelt . Die
Versuche haben ergeben , daß die Stauungen an diesen Steilstrecken des Lei-
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tungskanals dessen Leistungsfähigkeit um nahezu 50% vermindern . Um
die Leistungsfähigkeit zu steigern , sollen 23 Absturzstrecken umgebaut
werden , von denen bis Ende 1947 bereits 11 zwischen Kaiserbrunn und
Pottschach fertiggestellt worden sind . Nach dem Umbau der übrigen Ab¬
sturzstrecken wird die Leistungsfähigkeit des Leitungskanales mindestens
190.000 m3 je Tag betragen , gegenüber 150.000 m3 vorher.

WASSER VERTEILUNG.
Die geringe Ergiebigkeit der Quellen, der große Wasserbedarf der Stadt,

stellten die städtischen Wasserwerke vor ganz neue Aufgaben und zwangen
sie, Maßnahmen zu ergreifen , zu denen sie sich in früheren Zeiten kaum
hätten entschließen können. Da die Aufrufe an die Bevölkerung , mit Wasser
zu sparen , nichts fruchteten , mußten sie dazu übergehen , die Wasserabgabe
aus den Behältern zu drosseln , um auf diese Weise den Wasserdruck in den
einzelnen Versorgungsgebieten zu verringern und die Wasserverluste herab¬
zudrücken . Infolge der schlechten Beschaffenheit der Installationen und der
Undichte des Rohrnetzes hatten die Wasserverluste einen kaum zu ertragenden
Umfang angenommen. Zugleich sollten die Wasserabnehmer zu einem un¬
gewollten Sparen mit Wasser gezwungen werden . Für die Drosselung wurden
Drosselklappen in einer besonderen Ausbildungsform zum erstenmal ver¬
wendet, die sich gut bewährt haben.

Am 12. März 1947 wurden die Winterdrosselungen eingestellt , um aber
im Mai dieses Jahres wieder eingeführt zu werden . Diese Drosselungen
wurden späterhin durch Sektionierungen im Rohrnetz örtlich noch weiter
verschärft . Erst am 11. November 1947 konnten sämtliche Drosselungen auf¬
gehoben und der normale Zustand der Wasserversorgung wiederhergestellt
werden.

Zur örtlichen Wasser Verteilung dienen 21 Behälter in den verschiedenen
Stadtteilen , und zwar 6 in der niederen Zone mit 254.950 m3 Fassungsraum,
4 in der Mittelzone mit 49.530 m3 Inhalt , 5 in der Hochzone mit 167.320 m3
Inhalt und 6 in der höchsten Zone mit 2.560 m3 Inhalt . Hinzu kommen noch
ein Wasserturm , 2 pneumatische Türme und 3 Standrohrbehälter mit 1.200 m3
Inhalt . Mit diesen Verteilungsanlagen können etwa 150% des durchschnitt¬
lichen Tagesverbrauches bevorratet werden.

D^r Ausbau der Wasserversorgung im Gebiete der Siedlung „Am Kordon“
im 14. Bezirk machte die Errichtung eines Behälters bei der Jubiläumswarte
notwendig . Der Behälter mit einem Inhalt von 250 m3 und das Pumpenhaus
beim Wasserturm Steinbruch wurden bis auf kleinere Arbeiten vollendet. Es
wurden 2 Pumpen mit einer Leistung von 60 Liter je Minute bei einer
Förderhöhe von 84 m eingebaut . Das Betriebskabel zwischen Pumpwerk und
Behälter in einer Länge von 1.800 m ist fertiggestellt . Die Anlage kann
jedoch erst nach Aufstellung der Transformatoren bei dem Hebewerk
Steinhof-Steinbruch zu arbeiten beginnen.

Im Hebewerk Neustift am Wald wurde ein dritter Pumpensatz auf¬
gestellt ; dadurch war ein Umbau der Transformatorenanlage samt Öl¬
schaltung erforderlich geworden . Die Bauarbeiten wurden im Jahre 1947
abgeschlossen.

Um das Rohrnetz leistungsfähiger zu machen) wurden in verschiedenen
Gebieten Wiens Rohrstränge ausgewechselt . Im Jahre 1946 wurden vom
Rohrnetz der Hochquellenleitung 3.199 und im Jahre 1947 2.482 m aus¬
gewechselt ; auf die Wientalwasserleitung entfielen im Jahre 1946 333 m und
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iin Jahre 1947 57 m Rohrauswechslungen . Überdies wurden in diesen beiden
Jahren 37 m Rohre aufgelassen . Größere Rohrauswechslungen wurden in
der Hafenzufahrtstraße , im Volksprater , in der Kreuzwiesengasse und in
der Hütteldorfer Straße ausgeführt.

Im Jahre 1946 wurden 1.566 m und im Jahre 1947 3.175 m neue
Rohre der Hochquellenleitung gelegt . Besonders zu erwähnen sind die neuen
Rohrstränge in der Siedlung am Eichkogel im 24. Bezirk, in Oberlaa —
Feldgasse , am Bruckhaufen , in der Rosentalgasse im 14. Bezirk , in der
Hasenleitengasse im 11. Bezirk und in Maria -Enzersdorf — Buchengasse.

Zwischen den Versorgungsgebieten der Behälter Laaerberg und Schmelz
wurde im 3. Bezirk, Strohgasse , eine 400 mm weite leistungsfähige Verbin¬
dungsleitung hergestellt . In die neue Stadionbrücke wurde ein geschweißter
Stahlrohrstrang von 400 mm Durchmesser in einer Länge von 70 m und in die
Philadelphiabrücke im 12. Bezirk ein solcher von einem Durchmesser von
250 mm und einer Länge von 56 m eingebaut . Am 29. September 1947 trat an
der 900 mm breiten Hauptrohrleitung im 12. Bezirk Stachegasse ein Gebrechen
auf , wodurch die Wasserversorgung im 10. und 12. Bezirk vorübergehend
gestört wurde . Die beiden Rohrleitungen von 700 mm und 500 mm Durch¬
messer über den Döblinger Steg wurden durch Isolierungen gegen Frost
geschützt . Das Rohrnetz der Wiener Hochquellenleitungen hatte Ende 1947
eine Länge von 2.138 km, das Rohrnetz der Wientalwasserleitung eine
solche von lll -3km.

WASSERVERBRAUCH.

Unmittelbar nach Kriegsende mußte ein großer Teil des Wassers aus
Notwasserwerken in Wien gewonnen und dem Verbrauch zugeführt werden.
Um gesundheitliche Schädigungen der Verbraucher hintanzuhalten , wurde
die Bevölkerung aufgefordert , das Wasser vor dem Genuß zu kochen. Diese
Vorsichtsmaßnahme konnte im Laufe des Jahres 1945 wieder aufgehoben
werden. Über Befehl der Besatzungsmächte mußte späterhin das Wasser
chloriert werden . Vor der Einmündung der ersten und zweiten Hochquelleu-
leitung in die Behälter Rosenhügel und in die Übergangskammer Mauer wird
das Wasser durch Beimischung einer dosierten Menge Chlorgas entkeimt. Das
städtische Gesundheitsamt überprüft regelmäßig an verschiedenen Auslauf¬
stellen den Chlorüberschuß . Monatlich verbrauchen die Wasserwerke über
3.000 kg Chlorgas . Im Jahre 1947 wurden zur Chlorierung von 124 2 Milli¬

onen m3 Wasser 40.700 kg Chlormenge verwendet . Bei den Spitzendeckungs¬
werken in Wien wurde an Stelle der Chlorierungsanlage nach dem System
„Chlorator “ das neue von den Wiener Wasserwerken entwickelte Tropf¬
system eingeführt , das bei einfacher Bedienung und Verwendung von Bleich¬
lauge statt Gas jederzeit betriebsbereit ist und die Gesundheit des Be¬
dienungspersonals in keiner Weise gefährdet.

Eine ständige Sorge bereiteten den städtischen Wasserwerken die un¬
genützt abfließenden Wassermengen in den Häusern und Haushalten . In der
Kriegs - und ersten Nachkriegszeit sind viele Reparaturen unterblieben , die
Ausläufe schlossen schlecht und die Klosettleitungen waren undicht ge¬
worden . Die große Zahl von undichten Einrichtungen hatten einen enormen
Wasserverlust zur Folge . Messungen haben ergeben , daß eine einzige un¬
dichte Stelle in der Leitung , die gerade noch einen geschlossenen Wasser¬
faden ergibt , einen Wasserverlust von 500 bis 800 Liter je Tag verursacht.
Dieser beträgt bei einem undichten Klosett jedoch schon 1.000 bis 3.000 Liter
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für die gleiche Zeit . 15 bis 20% der Klosettanlagen haben sich als undicht
erwiesen. Während normalerweise in den Wintermonaten der Wasserver¬
brauch durchschnittlich 160 bis 170 Liter je Tag und Kopf der Bevölkerung
beträgt , stieg er im Jahre 1946 auf durchschnittlich 200 Liter an. Das
bedeutet, daß die Wasserverluste 30 bis 40 Liter je Tag und Kopf aus¬
machen, was einem Gesamtverlust von 50 bis 75 Millionen Liter je Tag
entspricht . Um für die Anbau- und Sommerzeit die erforderlichen Wasser¬
mengen den Kleingärtnern und Erntelandbesitzern zur Verfügung stellen
zu können, schien es dringend geboten , die Wasserverluste zu bekämpfen.
Die städtischen Wasserwerke haben einen eigenen Gebrechensuchdienst ein¬
geführt , der nicht nur den Gebrechen im öffentlichen Rohrnetz , sondern
auch jenen in den Abzweigleitungen und Hausinstallationen nachging . Im
Jahre 1947 wurden durch den Kontrolldienst in 4.959 Wiener Häusern
6.760 Schäden an Klosettzuleitungen und anderen Ausläufen festgestellt.
Durch die systematische Überprüfung ist es gelungen , die Wasserverluste
herabzudrücken . Wenn nicht anders durchführbar , wurden die schadhaften
Klosettleitungen plombiert oder die gesamte Hausinstallation gedrosselt . Im
Winter 1947 hat die Arbeitsgruppe für die Kontrolle der Inneninstallationen
auch an der Verhütung und Behebung von Frostschäden mitgewirkt . Durch
Frostschäden bedingte Gebrechen an Hausleitungen wurden im Jahre 1945
112, 1946 101 und 1947 54 behoben. Hinzu kamen zahlreiche aus der
Kriegszeit herrührende Gebrechen an Hausleitungen , Straßenwechseln und
Feuerhydranten , die in diesen Jahren instandgesetzt worden sind und
worüber die folgenden Zahlen berichten:

1945 1946 1947

Schadensstellen an Hausleitungen ausgebessert . . . 554 413 054
Straßenwechsel instandgesetzt . 354 396 597
Feuerhydranten wieder gebrauchsfähig gemacht . . . 1.251 2.816 2.310
Feuerhydranten ausgewechselt . 79 571 473

Im Jahre 1945 wurden 19 Feuerhydranten aufgelassen , im Jahre 1946
einer ; im Jahre 1947 wurden 4 Feuerhydranten neu aufgestellt und über¬
dies 158 Spritzhydranten und 315 Auslaufbrunnen wiederhergestellt . Für
die Erntelandaktion und für Baustellen wurden 1946 661 und 1947 744 Not¬
brunnen ausgegeben.

Von den vielen Ansuchen um Neuanschluß an die Wasserversorgung
konnten nur die dringlichsten erledigt werden . Mangel an Leitungs - und
Installationsmaterial hemmten die Arbeiten . Dennoch wurde eine zunehmende
Zahl von Neuanschlüssen zu Wohnstelien , Betrieben , Gärtnereien und anderen
Abnehmern hergestellt , wie die folgenden Zahlen dartun:

1945 1946 1947

Neue Anschlüsse. 110 507 609
Davon in die Erhaltung der Gemeinde

Wien übernommen. 52 110 219

Schwierig gestaltete sich auch die Gebarung mit den Wassermessern.
Die Herstellung von Wassermessern ist bisher wegen Materialmangels nicht
möglich gewesen . Die städtischen Wasserwerke konnten lediglich die bisher
verwendeten Wassermesser , wenn sie schadhaft geworden waren , reparieren
oder Firmen zur Reparatur übergeben . Die Arbeiten der Wassermesser¬
reparaturwerkstätte waren überdies durch Strom- und Gaseinschränkungen
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gehemmt . Ober die Leistungen des Wassermesserdienstes unterrichten die
folgenden Zahlen:

1945 1946 1947

Auswechslung von Wassermessern . . . . 869 6.741 6.299
Reparaturen von Wassermessern . 1.744 4.201 7.025
Abmontierungen von Wassermessern wegen

Einstellung des Wasserbezuges . . . . 579 1.942 1.465
Neueinbau von Wassermessern . 616 1.241 1.267

Der mit Wassermesser ermittelte Wasserverbrauch stellte sich wie folgt:
1945 1946 1947

in 100 Kubikmetern

Wasserverbrauch aus der Hochquellen¬
leitung insgesamt . 650.828 831.751 877.986
Davon für Haushalte . 418.061 588.577 611.295

Wasserverbrauch aus der Wiental Wasser¬
leitung . 11.267 13.175 12.843

Die Wassergebühren wurden durch die Novelle zum Wasserversorgungs¬
gesetz vom 20. Februar 1947, LGB1. Nr . 4/1947, wieder auf die Schilling¬
beträge von 1937 zurückgeführt . Die Gebühr beträgt für den allgemeinen
Bezug 30 Groschen je Kubikmeter (bisher 20 Groschen ) und für den ge¬
werblichen Bedarf 12 Groschen je Kubikmeter (bisher 8 Groschen ).

STÄDTISCHE BÄDER.
ÖFFENTLICHE STÄDTISCHE BÄDER.

Im Kriege waren die Wiener Badeanstalten mit ihren hohen Schorn¬
steinen ein häufiges Bombenziel der angreifenden Flieger . Von den 72 Bädern
der Stadt Wien wurden 7 zur Gänze und 23 teilweise zerstört , 21 haben
Schäden geringen Umfanges erlitten und nur 17 sind bis auf Glasschäden
unversehrt geblieben. 4 Badeanstalten wurden aufgelassen . Zu Kriegsende
ergab sich folgender Stand an Badeanstalten , unterschieden nach dem Grad
der Beschädigung:

gänzlich
zerstört

teil¬
weise

zerstört
beschä-

digt
unbe¬

schädigt
Bäder
zus.

aufge¬
lassen
über¬
gebenWarmbäder . . .

Warmbäder und
. . 2 8 8 8 26

Sommerbäder . . 1 2 _ 2 5 _
Sommerbäder . . . . 2 4 5 5 16 2
Kinderfreibäder . . 2 9 8 2 21 2
Bäder zusammen . . . 7 23 21 17 68 4

Das Theresienbad im 12. Bezirk, das Wannen- und Brausebad in Liesing
und das Wannen-, Brause - und Sommerbad in Schwechat sind so schwer
getroffen , daß sie von Grund aus aufgebaut werden müssen . Schwer mit¬
genommen wurde auch das größte und modernste unter den städtischen
Bädern , das Amalienbad , sowie das Floridsdorfer und Thaliabad im 16. Be¬
zirk . Von den Sommerbädern im 21. Bezirk waren die meisten so beschädigt,
daß sie in der Badesaison 1945 nicht mehr betriebsfähig gemacht werden
konnten . Vom Strombad Kuchelau ist nicht viel übrig geblieben. Seine
Wiederherstellung ist unsicher , da geplant ist, den Kuchelauer Hafen wieder
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dem Schiffsverkehr dienstbar zu machen. Das große und schöne Strandbad
Gänsehäufel wurde gänzlich zerstört . Die Insel war durch mehr als 2 Jahre
von Truppen besetzt . Es soll in moderner Gestalt wieder erstehen . Außer
den zwei im Kriege zerstörten Kinderfreibädern im 12. Bezirk Ruckergasse,
und im 10. Bezirk Arthaberplatz , wurden einige auch noch nach dem Kriege
durch Plünderung in einen solchen Zustand versetzt , daß ihre Herstellung
einem Wiederaufbau gleich kommt. Aufgelassen wurden die Badeanstalten
in Inzersdorf und Ebergassing sowie die Kinderfreibäder im Arenbergpark
im 3. Bezirk und im Wienfluß-Staubecken in Hütteldorf . An Stelle der auf¬
gelassenen Kinderfreibäder sollen an anderen geeigneten Plätzen neue Kinder¬
freibäder errichtet werden.

Das Strombad Schwedenbrücke, das verhältnismäßig nur geringfügig be¬
schädigt ist , kann nicht wieder eröffnet werden , weil der Wasserstand des
Donaukanals wegen der Brückenbauarbeiten sehr niedrig gehalten werden
muß und weil wegen der noch nicht behobenen Schäden an den Hauptsammel¬
kanälen möglicherweise Abwässer in den Donaukanal gelangen können.

Während der Kämpfe um Wien war der Betrieb sämtlicher Bäder ein¬
gestellt . Doch bereits am 15. April 1945 hat das Thaliabad , wo der Teil,
in dem sich die Brausebäder befinden, erhalten geblieben ist, sowie das Volks¬
bad im 6. Bezirk den Betrieb zunächst für die Besatzungstruppen wieder
aufgenommen . Im Laufe des Jahres 1945 konnten noch weitere Bäder , die
nicht zu große Herstellungsarbeiten erforderten , benützbar gemacht werden.
Die Instandsetzungsarbeiten waren wegen Mangels an Baustoffen sehr ge¬
hemmt. Fensterglas war nur in ganz geringen Mengen erhältlich und Er¬
satzstoffe eigneten sich nicht für den Bäderbetrieb . Aber nicht nur die bau¬
lichen Schäden standen der Wiedereröffnung der Bäder entgegen , auch
Brennstoffmangel , Wasser - und Stromabschaltungen waren große Hinder¬
nisse . Während die Wasser - und Stromversorgung aber bald funktionierte,
behinderte der Brennstoffmangel auch noch weiterhin einen geregelten Bade¬
betrieb . Noch im Jänner und Februar 1947 waren sämtliche Warmbäder
wegen Brennstoffmangels durch 5 Wochen geschlossen . Einzelne für Koks¬
feuerung eingerichtete Bäder waren bis zu 16 Wochen nicht im Betrieb.
Immerhin ist es gelungen , von Jahr zu Jahr eine größere Zahl von Bädern
wieder betriebsfertig zu machen, wie die folgende Übersicht zeigt

1945 1946 1947

in
Betrieb

nicht in
Betrieb

nicht in
Betrieb

nicht
betriebs¬

fähig
betriebs¬

fähig
betriebs¬

fähig
Warmbäder . . . . . 15 n 20 G 22 4
Warm - u. Sommerbäder 3 2 4 1 4 1
Sommerbäder . . . 8 8 11 5 11 5
Kinderfreibäder . . 4 17 8 13 13 8
Bäder zusammen . 30 38 43 25 50 18

Von den städtischen Bädern hat die französische Besatzungsmacht das
Städtische Volksbad im 6. Bezirk und die englische Besatzungsmacht das
Volksbad im 12. Bezirk beschlagnahmt . Seit April 1947 können diese Bäder
auch wieder Zivilpersonen benützen . Von den schwer beschädigten Bädern
konnten bisher die folgenden wieder aufgebaut werden : Das Floridsdorf er
Bad, wiedereröffnet am 3. April 1947, das Volksbad am Einsiedlerplatz im
5. Bezirk , wiedereröffnet am 6. November 1947, sowie die Kinderfreibäder
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1., Franz Josefs -Kai, 5., Margaretengürtel , 11., Herderplatz , 14., Reinigasse,
17., Lorenz Bayer-Platz und 19., Hartäckerpark , wiedereröffnet im
Sommer 1947.

An der Herstellung des Sommerbades Hohe Warte wird gearbeitet . Das
Amalienbad , das Thaliabad und das Mödlinger Bad konnten den Betrieb
wenigstens teilweise wieder aufnehmen . Die Wiederaufbauarbeiten gestalten
sich beim Amalienbad , wo tausende Meter Rohrleitungen zu erneuern sind,
sehr schwierig . Für das Theresienbad im 12. Bezirk und für das Wannen-
und Brausebad in Liesing wurden die Pläne für die Wiedererrichtung ent¬
worfen. Für die Neugestaltung des Strandbades Gänsehäufel hat die Stadt
Wien einen auf 8 Architekten beschränkten Wettbewerb ausgeschrieben . Es
wurden 3 Preise zu S 2.000.—, S 1.500.— und S 1.000.— verteilt ; außerdem
erhielt jeder Teilnehmer ein Unkostenhonorar von S 2.500.—. Den ersten
Preis erhielt der Entwurf von Professor Max Feilerer , Direktor der Hoch¬
schule für angewandte Kunst in Wien, den zweiten Preis der Entwurf des
Architekten Ing . Wilhelm Kroupa und den dritten Preis der Entwurf des
Architekten Professor Oswald Haerdtl . Es ist geplant , bei dem Neuaufbau
des Strandbades Gänsehäufel nicht mehr Bauten in Holz, sondern solche
in Massivbau zu errichten . Auch die zerstörten Wiener Kinderfreibäder
sollen in dieser Bauweise hergestellt werden.

Der Bäderbesuch hat im Jahre 1946 und 1947 die 5-Millionen-Grenze
überschritten . Die einzelnen Bäderarten waren wie folgt besucht.

1946 1946
Badebesucher

1947

Brausebäder . 893.152 3,768.319 3,401.144
Dampfbäder . . . . 24.927 144.625 212.934
Wannenbäder . . . . 43.227 322.452 323.334
Schwimmbäder . . . 3.124 115.360 172.027
Kurbäder. 40 206 519
Sonnenbäder . . . . — 910 1.117
Sommerbäder . . . . 578.836 1,253.541 1,370.796
Kinderfreibäder . . . 16,090 95.915 133.460
Bäder zusammen . . . 1,559.396 5,701.328 5,615.331

Wegen Kinderlähmung mußten alle Kinderfreibäder auf Weisung des
städtischen Gesundheitsamtes ab 12. August 1947 geschlossen werden . Die
Schließung der übrigen Sommerbäder wurde zwar nicht angeordnet , aber
der Besuch ging unter dem Eindruck der Nachrichten über diese Krankheit
zurück.

Mit Wirkung vom 22. September 1947 wurden die Bäderpreise , die zuletzt
am 15. Mai 1946 geregelt worden waren , erhöht , und zwar die Preise für
die Brausebäder und für Kinder um 100%, die Preise der übrigen Bäder¬
gattungen um 150%. Das am häufigsten benützte Brausebad II . Klasse
kostet nunmehr 40 Groschen.

BÄDER IN STÄDTISCHEN WOHNHAUSANLAGEN.
Für die Bewohner einer Reihe städtischer Wohnhausanlagen bestehen

eigene Bäder , die an die Zentralwäschereien in diesen Häusern angeschlossen
sind. Die Stadt Wien hatte bisher 71 solcher Badeanlagen mit 341 Wannen-
und 514 Brausebadkabinen eingerichtet . Im Kriege trugen 24 dieser Bade¬
anlagen Schäden an den baulichen und maschinellen Einrichtungen davon;
außerdem entstanden Verluste an Einrichtungsgegenständen , Beleuchtungs-



körpern , Schaltern und Armaturen . Bis Ende 1945 konnten 15, bis Ende
1946 44 und bis Ende 1947 49 Bäder mit 252 Wannen - und 400 Brause-
badekabinen betriebsbereit gemacht werden. Brennstoffmangel verhinderte
eine durchgehende Benützung während des ganzen Jahres . Dementsprechend
ist der Bäderbesuch noch immer unter dem Stand früherer Jahre . Es wurden
verabfolgt:

1945 1946 1947

Wannenbäder . 33.715 70.745 ' 63.657
Brausebäder . 43.841 132.097 117.110

WÄSCHEREIEN.
Die Städtischen Wäschereien waren durch Kriegshandlungen schwer in

Mitleidenschaft gezogen worden . Die zentrale Wäscherei XII ., Schwenk¬
gasse 62, wurde nach Kriegsende militärisch besetzt und diente bis zum
Juni 1945 als Sammelstelle für Militärgut . Nachdem das Gebäude frei¬
gegeben worden war , wurde sofort mit den Aufräumungsarbeiten begonnen.
Hiebei stellte sich heraus , daß große zur Reinigung übernommene Wäsche¬
mengen fehlten ; ebenso ging die gesamte Büroeinrichtung einschließlich der
Schreib- und Rechenmaschinen verloren , außerdem alle Nähmaschinenköpfe,
verschiedene Elektromotoren , Wasch- und Verbrauchsmittel , Textilien für
Maschinenüberzüge , Treibriemen sowie die meisten Werkzeuge und Geräte.
Die Wasser - und Stromversorgung der Wäscherei war durch Bombentreffer
gestört ; Brennstoffe waren nicht mehr vorhanden . Der aufopfernden Mit¬
arbeit aller Bediensteten war es zu danken, daß die Wäschereinigung für
Spitäler und Anstalten bereits im Juli 1945 zunächst im bescheidenen Um¬
fang wieder aufgenommen werden konnte. Von Monat zu Monat wurde die
Leistung gesteigert und im Jahre 1946 hatte der Betrieb 60% seiner
Vorkriegsleistung wieder erreicht . Im zweiten Halbjahr 1945 wurden
342.856 kg Wäsche gereinigt , im Jahre 1946 waren es bereits 1,406.061 kg
und 1947 1,635.343 kg. Die gegen die Vorkriegszeit geringere Leistung ist
auch auf den großen Wäschemangel der Spitäler und Anstalten zurück¬
zuführen , wozu noch Brennstoffmangel , Beschränkungen in der Kraftstrom¬
versorgung und Schwierigkeiten beim Wäschetransport hinzukamen . Nament¬
lich im Winter 1946/47 beeinträchtigten Brennstoffmangel und zeitweise
Stromabschaltungen die Arbeit im Betrieb. Die Energieversorgung wurde
daher auf die Notstromaggregate umgestellt und die Reserve-Hochdruck¬
dampfkessel auf Ölfeuerung umgebaut . Gegen den Druckmangel im Wasser¬
leitungsnetz wurde eine Turbopumpe eingeschaltet . Die ausgebreiteten Dach¬
schäden an den Wäschereigebäuden , die auf die Kriegsereignisse zurück¬
zuführen sind , konnten mit den geringen Materialzuweisungen erst zum Teil
behoben werden.

Die Wäscherei des Stadtbades Mödling , die die Wäschereinigung der
Spitäler und Wohlfahrtsanstalten in Mödling und Umgebung besorgt , konnte
sofort nach Beendigung der Kampfhandlungen ihre Arbeiten wieder auf¬
nehmen. Während der Energiekrise im Winter 1947 mußte diese Wäscherei
ihren Betrieb schließen und konnte ihn erst im März 1947 wieder aufnehmen.
In diesem Betrieb wurden im Jahre 1945 (vom 1. April bis 31. Dezember)
43.515 kg Trockenwäsche gereinigt , 1946 121.544 kg und 1947 104.560 kg.

Der größere Teil der Wäsche wird durch Lastwagen des städtischen
Wäschereibetriebes von den Dienststellen abgeholt und nach der Reinigung
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wieder zugestellt . Außer für die städtischen Wohlfahrtsanstalten , Ämter und
Betriebe besorgt die städtische Wäscherei , XII ., Schwenkgasse , auch die
Wäschereinigung für die englischen Besatzungstruppen und die Wäscherei
im Stadtbad Mödling auch diejenige für die russischen Besatzungstruppen.

Die Städtische Wäscherei ist auch zuständig für die Einrichtung und Er¬
haltung der 27 Wäschereien in den städtischen Anstalten und für die Ein¬
richtung und den Betrieb der 34 Zentralwäschereien in den städtischen
Wohnhausanlagen . Im Kriege erlitten 5 dieser Anlagen schwere Bauschäden,
11 Anlagen hatten Bau- und Maschinenschäden aufzuweisen , 10 Anlagen
waren durch Bombentreffer außerhalb der Betriebe von der Wasser -, Gas¬
oder Stromversorgung abgeschnitten und 3 Anlagen waren durch Kanal¬
gebrechen überschwemmt worden . Nach umfangreichen Aufräumungsarbeiten,
bei denen die städtischen Bediensteten von den Hausgemeinschaften tatkräftig
unterstützt wurden , konnten im Juni 1945 8 Zentral Waschküchen betriebs¬
bereit gemacht werden, Ende 1945 waren 12 und Ende 1946 23 Zentral¬
waschküchen betriebsfertig . Durch größere Bauherstellungen in den Zentral¬
wäschereien der Wohnhausanlagen 3., Baumgasse 31, 12., Wienerberg¬
straße 20 und 19., Karl Marx Hof erhöhte sich die Zahl der betriebsfertigen
Anlagen auf 31. An der Instandsetzung von 3 weiteren Zentralwaschküchen
wird gearbeitet . Ende 1947 standen den Mietern der städtischen Wohnhäuser
820 Waschstände , 265 Wäschereimaschinen , 196 Wäschezentrifugen,
999 Trockenkulissen , 48 Bügelmaschinen , 43 elektrische Mangeln , 54 Hand¬
mangeln und 462 Handbügelstände zur Verfügung . Ein friedensmäßiger
Betrieb dieser Anlagen war aber auch im Jahre 1947 noch nicht möglich, da
infolge von Brennstoffmangel , Strom-, Gas- und Wassereinschränkungen
zahlreiche Waschtage entfallen mußten.

Um den Schwierigkeiten beim Brennstoffbezug auszuweichen , wurde eine
Reihe der vorhandenen Reserve-Hochdruckdampfkessel auf Ölfeuerung um¬
gebaut . Ende 1947 gab es bereits 13 solcher auf Ölfeuerung umgebauter
Anlagen.

Mit den Zentralwaschanlagen der städtischen Wohnhausanlagen werden
auch Bäder betrieben. Einzelheiten darüber enthält das vorhergehende Kapitel
„Bäder in städtischen Wohnhausanlagen “, S. 303.

KANALISATION.
Die moderne Großstadt kann ohne ein umfangreiches Netz von Ent¬

wässerungsanlagen nicht bestehen. Im engverbauten Stadtgebiet , wo überdies
die vielgeschoßigen Häuser überwiegen, ist das Kanalisationssystem eine
nicht wegzudenkende Notwendigkeit . Seit 120 Jahren sind die Entwässerungs¬
anlagen der Stadt Wien im ununterbrochenen Ausbau begriffen. Ende 1947
hatten die Straßenkanäle im alten Stadtgebiet eine Ausdehnung von 1.048 km
und die Hauskanäle eine solche von 1.925 km. In den letzten 70 Jahren hat
sich der Umfang des Straßen - und Hauskanalnetzes in Wien verfünffacht.
Man findet es als selbstverständlich , daß dieses weitverzweigte System der
Stadtentwässerung klaglos funktioniert . Der Krieg hat offenbar gemacht,
daß dies gär nicht so selbstverständlich ist . Wie jedes Leitungssystem sind
auch die Entwässerungsanlagen gegen Schädigung sehr empfindlich. Nicht
nur die eigentliche Schadensstelle ist betroffen, sondern auch die Kanäle,
die unmittelbar an sie anschließen . Wurde durch die Wucht der Bomben an
irgend einer Stelle der Kanal zum Einsturz gebracht und verschüttet , dann
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DIE KRIEGSSCHÄDEN AM KANALNETZ,
Die schraffierten Teile des Diagramms stellen den Zuwachs der Kanalschiiden an den einzelnen Angriffstagen dar.

1000KANAlGEBRECHFN

soo KANALGEBRECHE

100 KANAIGEBRECHEN

SEPTEMBER OKTO NOVEMBER FEBRUARJUNI AUGUSTAPRIL

ANZAHL DER KANALSCHÄDEN AN DEN EINZELNEN ANGRIFFSTAGEN
124 44 ,27 24s 44
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stauten sich die Abflüsse und die rückgestauten Abwässer drangen in die
Keller und tiefer gelegenen Teile der Häuser . Dies war dann besonders
peinlich, wenn die Keller als Schutzräume gegen Fliegergefahr benutzt
werden mußten . So waren die Zerstörungen des Kanalnetzes eine der übelsten
Nebenwirkungen des Bombenkrieges.

DIE KRIEGSSCHÄDEN AM KANALNETZ.
Fast mit jedem Fliegerangriff war auch eine Beschädigung an den

Kanalleitungen verbunden. Die folgende Übersicht gibt die Zahl der Kanal-
Schäden an den einzelnen Angriffstagen an.

Angriffs- Festgestellte
Schäden

Angriffs- FestgestellteSchäden Angriffs- Festgestelltetag tag
1944

tag Schäden

12. 4. . . . . 27 7. 10. . , 3 18. 11. . . . . 1224. 5. . . . . 12 11. 10. . 26 19. 11. . . . . 129. 5. . . . . 28 13. 10. . 15 20. 11. . .
16. 6. . . . . 27 17. 10. . 37 27. 11. . . . . 126. 6. . . . . 23 1. 11. 6 2. 12. . . . . 248. 7. . . . . 18 3. 11. 1 3. 12. . .
16. 7. . . . . 22 5. 11. . 74 11. 12. . . . . 1826. 7. . . . . 3 6. 11. 4 18. 12. . . . . 623. 8. . . . . 16 17. 11. . 32 27. 12. . .10. 9. . . . . 60

1945
15. 1. . . . . 55 15. 2. . 18 15. 3. . . . . 3321. 1. . . . . 31 19. 2. . 16 16. 3. . . . . 931. 1. . . . . 3 20. 2. 4 22. 3. . . . . 1027. 2. . . . . 6 21. 2. . 160 Folgeschäden8. 2. . . . . 29 1. 3. . - bis Ende 1945 21413. 2. .
14. 2. .

. . . 35 8. 3.
12. 3. ! 132 Zusammen . 1.343

Ende 1045 waren 1.343 Schäden festgestellt , ein Jahr später waren es
1.624 und Ende 1947 1.681 Schäden. Die weitaus größte Zahl von Schäden
entstand bei einem Fliegerangriff am 21. Februar 1945. An diesem einzigen
Tag wurden 160 Schäden festgestellt ; auch der 12. und 22. März 1945
waren Katastrophentage , an denen am Kanalnetz 132 und 102 Beschädi¬
gungen festgestellt wurden . Am schwersten betroffen wurde das Kanalnetz
der Bezirke 21, 10 und 12 mit 255, 181 und 146 Bombentreffern, am
geringsten die Bezirke 7, 6 und 8 mit 2 und je 8 Treffern . Viele Schäden
sind erst in einem späteren Zeitpunkt zum Vorschein gekommen.

Die normale Tiefe der Kanäle beträgt VA  bis 4 Meter ; die Bomben waren
aber noch ,bei 10 Meter Tiefe wirksam , so daß auch die tief liegenden
Sammelkanäle mit großer Wasserführung zerstört wurden . Von den Haupt¬
adern des Wiener Kanalnetzes erhielt der über 12 km lange rechte Haupt¬
sammelkanal in seiner Strecke von Nußdorf bis Simmering allein 35 Treffer.
Das angestaute Abwasser floß durch die Regenauslässe in den Donaukanal.
Zahlreiche Treffer erhielt das Kanalnetz im Gebiete von Heiligenstadt . Der
Nebensammelkanal in der Muthgasse in Heiligenstadt wurde in einer Aus¬
dehnung von 200 m zerstört . Ebenso erhielt der Regenauslaufkanal und der
Bezirkssammelkanal in der Grinzingerstraße im 19. Bezirk zahlreiche Treffer.
Ein schwerer Treffer zerstörte den Hauptsammelkanal und den parallel dazu
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verlaufenden Bezirkssammelkanal am Franz Josefs -Kai vor dem Morzinplatz.
Das Profil des Hauptsammelkanals hat eine Breite von 2-9 m und eine Höhe
von 2-25 m. Auch die Hauptsammelkanäle an der Erdbergerlände , Donau¬
lände und Simmeringerlände mit 7-47 m Breite und 4-50 m Höhe und
8-10m Breite und 4-60 m Höhe wurden an 9 Stellen zerstört.

Von den Bachkanälen wurde der Krottenbachkanal in der Krottenbach¬
straße bei der Friedigasse (Profil 1-40/1-90 m), der 8 Meter tief liegt,
schwer getroffen. Die Instandsetzung dieses einen Stückes erforderte eine
Bauzeit von 2 lA Monaten . Der Alsbachkanal , der größte unter den Bach¬
kanälen , erhielt 4 schwere Treffer in der Jörgerstraße und 2 Treffer in der
Rötzergasse . Der 10m tief liegende Sammelkanal (Profil l -90/2T0m ) in der
Quellenstraße vor der Kabelfabrik Felten & Guilleaume wurde von einer
Bombe im Gewicht von 1.000 kg getroffen. Es entstand ein Bombentrichter
von 15 Meter im Durchmesser ; die einstürzenden lehmigen Erdmassen ver¬
sperrten den Abfluß, so daß das tiefer gelegene Fabriksgelände von den aus
dem Hauskanal austretenden Abwässern überflutet wurde.

Aus der Liste der Zerstörungen im Kanalnetz sei noch auf die empfind¬
lichen Schäden in dem am schwersten getroffenen Bezirk Floridsdorf hin¬
gewiesen, wo die Kanäle verhältnismäßig seicht liegen und nur geringes
Gefälle haben, so daß bei Beschädigungen Kellerüberflutungen leicht ent¬
standen . Der entlang der Alten Donau verlaufende Donaufeldersammelkanal,
der zum Pumpwerk Stadlau führte , erhielt 16 Treffer , wodurch der Abfluß
der Abwässer gänzlich behindert wurde . Der Sammelkanal in der Brünner
Straße wurde 9mal getroffen und dessen Entlastungskanal lOmal, was un¬
angenehme Rückwirkungen auf die Entwässerung des Leopoldauer Gas¬
werkes hatte.

DIE BEHEBUNG DER KRIEGSSCHÄDEN AM KANALNETZ.

Bei der zunehmenden Häufung der Kanalschäden war es im Kriege immer
schwieriger geworden , auch nur den dringendsten Anforderungen nach¬
zukommen. Obwohl etwa 400 Arbeiter von 14 Baufirmen an der Behebung der
Gebrechen arbeiteten , erwies es sich schließlich als unmöglich , auch nur die
schwersten Auswirkungen der Bombenangriffe zu beseitigen . In einer Woche
wurden 10—20 Schäden behoben, wogegen an einem Tag oft ein Mehrfaches
davon an neuen Schäden hinzukam . Die Gefahren , die für die Bewohner Wiens
aus dem Versagen der Kanalisation drohten , wurden in der letzten Phase
des Krieges von Woche zu Woche ernster . Sie wurden um so größer , als
in den Tagen des Kampfes um Wien die Absicht bestand , das Kanalnetz
an verschiedenen Stellen zu sprengen , um ein unterirdisches Einsickern von
Feindtruppen zu verhindern . Ein solches Begehren stellte das Kommando
des Volkssturmes im 5. und 10. Bezirk und auch die Wiener Wehrmacht¬
kommandantur hatte ein Gleiches vor . Es bedurfte aller Energie der leitenden
Beamten der Stadtentwässerung , um einen solchen Plan zunichte zu machen,
dessen Ausführung für die Einwohner nicht zu übersehende gesundheitliche
Schäden zur Folge gehabt hätte . Noch in letzter Stunde , am Samstag , den
7. April 1945, wollte ein Offizier der Panzertruppen sich an die Sprengung
machen, aber auch er konnte gehindert werden . Nach einer Pause von einer
Woche, die durch die Kämpfe im Stadtgebiet bedingt war , konnte am
14. April der Kanalbetrieb wieder aufgenommen werden . Doch war es auch
dann nicht ohneweiters möglich , tnit den Betriebsstellen jenseits der Donau
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im 21. und 22. Bezirk die Verbindung wieder aufzunehmen . Die Maschinisten
der Pumpwerke mußten in dieser Zeit selbständig und auf eigene Initiative
ihre Werke betreuen . Von den Pumpwerken hat am meisten jenes in Kaiser-
Ebersdorf gelitten , das als erstes inmitten der Kampfhandlungen stand und
lange Zeit von den Truppen der Roten Armee besetzt war.

Die Wiederherstellungsarbeiten am zerstörten Kanalnetz wurden von der
Stadtverwaltung mit besonderem Eifer betrieben. Nach Kriegsende wurde die
Zahl der für die Instandsetzung der Kanäle tätigen Arbeiter auf durch¬
schnittlich 1.000 erhöht . Dadurch war es möglich geworden , noch im Jahre
1945 den größten Teil der Schäden zu beheben. Es ist dabei zu berück¬
sichtigen , daß die Instandsetzung eines Kanales eine Reihe von Vorarbeiten
erfordert , ehe an die eigentliche Schadensbehebung geschritten werden kann.
Die meist ' tiefliegenden Kanäle müssen durch umfangreiche Aufgrabungen
freigelegt werden. Die Baugruben müssen ausgepölzt und für den un¬
gehinderten Abfluß der Abwässer muß vorgesorgt werden. Besondere
Schwierigkeiten traten bei den Bauarbeiten im Gebiete von Schwechat und
Mannswörth auf, wo Rohöl- und Benzindämpfe aus den Werken der „Nova“
die Arbeitenden stark behinderten . Dringend war die Schadensbehebung vor
allem an den Zubringer -Kanälen , deren Schäden sich unmittelbar auf die
Hauskanäle auswirkten . Diese Art von Schäden wurde zum größten Teil
bis Ende 1945 behoben, so daß im Jahre 1946 zur Behebung der oft sehr
ausgedehnten Gebrechen der Sammel- und Hauptsammelkanäle geschritten
werden konnte. Von den bis 1. April 1945 festgestellten 1.129 Gebrechen
waren bis zu diesem Zeitpunkt erst 220 repariert. Von da ab geht es
zunehmend rascher , wie die folgende Übersicht erkennen läßt.

Bis Ende
1945 1946 1947

Zahl der festgestellten Bombenschäden
am Kanalnetz . 1.343 1.624 1.681
davo î behoben . 962 1.528 1.659
beschäftigte Baufirmen . 43—53 20—43 3—21
beschäftigte Arbeiter .
gleichzeitig in Arbeit befindliche

610—1.233 265—722 24—345

Baustellen. 142—325 52—168 3—60

Von den Schadensbehebungen sind die folgenden hervorzuheben:
Gebrechen Gebrechen

Rechter Hauptsammelkanal . . . 10
Linker Hauptsammelkanal . . . 3
Krottenbachkanal . 6
Donaufelder Sammelkanal . . . . 14
Simmeringer Sammelkanal . . . 0
Favoritner Sammelkanal . . . . 10

Rechter Wienflußsammelkanal . 10
Linker Wienflußsammelkanal . . 8
Favoritner Entlastungskanal . . 1
Kaiserebersdorfer Sammelkanal . 1
Möhring Kanal . 5
Liesingtalsammelkanal . 33

Ende 1947 blieben nur mehr 22 der festgestellten Gebrechen zu beheben.
Schon Ende 1946 waren 94% aller bis dahin festgestellten Kanalschäden
behoben.

KANALUMBAUTEN , KANALNEUBAUTEN
Da alle Arbeiten auf die Behebung der Kriegsschäden am Kanalnetz ge¬

richtet waren , konnten in der ersten Zeit nach dem Kriege nur ganz
wenige Um- und Neubauten durchgeführt werden. Im Jahre 1945 wurde
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der Bau des Entlastungskanals in der Briinner Straße im 21. Bezirk fort¬
gesetzt . Es war dies der einzige Kanalbau dieses Jahres , von dem 152 m
im Profil 1-60/2-00 m in Beton mit Klinkerverkleidung in der Sohle fertig¬
gestellt worden sind ; im folgenden Jahre wurde die Anschlußstrecke bis
zur Shuttleworthstraße in einer Länge von 195 m gebaut . Die Hauptunrats-
kanäle in der Kochgasse , von der Alser Straße bis zur Laudongasse , und
in der Daungasse , von der Skodagasse bis zur Laudongasse , wurden in
den Jahren 1946 und 1947 umgebaut . An Stelle der Ziegelkanäle wurden
Betonkanäle mit einem Profil von 0-70/1-05 m errichtet . Der Einmündungs¬
bogen des Regenwasserkanals in der Schönbrunner Allee (Profil 0-80/1-20 m)
in dem Regenwasserkanal in der Hetzendorfer Straße im 12. Bezirk wurde
1946 und 1947 umgebaut . Um die bei starken Niederschlägen eintretenden
Rückstauungen in den Kanälen und Überflutungen der Straße zu ver¬
hindern , wurde eine Vereinigungskammer in dem Betonkanal eingebaut.
Von den Bauführungen des Jahres 1947 sind noch die folgenden Umbauten
zu nennen : 2., Lampigasse , 14., Linzer Straße und Missindorf Straße,
14., Fenzlgasse und 15., Stiegergasse . Ein großes auf mehrere Jahre
berechnetes Bauvorhaben stellt der Umbau des Alsbachkanales in der
Alser Straße dar . Es ist geplant , die bereits über 100 Jahre bestehende Ein¬
wölbung des Alsbachkanals von der Einmündung in den rechten Haupt-
sainmelkanal auf der Roßauer Lände bis zur Nußdorfer Straße in etwa 6 Bau¬
losen umzubauen . Das 2 m hohe, 8 m weite Ziegelgewölbe , dessen schlechter
Bauzustand ein allgemeines Verkehrsverbot für Fahrzeuge über 101 Ge¬
samtgewicht in dieser Strecke bedingte , soll durch ein Doppel-Beton¬
profil von 2-00 X 4-00 X 2 00 m mit Sohlenverkleidung aus Granitsteinen
ersetzt werden. Im Jahre 1947 wurden 24 m dieses Kanals fertiggestellt.
Vom Alsbach wird nun auch der alte noch offene Teil in der Neuwaldegger
Straße eingewölbt . Es wird ein Betonkanal im Profil 2-20/2-50 m mit Granit¬
pflaster in der Sohle gebaut , von dem im Jahre 1947 30 m fertiggestellt
worden sind.

Der Wiederaufbau des Wiener Volkspraters hat auch die Frage seiner
Kanalisation wieder aufgeworfen . Im Jahre 1947 wurden zwei Kanalstränge
von der Straße des 1. Mai bis zum 1. und bis zum 2. Rondeau von zu¬
sammen 430 m Länge (Profil 0-70/1-05 m) hergestellt . Von zwei im Bau
begriffenen Strängen zwischen Ausstellungsstraße und Straße des 1. Mai
war der größere Teil, nämlich 330 m in diesem Jahre fertig . An Stelle der
zerstörten Kläranlage und des Zubringerkanals wurde in der Gregerstraße
in Fischamend (23. Bezirk) von der Preßburger -Bahn bis gegen die Enzers-
dorferstraße ein Kanal nach dem Schwemmsystem erbaut , dessen schlief¬
barer Teil, ein Betonprofil von 0-70/1-05 m, in seiner ganzen Länge von
344 m fertiggestellt wurde . Von dem im Anschluß daran herzustellenden
Steinzeugkanal von 35 cm 0 sind im Jahre 1947 185 m fertig geworden.

Schmutzwasserkanäle in größerem Umfang wurden im 25. Bezirk , in
Atzgersdorf , gebaut . Der linke Liesingtal -Sammelkanal , ein Betonprofil von
0-70/P05 m wurde in der Wienerstraße und Breitenfurterstraße , und zwar
110 m im Jahre 1946 und 132 m im Jahre 1947 ausgeführt . Dazu wurde ein
rund 60 m langer Seitenkanal (0-70/l -05m ) von der Höpflergasse bis zur
Anzengrubergasse eingebaut . Der nächste Bauabschnitt in diesem Gebiet
umfaßt die Strecke Breitenfurterstraße , von der Höpflergasse bis zur
Liesingergasse , wovon im Jahre 1947 bereits 251 m fertiggestellt wurden.
Zur Kanalisierung der an der Breitenfurterstraße nächst der Mauerberggasse
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gelegenen Siedlung Rodaun wurde ein Schmutzwasserkanal aus Steinzeug¬
rohren von 20 cm Durchmesser in einer Länge von 478 m samt einer pro¬
visorischen Kläranlage ausgeführt.

Als Vorarbeit für die geplante Kläranlage Altmannsdorf -Hetzendorf in
Inzersdorf wurde ein Entlastungskanal im Profil von 1‘20/L80m eingebaut.
Die Gesamtlänge beträgt 168 m, von denen im Jahre 1946 125 m fertiggestellt
worden sind. Im Zusammenhang damit wird der Altmannsdorfer -Graben
von der Triester Straße bis zum Gebiet der Kläranlage in einer Länge von
521 m reguliert . Kleinere Regenwasserkanäle wurden im 25. Bezirk , Perch-
toldsdorf (71m Länge , 30 cm 0 ) und Inzersdorf (65m Länge , 60 cm 0)
verlegt . Die Zuschüttung des Mitterbaches in Schwechat macht die Anlage
eines 80 m langen Regenwasserkanals erforderlich , von dem bis Ende des
Jahres 1947 50 m fertiggestellt waren.

Kanäle , die in einem gemeinsamen Kanalkörperprofil Regen- und Schmutz¬
wasser getrennt abführen , wurden im 23. Bezirk Oberlaa , in der Himberger-
straße von der Liesing bis zum Linienamtsgebäude hergestellt . Der als
Vorfluter für die Entwässerung der Per Albin Hansson -Siedlung bestimmte
Kanal hat ein Doppelprofil , und zwar von 1-00/1-50 m Betonquerschnitt und
25cm (Steinzeugrohre ) ; er wird eine Länge von rund 840m erhalten . Hievon
wurden im Jahre 1947 bereits 420 m fertiggestellt . Durch Um- und Neu¬
bauten wurden in den Jahren 1945 bis 1947 folgende Bauleistungen erzielt:

Umbauten , Betonkanäle . .

1945 1946
Länge in Metern

170

1947

727
Neubauten

Betonkanäle. . . . . 152 430 2.087
Steinzeugrohre . . . . . — 1.219

KANALRÄUMUNG UND UNRATSABFUHR

Infolge der Kriegsschäden des Kanalnetzes war auch die Kanalreinigung
bedeutend schwieriger geworden. Die Zahl der Verstopfungen der Kanäle
nahm sprunghaft zu und ist auch weiterhin weit über der normalen Höhe.
In den Kanälen lag massenhaft Schutt , der weggeräumt werden mußte.
Selbst Leichen wurden aus den Kanälen geborgen . In dem Regenüberfalls¬
kanal des linken Wienflußkanals , der bei Schönwetter trocken ist und worin
Menschen vor den Bomben Schutz suchten , waren mehrere umgekommen.
Übrigens ging durch Bomben, die auf das Betriebslokal der städtischen
Kanalisation im 19. Bezirk, Eduard Pötzlgasse 4, fielen, auch 3 Arbeiter
zugrunde ; 4 Arbeiter wurden verletzt . Auch sonst waren Betriebsgebäude
und Betriebsanlagen durch Kriegseinwirkung unbrauchbar geworden . Das
Betriebslokal II ., Kleine Sperlgasse 10, erhielt einen Bombentreffer ; es konnte
erst 1947 wiederhergestellt werden. Das Gebäude der ehemaligen Unrats¬
verschiffungsstation III ., Donaulände , wurde gänzlich zerstört . Für den
Betrieb der Hauptsammelkanäle wurde dort ein Holzschuppen errichtet . Die
Schäden am Betriebsgebäude der Kläranlage Mödling -Wiener Neudorf wurden
behoben. Die einzelnen Pumpwerke waren mehr oder weniger beschädigt
worden , besonders schwer das Pumpwerk XI ., Kaiser Ebersdorf . Nach vielen
Bemühungen war das Werk im Jänner 1946 von den Sowjettruppen frei¬
gegeben worden und es konnte mit der Behebung der baulichen und maschi¬
nellen Gebrechen begonnen werden. Im Juli 1946 konnte der Betrieb auf-
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genommen werden . Bis auf das hölzerne Rechenhaus war das Werk Ende
1947 wieder völlig intakt . Ebenso wurden die Pumpwerke XXL, Kaiser¬
mühlen, XXI ., Floridsdorfer Hauptstraße 1 a, Floridsdorfer Hauptstraße 2
und XXI ., Stadlau , fast zur Gänze wieder instand gesetzt.

Sehr nachteilig für den Betrieb waren die Verluste an der Mannschafts¬
ausrüstung , an Werkzeugen und Geräten . Es fehlten schwere Kanalräumer¬
stiefel , Schutzkleider und Beleuchtungsmittel . Die Lederstiefel konnten zur
Not durch Gummistiefel ersetzt werden , die aber nicht so haltbar sind. Auch
zahlreiche Einrichtungsgegenstände der Dienstgebäude und Betriebslokale
gingen verloren . Die Verluste an Werkzeug , Geräten , Stiefeln, Kleidern,
Einrichtungsgegenständen machen einen Betrag von rund 330.000 S aus.

Hinzu kommen noch die sehr beträchtlichen Ausfälle am gemeindeeigenen
Fuhrpark . Von 28 Fäkalienkraftwagen , darunter 3 Kraftwagenzügen mit
zusammen 125 m3 Fassungsraum , waren 8 verbrannt , 7 hatten keine Räder,
Motoren und Pumpen , 6 waren unauffindbar und 7 in Reparatur . Die Senk¬
gruben mußten daher mit pferdebespannten Kesselwagen , ja selbst durch
Handarbeit mit Kübeln geräumt werden . Im Jahre 1945 konnte erst ein
Fäkalienkraftwagen fahrbar gemacht werden . Mitte März 1946 waren 3
weitere Wagen fertiggestellt worden ; doch blieb die Leistungsfähigkeit noch
immer hinter dem Erfordernis zurück . Durch Unterstützung der Besatzungs¬
mächte, die die Gefahr von Seuchen befürchteten , erhielt die Gemeinde¬
verwaltung geeignete Wassertank - und Lastkraftwagen , die zu Fäkalien¬
kraftwagen umgebaut wurden . Die englische Besatzungsmächt stellte 10
Wassertankwagen der Type „Dodge “ mit je 2 m3 Kesselinhalt sowie einen
Lastkraftwagen zur Verfügung ; die amerikanische Besatzungsmacht übergab
4 Beutelastkraftwagen , die zu Fäkalienkraftwagen umgebaut wurden . Durch
weitere Anschaffungen konnte der Fahrpark an Fäkalienkesselwagen Ende
1947 auf 23 Kraftwagen und 2 Anhänger mit einem Gesamtfassungsraum
von 73'70 m3 gebracht werden . Ein Ersatz für den Kranwagen zur Förderung
des Aushubes aus den Schotterfängen , der gleichfalls verlorenging , konnte
bisher nicht beschafft werden.

Die Zahl der Senkgruben stellte sich im alten Stadtgebiet Ende 1947 auf
11.223, von denen 7.647 von der Gemeinde Wien geräumt wurden . 3.362
Senkgruben waren nach den Bestimmungen für mietaufwandssteuerpflichtige
Häuser , gegen die Bezahlung der Kanalräumungsgebühr , die übrigen gegen
Vergütung der Selbstkosten zu räumen . In den Randgebieten Wiens gibt es
rund 20.000 Senkgruben , von denen die Gemeinde Wien 4.728 zur Räumung
übernommen hat . Die Reinigung der übrigen Senkgruben wird durch private
Senkgrubenräumer besorgt . Es bestehen eigene Unratsabladeplätze in Mauer,
Atzgersdorf und Klosterneuburg . Die vom städtischen Betrieb beförderten
Senkgrubenaushubstoffe erhöhten sich von Jahr zu Jahr . Sie betrugen im
Jahre 1945 21.654 m3. 1946 62.223 m3 und 1947 110.906 m3. Aus den
Kanälen und Schotterfängen im alten Stadtgebiet wurden außerdem folgende
Mengen von Aushubstoffen (Sand , Schotter , Asche u. dgl .) weggeführt : 1945:
3.253 m3, 1946: 6.494 m3 und 1947: 4.925 m3. Die Behebung von Kanal¬
verstopfungen ist noch immer im Zunehmen begriffen. Im Jahre 1945 wurden
21.915 Verstopfungen von Hauskanälen behoben, 1946 waren es deren 24.762
und im Jahre 1947 33.176. Infolge der lang andauernden strengen Kälte
und heftiger Schneefälle im Winter 1947 stieg die Zahl der in den Monaten
Jänner bis März zu behebenden Verstopfungen auf 14.373 gegenüber einem
Monatsdurchschnitt von 2.063 Fällen im Jahre 1946. Unter diesen Um-
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ständen erwies es sich als notwendig, einen erhöhten Bereitschaftsdienst
einzuführen.

Zur Spülung des Kanalnetzes dienten im alten Stadtgebiet Ende 1947
538 Spülkammernmit 665 eingebauten Schiebern. Für die Spülung wurde zu
einem Teil Wasser aus der Hochquellenleitung unmittelbar entnommen ( 1945:
2.452 m3, 1946: 9.403 m3, 1947: 3.092 m3), zu einem Teil Überfallwasser
der 2. Hochquellenleitung verwendet. Die am Beginn der Bacheinwölbungen
bestehenden Spülbecken wurden während des Berichtsabschnittes für die
Spülung nicht herangezogen, weil die im Kriege beschädigten Spülbecken
in Neuwaldegg . Speising und auf dem Cobenzl erst instand gesetzt wurden.

Die Kläranlage Mödling in Wiener Neudorf wurde ausgestaltet; es wurde
ein Kesselhaus mit zirka 200 m3 Rauminhalt errichtet und zwei Vakuum-Kessel
mit je 3.500 Liter Inhalt und einer Vakuumpumpe zur Schlammförderung
samt Elektromotor und Benzinmotor installiert. Die Arbeiten konnten 1947
noch nicht abgeschlossen werden. In der Kläranlage Eichkogel wurde eine
Notauslaßleitung zum Vorfluter eingebaut. Aus den Kläranlagen Wiener
Neudorf und Eichkogel wird Klärschlamm an die Landwirtschaft abgegeben.

Die Abwässerpumpwerkewaren im Jahre 1947 besonders lang in Betrieb.
Infolge der andauernden strengen Kälte staute sich ein Eisstoß von Ungarn
bis über Wien hinauf. Wegen des dadurch hervorgerufenen Hochwassers
mußten die Schieber in den Monaten Jänner, Februar, März und späterhin
im Dezember infolge neuerlichen Donauhochwassers geschlossen werden.
Gleichzeitig wurde der Pumpenbetrieb aufgenommen.

Mit Genehmigung des Bürgermeisters wurden die Entwässerungsanlagen
im ehemaligen Truppenübungsplatz Döllersheim bei Allentsteig in Nieder¬
österreich über Ersuchen der russischen Besatzungsmacht im Frühjahr 1947
geräumt; es wurde eine Arbeitspartie mit einem Werkmeister und 6 Kanal¬
arbeitern und zwei Fuhrwerken dorthin entsendet. Auch die Klär- und Senk¬
gruben im städtischen Altersheim St. Andrä bei Herzogenburg wurden
geräumt.

KANALGEBÜHREN.

Mit Rücksicht auf die bedeutenden Aufwendungen, die der städtischen
Entwässerung sowohl durch die Behebung der Kriegsschäden als auch durch
die allgemeine Erhöhung von Sach- und Personalauslagen erwuchsen, war
eine Neufestsetzung der Kanalgebühren unerläßlich. Für die Behebung von
Kriegsschäden hat die Stadt Wien im Jahre 1945 (vom 1. April bis
31. Dezember) S 2,900.130.— und im Jahre 1946 S 4,532.691.—, darunter
S 4,099.424.— für bauliche Herstellungsarbeiten ausgegeben.

Die Gebühren für die Kanal- und Senkgrubenräumungwurden daher durch
Beschluß der Wiener Landesregierung vom 2. April 1946 erhöht und be¬
trugen ab 1. April 1946 6%2  des der Bemessung der Mietaufwandsteuer
zugrunde gelegten Mietzinssumme je Monat.

Im April 1947 wurde der für die Senkgrubenräumung bisher geltende
Zeittarif aufgehoben und ein einheitlicher Tarif für das gesamte Wiener
Stadtgebiet, der sich nach der Menge des abgeführten Senkgrubeninhaltes
richtet, eingeführt. Darnach kostete die Abfuhr von einem KubikmeterS 5-70;
im Falle von Sonn- und Feiertagsarbeit oder bei Überstundenarbeit erhöht
sich dieser Satz auf S 6-20, wobei jedoch eine Mindestgebühr von S 17T0
(S 18 60) zu vergüten war. Wegen neuerlicher Erhöhung der Selbstkosten
wurden diese Ansätze ab 1. November 1947 auf S 7-20 für einen Kubik-
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meter erhöht . Bei Sonn- und Feiertagsarbeit beträgt der Satz S 8-50 bei
Zahlung einer Mindestgebühr von S 21-60 (S 25-50).

Mit Beschluß der Wiener Landesregierung vom 14. Oktober 1947 wurde
für die Berechnung der Kanalgebühren das Vielfache der der Bemessung
der Mietaufwandsteuer zugrunde gelegten Mietzinssumme ab 1. November
1947 mit 120/i2 für einen Monat bestimmt . Vom gleichen Tage an wurde
die Vergütung der Selbstkosten für die Behebung von Kanalverstopfungen
von S 2-75 auf S 4-— für die einmalige Grundgebühr und die Stundengebühr
festgesetzt . Bei Überstundenarbeit erhöht sich diese Gebühr von bisher S 3-60
auf S 5-—

Der Einheitssatz für die Kanaleinmündungsgebühr wurde mit Verordnung
der Wiener Landesregierung vom 4. März 1947 mit S 140-— bemessen. Seit
dem Jahre 1933 wurde der Einheitssatz in unveränderter Höhe von S 40-—
(Altschilling ), das sind S 26-67 im Werte von 1945 eingehoben.

BEDÜRFNISANSTALTEN.

Infolge der Kriegshandlungen waren von 97 Bedürfnisanstalten 14 voll¬
ständig zerstört und 69 beschädigt worden ; von den 154 Pissoiren waren
9 vollständig zerstört und 55 beschädigt . Bereits im Jahre 1945 wurden
25 Bedürfnisanstalten wieder instand gesetzt und 143 Pißorte waren wieder
benützbar . Im Jahre 1946 wurden die Schäden in 38 Bedürfnisanstalten und
2 Pissoiren behoben. Mit der Reparatur von weiteren 9 Pissoiren im
Jahre 1947 waren somit sämtliche 154 Pißorte wieder in Betrieb. Bei 2 total
zerstörten Bedürfnisorten wurden mit dem Aufbau begonnen . Insgesamt
waren Ende 1947 57 Bedürfnisanstalten im Betrieb . Die Betriebsführung der
gemeindeeigenen Bedürfnisanstalten wird von der Firma Beetz besorgt.

STÄDTISCHE GÄRTEN.
Die Stadt Wien besaß Ende 1947 in den 26 Wiener Bezirken insgesamt

862 öffentliche Gartenanlagen , die ein Flächenausmaß von 10,321.905 m2
hatten . Hinzu kommen noch 395 Grünanlagen in den städtischen Wohnhäusern
mit einem Flächenausmaß von 680.379 m2 und die zahlreichen zum Teil sehr
großen Gärten der Spitäler , Versorgungsanstalten und Schulen. Der Be¬
völkerung standen in den städtischen Gärten 6.002 Gartenbänke und 6.138
Sessel , die zusammen Sitzgelegenheiten für 42.150 Personen boten, zur
Verfügung . Im alten Stadtgebiet sind Straßenzüge in einer Gesamtlänge von
855 km mit 92.174 Alleebäumen bepflanzt.

Die für die Erhaltung der städtischen Grünanlagen benötigten Pflanzen
und Gehölze werden in eigenen Gärtnereien und Baumschulen der Stadt Wien
gezogen . Ende 1947 bestanden folgende Betriebe : Der städtische Reserve¬
garten im 2. Bezirk , die städtische Gärtnerei auf der Hohen Warte im
19. Bezirk und 7 kleinere Gärtnereien mit zusammen 143.142 m2 Fläche;
außerdem die große Baumschule in Albern mit 190.000 m2 Fläche und 4
kleinere Baumschulen mit zusammen 36.759 m2 Fläche . Die städtischen Reserve¬
gärten und Baumschulen wiesen im Jahre 1947 einen Bestand von 40.509
Glashaus -Dekorationspflanzen , 25.309 Stauden und 143.828 Gehölzen auf.
Dieser Pflanzen - und Gehölzbestand ist eine der Vorbedingungen , um den im
Kriege schwer mitgenommenen öffentlichen Gartenanlagen Wiens wieder ihr
früheres Aussehen zurückzugeben.
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DIE VERWÜSTUNGEN IM KRIEGE.

Die Verwüstungen in den öffentlichen Gartenanlagen hatten ein kaum
vorstellbares Ausmaß erreicht . Von den 517 städtischen Gärten im alten
Stadtgebiet waren im Kriege 307 mit einem Flächenausmaß von 3,057.621 nr
zerstört oder unbenützbar geworden . Aber noch bevor Bomben und Geschosse
ihre vernichtende Wirkung ausübten , wurden die Wiener Gärten durch Bunker,
Splittergräben , Löschwasserteiche , Baracken und Flaktürme entstellt und ver¬
unstaltet . Nicht weniger als 138 Kriegsschutzeinbauten , darunter 63 Splitter¬
gräben , 58 Löschwasserteiche und 15 Bunker wurden in die Wiener städti¬
schen Gartenanlagen verlegt , wobei schöne Anlagen wie der 35.000 m2 große
Arenbergpark gänzlich ausgerottet wurden . Die gärtnerische Betreuung der
Anlagen war in den Kriegsjahren infolge des Mangels an Arbeitskräften
unzulänglich . Rasch wachsende Pflanzen haben einen großen Teil der weniger
widerstandsfähigen Blütenträger zum Absterben gebracht , Rasenflächen
wurden von Unkraut überwuchert und boten das wenig erfreuliche Bild
einer versteppten Landschaft . Pflanzliche und tierische Schädlinge hatten sich
infolge des Mangels an Spritzmitteln ungeheuer vermehrt und gefährdeten
den Pflanzen - und Baumbestand nicht weniger als Bomben und Geschosse.
Durch Kriegseinwirkung selbst gingen rund 28.000 Sträucher , 2.000 Garten¬
bäume und 1.500 Alleebäume zugrunde und rund 10.000 Bäume wurden so
sehr beschädigt , daß sie zurückgeschnitten werden mußten . In dem großen
städtischen Reservegarten im 2. Bezirk wurden allein 28 Glashäuser und fast
alle Mistbeete zerstört . 8.000 m2 Glas zersplitterten , ein Reichtum an Palmen
und Dekorationspflanzen ging dabei zugrunde . Die städtische Baumschule
in Albern wurde durch 120 Bombeneinschläge förmlich umgeackert und
Bäume und Gehölze in großer Zahl verwüstet sowie Glashäuser und Mist¬
beete schwer beschädigt . Beschädigt wurde auch die städtische Gärtnerei
im 19. Bezirk. Außer den eigentlichen Betriebseinrichtungen haben auch
Büro- und Betriebsgebäude und die Aufenthaltsräume der Arbeiter in den
Gärten und Baumschulen schwere Schäden davongetragen . Das Stadtgarten¬
amt verlor sein Amtsgebäude mit allen Behelfen und Unterlagen . Das große
Materiallager im städtischen Reservegarten und die Gartengeräte in den
einzelnen Werkzeughütten waren vollkommen ausgeplündert worden . Die
technischen Einrichtungen in den Gärten , wie Einfriedungen , Wasserleitungen,
Kanalisationsanlagen , Brücken, Teiche, waren größtenteils zerstört oder be¬
schädigt worden . Rund 6.000 Gartenbänke gingen im Kriege zugrunde und
auch noch nachher haben egoistische Menschen die Bänke demoliert und
das Holz verheizt . Ein weit verbreiteter Vandalismus war überall in den
Gartenanlagen am Werke, sie noch weiter zu verwüsten . Eine große Zahl
von Bombentrichtern verhinderte die Benützung der Gartenanlagen . In vielen
Anlagen wurden in den Tagen des Kampfes um Wien die Toten beerdigt.
Es war in allem ein trostloser Anblick, den die städtischen Gärten Wiens
nach dem Kriege boten.

WIEDERGEWONNENES GARTENLAND.

Der Wiederinstandsetzung der städtischen Gartenanlagen standen zu¬
nächst große Hindernisse im Wege. Unmittelbar nach dem Kriege waren
im städtischen Gartenbetrieb nur halb so viele Arbeiter als in Friedenszeiten
beschäftigt . Es fehlten überdies Transportmittel und Baumaterial . In den
Jahren 1945 und 1946 wurden daher nur jene Gartenanlagen , die weniger
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beschädigt waren , soweit instand gesetzt , daß sie von der Bevölkerung
benützt werden konnten . In den Parks und Allee-Straßen wurden die zu¬
grunde gegangenen Bäume ausgegraben , die Wege freigemacht und Bomben¬
trichter zugeschüttet . Ende 1945 war wieder ein Drittel der Wiener städti¬
schen Gartenanlagen benützbar . Im Laufe des Jahres 1946 wurden die
Anstrengungen um die Wiener Gartenanlagen verstärkt . Bis zum Jahresende
wurden 92 Bombentrichter zugeschüttet , 54 Splittergräben beseitigt und
6 Löschwasserteiche entfernt . 778 zugrunde gegangene Bäume wurden aus-
gegraben , 530 Bäume und 4.700 Sträucher wurden neu gepflanzt und rund
135.000 m2 Rasenflächen hergerichtet . Von den 28 zerstörten Glashäusern
konnten 23 ganz oder teilweise instand gesetzt werden , wozu 3.500 m2 Glas
benötigt wurden . In großzügiger Weise wurden vom Jahre 1947 an die
Wiener öffentlichen Gärten betreut . Lür ihre Wiederinstandsetzung standen
nun auch mehr Geldmittel zur Verfügung , wogegen bisher , nach einem Rat
des Alliierten Baukomitees, die finanziellen Mittel für die den Besatzungs¬
mächten wichtiger erscheinenden Arbeiten verwendet werden sollten . Im
Jahre 1947 gab die Stadtverwaltung 3K Millionen Schilling für die Be¬
hebung der Kriegsschäden in den Wiener städtischen Gartenanlagen aus . ln
diesem Jahre wurden 92 total kriegsbeschädigte Gartenanlagen mit einem
Gesamtflächenausmaß von rund 300.000 m2 hergestellt . Darunter befinden
sich die folgenden größeren Gartenanlagen.

1. Bezirk:

2. Bezirk:
3. Bezirk:

4. Bezirk:
5. Bezirk:
6. Bezirk:
8. Bezirk:
9. Bezirk:

11. Bezirk:
13. Bezirk:
15. Bezirk:
16. Bezirk:
17. Bezirk:
18. Bezirk:
19. Bezirk:

Rudolfsplatz , Anzengruberpark , Rathauspark , II . Teil , Schmer¬
lingplatz.
Wettsteinpark.
Modenapark , Kinderpark , Schweizergarten zum Teil, Kardinal i
Nagl -Platz bis zur Besämung.
Rubenspark , Karlsplatz , Phoruspark.
St. Johann -Park , größtenteils.
Lranz Schwarz -Park.
Hamerlingpark , Schönbornpark.
Arne Carlson -Park (Ecke Spitalgasse und Währinger Straße ),
Schlickplatz , I. Teil, Votivpark bis zur Besämung.
Enkplatz , Herderpark.
Hügelpark.
Märzpark , Reithofferplatz.
Richard Wagner -Platz.
Kongreßpark , größtenteils.
Schubertpark , Währinger Park.
Strauß -Lanner -Park , Saarpark.

Außerdem wurden eine größere Zahl von nur teilweise beschädigten
Gartenanlagen in allen Wiener Gemeindebezirken instand gesetzt , 2 Stiegen¬
anlagen und 6 Parkeinfriedungen in städtischen Gärten wurden wieder¬
hergestellt . Aus den Gartenanlagen wurde der größte Teil der restlichen
Splittergräben und 17 Löschwasserteiche entfernt . Aus Beton hergestellt,
mußten sie mittels Kompressoren abgebrochen werden . In den städtischen
Wohnhäusern wurden 39 Grünanlagen mit einer Gesamtfläche von rund
57.000 m2 wiederhergestellt . Rund 1.000 Alleebäume wurden in den Straßen
Wiens gepflanzt , nachdem vorher die Wurzelstöcke der abgestorbenen Bäume
ausgegraben worden waren.
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Im Prater , wo die Verwüstungen besonders groß waren , sind gleichfalls
die ärgsten Schäden größtenteils behoben. Hier waren gegen 2.000 Bäume
bei den Kampfhandlungen zugrunde gegangen . Die Baumschule im Prater
wurde instand gesetzt , Splittergräben entfernt und viele hunderte Bomben¬
trichter eingeebnet . Die Wege sind wieder gangbar und große Flächen wurden
neu bepflanzt . Das Gebiet zwischen dem Volksprater und dem Konstantinhügel
wurde gärtnerisch wieder vollkommen hergestellt , die Rasenflächen neu besät
und Gehölze und Pflanzen gesetzt . Im Prater wurden in diesem Jahre
553 Wurzelstöcke ausgerodet und mehrere hunderte abgestorbene Bäume
entfernt . An ihre Stelle wurden 1.225 Bäume neu gepflanzt . Die kahlen
Flächen der Praterwiesen prangen nun wieder in Grün . Von der Jesuiten¬
wiese ist der größte Teil wieder instand gesetzt worden.

Unter den Instandsetzungsarbeiten in den städtischen Gärtnereien ist die
Fertigstellung von 8 Glashäusern und eines Heizhauses hervorzuheben . In
den Glashäusern und Mistbeeten wurden dabei rund 2.400 m2 Glas ein¬
geschnitten . 7 Gärtner -Unterkunfts - und Depoträume sind in diesem Jahre
fertig geworden.

Der intensiven Arbeit ist es gelungen , den meisten Wiener öffentlichen
Gärten wieder ein würdiges Aussehen zu geben. Noch bleibt manches zu
tun übrig . Aber auch in den übrigen Anlagen gehen die Bemühungen weiter,
die letzten Spuren des Krieges auszutilgen.

DIE STÄDTISCHEN GÄRTEN IM KAMPF GEGEN DEN HUNGER.
In einem Aufruf vom 1. März 1946 forderte der Bürgermeister der

Stadt Wien die Bevölkerung auf, alle brach liegenden Grundflächen zu be¬
bauen und so mitzuhelfen , den Hunger zu überwinden . Auch der städtische
Gartenbetrieb hat sich dieser Aktion angeschlossen.

Überdies hat die Gemeindeverwaltung in städtischen Gärten Gemüse an¬
gebaut und große Flächen der Erntelandaktion zur Verfügung gestellt . Im
Jahre 1945 hat sie 180.000 m2 und im Jahre 1946 300.000m 2 Bodenfläche
für den Gemüsebau bereitgestellt . Im Jahre 1945 wurden darauf 60.000 kg,
im Jahre 1946 145.000 kg und im Jahre 1947 112.000 kg Gemüse geerntet,
das den Wohlfahrtsanstalten abgeliefert wurde . Für die Erntelandaktion
wurden zur Verteilung durch das Kleingartenamt 300.000 m2 Gartenfläche
abgegeben . Um die Arbeit der Kleingärtner und Teilnehmet an der Ernte¬
landaktion zu fördern , haben die städtischen Gärtnereien Gemüsepflänzchen
gezogen und im Jahre 1945 2 Millionen, 1946 35 Millionen und 1947
5 Millionen Stück Gemüsepflanzen zur Verteilung an Kleingärtner und
Ernteländler bereitgestellt . Im Interesse der Kleingärtner wie auch aller
Gartenbesitzer sind auch die Vorkehrungen , die das Stadtgartenamt zur
Schädlingsbekämpfung in allen Privatgärten , besonders den Klein- und
Siedlergärten trifft , worüber Näheres das Kapitel „Schädlingsbekämpfung im
Obst - und Gartenbau “ S. 431 f, enthält.

STÄDTISCHE FRIEDHÖFE.
ORGANISATION.

Die Friedhöfe der Stadt Wien sind öffentliche Sanitätsanstalten nach den
Bestimmungen des Gesetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr . 68, betreffend
die Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes . Die Stadt Wien verwaltet
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insgesamt 100 Friedhöfe , darunter 14 durch eigene Organe . Die übrigen
Friedhöfe betreuen Totengräber , mit denen die Gemeinde Verträge abge¬
schlossen hat . Im Eigenbetrieb stehen der Zentralfriedhof und der Urnen¬
hain der Feuerhalle , der Hauptfriedhof in Stammersdorf sowie die Friedhöfe
Meidling , Südwest , Hietzing , Baumgarten , Ottakring , Hernals , Grinzing,
Inzersdorf , Liesing , Perchtoldsdorf und Mödling.

Für die Friedhöfe im alten Stadtgebiet besteht eine einheitliche Begräbnis-
und Gräberordnung und ein einheitlicher Gebührentarif . Die Feststellung
und Verrechnung der Friedhofsgebühren erfolgt ab Juli 1945 im Gebühren¬
bemessungsamt für die Friedhöfe der Bezirke 1 bis 20 und 26 sowie in
5 Betriebsstellen für die Friedhöfe der übrigen Bezirke. Die Betriebsstellen
im alten Stadtgebiet wurden aufgelassen . Die Gebühren wurden mit Beschluß
des Gemeinderates vom 24. April 1947 auf die bis 1938 gültigen Schilling¬
beträge zurückgeführt . Mit dem gleichen Beschluß wurden die Gebühren
für die Friedhöfe Ober -St. Veit und Neustift am Walde sowie für den
Zentralfriedhof in einer Reihe von Gruppen in besonderer Lage erhöht . Die
bisher der Genehmigung durch den Gemeinderat unterliegenden Arbeits¬
gebühren werden in Hinkunft von der Stadtbauamtsdirektion festgesetzt.

Bei der Vergebung der Gräber war in den letzten Jahren ein Abgehen
von den billigen zu den teuren Grabtypen feststellbar . F.s wurden auch mehr
Gräber auf Friedhofsdauer verlangt . Es war dies ein Ausdruck der zeit¬
weise hohen Geldflüssigkeit und der beschränkten Möglichkeit , Geld auf
andere Weise umzusetzen . Die zahlreichen Erwerbungen von Gräbern auf
Friedhofsdauer wirken sich in einem Rückgang frei verfügbarer Gräber aus,
so daß ein Großteil der Stadtfriedhöfe bereits den Fassungsraum erschöpft
hat . Die Friedhofsverwaltungen sehen sich daher vor die Notwendigkeit
gestellt , die Friedhöfe zu erweitern , wenn nicht eines Tages die Beerdigung
der Leichen mangels Grabstellen unmöglich werden soll . In einem gewissen
Ausmaß wird auch die Regulierung der Grabgebühren sowie die Währungs¬
reform auf die Nachfrage nach Gräbern einwirken.

In 7 städtischen Friedhöfen bestehen eigene städtische Gärtnereien , die
die Gräberausschmückung besorgen . Im Zentralfriedhof ist als Teilbetrieb die
Steinmetzwerkstätte eingegliedert , die die Grabsteine von den heimgefallenen
Gräbern entfernt , überarbeitet und verkauft.

ZERSTÖRTE GRÄBER , UNBEERDIGTE LEICHEN.

Der totale Krieg hat selbst die Toten in ihrer letzten Ruhestätte keine
Ruhe finden lassen . Im Kriege waren auch die Friedhöfe nicht mehr Stätten
des Friedens . Bomben und Geschosse haben die Gräber aufgerissen , die
Grabsteine zerbrochen und die Bestattung der Toten erschwert , wenn nicht
gar zeitweilig unmöglich gemacht . Die meisten Wiener Friedhöfe haben im
Kriege schwere Schäden davongetragen . Allein auf dem Zentralfriedhof sind
536 Sprengbomben gefallen , durch die rund 12.000 Gräber , die Aufbahrungs¬
hallen , die Lueger -Kirche und sämtliche Friedhofsgebäude zerstört oder
beschädigt wurden . Die Beschädigung der Aufbahrungshallen auf dem Zen¬
tralfriedhof gestattete nicht, die Toten aufzubahren . Die Leichen wurden
vom Sterbeort unmittelbar in das Grab gebracht und den Angehörigen stand
es frei , am offenen Grab Trauerfeiern und Einsegnungszeremonien abzu¬
halten . Das Krematorium und der Urnenhain erlitten gleichfalls Schäden
im großen Umfang . Auf dem Meidlinger Friedhof wurden nicht weniger als
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80 Bombentrichter gezählt . So boten überall die Friedhöfe das Bild trost¬
loser Verheerung und die Friedhofsverwaltungen hatten große Mühe, die
alte Ordnung wiederherzustellen.

Dabei war es immer schwieriger geworden , die Toten zu beerdigen . In
den letzten Monaten des Krieges haben die Friedhofsbediensteten oft unter
Flakbeschuß und Bombenabwurf ihre Arbeit verrichtet . Je mehr sich das
Kampfgeschehen dem Stadtgebiet näherte , um so gefahrvoller wurde die Be¬
stattung der sich immer mehr anhäufenden Toten . Aber selbst dann , als der
Zentralfriedhof bereits unter Artilleriefeuer lag , haben die Friedhofs¬
bediensteten noch immer ihre Pflicht erfüllt und Tote beerdigt . Nach dem
Ende der Kampfhandlungen , als keine ausländischen Arbeiter mehr verfügbar
waren , erhöhten sich die Schwierigkeiten der Friedhofsverwaltung ins Un¬
gemessene . Die Sterblichkeit in Wien hatte ein bis dahin nicht gekanntes
Ausmaß erreicht und war im Jahre 1945 mehr als doppelt so hoch als in
den Jahren vorher . In Häusern , Spitälern und Leichenkammern häuften sich
die unbestatteten Leichen, aber es fehlte an Transportmitteln , sie auf die
Friedhöfe zu bringen . War es dann gelungen , einige Wagen bereitzustellen,
dann wurden die Leichen in großer Zahl auf einmal, zumeist unversargt auf
die Friedhöfe gebracht . Die wenigen verbliebenen Arbeitskräfte konnten
dann trotz größter Anstrengungen die zunehmende Zahl von Beerdigungen
nicht mehr bewältigen . So konnte nicht verhindert werden, daß zeitweise bis
zu 5.500 Leichen auf den Wiener Friedhöfen unbeerdigt waren , darunter
auf dem Zentralfriedhof allein 4.000. Beeinträchtigt wurde die Arbeit der
Friedhofsbediensteten auch dadurch , daß sie mangels an Verkehrsmitteln oft
stundenlange Wege zu Fuß zurücklegen mußten , um die Friedhöfe am Stadt¬
rand zu erreichen , wobei sie nicht selten von Militärpatrouillen aufgehalten
und zu Auf- und Ausräumungsarbeiten herangezogen wurden . Lfm die Zahl
der offenen Gräber nicht weiter anwachsen zu lassen und die Gefahr von
Seuchen nicht heraufzubeschwören , wurde die Beerdigüngsleitung auf dem
Zentralfriedhof im Sommer 1945 angewiesen , an Stelle von eigenen Gräbern
nur mehr Reihengräber und Schachtgräber anzulegen . Weiter hieß es in
dieser Weisung : „Jene Parteien , welche auf eine Durchführung in eigenen
Gräbern bestehen, müssen ohne Rücksicht auf Rang und Stand das Grab
selbst ausschaufeln oder ausschaufeln lassen .“ Aus einem Lagebericht der
Friedhofsverwaltung aus dieser Zeit geht hervor , daß 3.400 Gräber offen
waren und aus Mangel an Arbeitskräften nicht zugeschüttet werden konnten.
Ein wenig besser wurde es, als die britische Besatzungsmacht im August
1945 eine Baggermaschine zum Ausheben von Schachtgräbern und eine
Planierraupe zum Schließen der Gräber beistellte . Im Rahmen der allgemeinen
Arbeitsverpflichtung , die für September und Oktober angeordnet worden war,
hätten die Friedhöfe Arbeitskräfte erhalten sollen ; dazu kam es aber nicht,
weswegen die Arbeiter und Angestellten der Friedhöfe verpflichtet wurden,
außerhalb der normalen Arbeitszeit Gräber zuzuschütten . Auf diese Weise
gelang es, die Zahl der noch offenen Gräber auf dem Zentralfriedhof bis
Ende September 1945 auf 900 herabzudrücken . In den folgenden Monaten
wurden auch die letzten Gräber geschlossen . Die Aufbahrung der Toten
wurde überall in den Friedhöfen wieder möglich und die Bestattung erfolgt
seither wieder in der alten pietätvollen Weise.

Die Gesamtzahl der auf den städtischen Friedhöfen und Urnenhainen
beerdigten Leichen in den Jahren 1945 und 1946 geht aus der folgenden
statistischen Aufstellung hervor:
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,194s 1) 1946 1947
Leichen Urnen Leichen Urnen Leichen Urnen

Zentralfriedhof.
Vorortefriedhöfe im alten

. 20.765 42 16.360 226 11.577 270

Stadtgebiet .
Friedhöfe in den Rand-

. 20.485 202 12.054 692 10 . 121 944

gebieten. . 4.725 23 3.645 63 2.593 111
Urnenhain der Feuerhalle — 375 — 1.420 — 1.597
Beerdigungen zusammen . 45.975 642 32.059 2.401 24.291 2,922

*) Die im Jahre 1945 provisorisch beerdigten Leichen sind in den Zahlen des Jahres 1946
ausgewiesen.

ZENTRALFRIEDHOF.
Rund die Hälfte aller Leichen in Wien wird auf dem Zentralfriedhof

bestattet . Unter Einschluß der israelitischen und evangelischen Abteilungen
sowie des Urnenhaines befinden sich auf dem Zentralfriedhof nahezu
460.000 Grabstellen , in denen annähernd 1'2 Millionen Leichen bestattet
sind . Für die Bestattungen stehen gemeinsame Gräber (Schachtgräber ), Ein¬
zelgräber für 2 Personen , Reihengräber für eine Person , Eigen - und
Familiengräber sowie Grüfte und Kolumbarien zur Verfügung . Eine eigene
Ehrengräberanlage ist den berühmten Persönlichkeiten gewidmet . Sie wird
von der Stadt Wien dauernd erhalten und ausgeschmückt . Die Toten des
ersten Weltkrieges sind in einer großen Anlage von Kriegergräbern ver¬
einigt , in der 16.869 Tote beerdigt sind . Für die Toten des zweiten Welt¬
krieges wurde in der Gruppe 97 eine Gräberstätte angelegt , in der
6.144 Wehrmachtsangehörige ihre letzte Ruhestätte gefunden haben. Sie wurde
im fahre 1947 gärtnerisch neu gestaltet . In der Gruppe 88 sind die während
des zweiten Weltkrieges in Wien Gestorbenen der alliierten Mächte beerdigt.
Die Gemeinde Wien »betreut auch diese Gräber . Die hier beerdigten 201 Lei¬
chen amerikanischer Flieger hat das amerikanische Hauptquartier exhumiert
und in die Heimat überführt . Über Befehl des Oberkommandierenden der
Sowjetarmee in Österreich wurde im Jahre 1945 mit der Errichtung einer
russischen Kriegergrabstätte begonnen , wofür die Gemeinde Wien in der
Grupp« 44 das Gelände zur Verfügung stellte und die Anlage in würdiger
Weise ausgestaltete . Die Vollendung der Anlage , in der 2.200 Sowjetsoldaten
begraben liegen , wurde im August 1946 in feierlicher Weise begangen.

In dem Maße als wieder mehr Arbeitskräfte zur Verfügung standen,
konnte auch an die Behebung der Kriegsschäden gedacht werden . Vorerst
waren es die Friedhofsbediensteten selber, die Hand anlegten . Sie schütteten
die Bombentrichter auf den am meisten begangenen Wegen zu, erneuerten
die an vielen Stellen zerstörte Friedhofsmauer und setzten die Dächer und
Fenster der Verwaltungsgebäude und der Feuerhalle notdürftig in Stand.
Der Mangel an Baumaterialien hinderte zunächst größere bauliche Her¬
stellungen . Die Holzeinfriedungen und Drahtgitterzäune in einer Länge von
2.300 m, die im Gebiete des zu erweiternden Friedhofsteiles abhanden kamen,
konnten in den ersten zw'ei Jahren nach dem Kriege noch nicht ersetzt
werden , wodurch Diebstähle und Plünderungen erleichtert wurden . Vom
Jahre 1947 an wurden die Arbeiten zur Behebung der Schäden verstärkt.
Von der Friedhofsmauer wurden 1.800 m2 instand gesetzt und die Einfriedung
völlig wiederhergestellt . Von den durch Bomben getroffenen Friedhofsstraßen
wurde die Straßendecke in einem Ausmaß von 4.000 m2 erneuert und schad-
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hafte Straßen im Ausmaß von 7.000 m2 erhielten einen Oberflächenüberzug,
über 200 Bombentrichter wurden eingeebnet . 4.000 Grabdenkmäler wurden
abgeräumt und deponiert und 4.500 zerstörte Grabhügel wiederhergestellt.
Die Ehrengräber der Gruppe 14 und 32 wurden instand gesetzt und gärt¬
nerisch neu gestaltet . An baulichen Instandsetzungsarbeiten seien angeführt:
Wiederherstellung des durch Bombentreffer zerstörten Gebäudeteiles der
linken Arkaden sowie der rechten Kolumbarien bis zur Tiefgeschoßdecke,
Isolieranstrich der Betonkuppel der Lueger -Kirche , Instandsetzung des zer¬
störten Obelisken beim II . Tor , Instandsetzung von 2.000 m2 des Blech¬
daches sowie Ausmalung und Verglasung der Aufbahrungshalle II , Wieder¬
aufbau von 4 Wohnungen in den Verwaltungsgebäuden.

Auch die Arbeiten um die Sicherheit des Friedhofgeländes wurden fort¬
gesetzt . Noch immer lagen auf dem Zentralfriedhof Bomben- und Granaten¬
blindgänger herum . Im Jahre 1947 wurden 2 Fliegerbomben im Gewicht
von 500 und 250 kg, 28 Granatenblindgänger sowie 70 Brandbomben durch
den Entminungsdienst unschädlich gemacht und weggeführt . Ein Friedhofs¬
besucher wurde durch einen explodierenden Blindgänger am 23. Dezember
5947 getötet.

VORORTEFRIEDHÖFE.

Wie der Zentralfriedhof , so haben auch die meisten anderen Friedhöfe
bald größere , bald kleinere Schäden im Kriege erlitten und auch hier ist die
städtische Friedhofsverwaltung am Werke, den alten Zustand wiederherzu¬
stellen. Zunächst wurden überall die Bombentrichter zugeschüttet , die Wege
wieder gangbar gemacht , herumliegende Grabsteine und Schutt weggeräumt
und Bauarbeiten in kleinerem Umfang ausgeführt . Später ging man dazu
über, auch die schwereren Schäden zu beheben. In den Jahren 1946 und 1947
ist viel für die Instandsetzung und Verschönerung der Friedhöfe getan
worden . In der folgenden Aufzählung werden nur die größeren Arbeiten
erwähnt.

Simmeringer Friedhof:  Instandsetzung der Leichenhalle, der Beisetzungs¬
kammer , des Wohnhauses und der Klosettanlage , Neuaufbau der zer¬
störten Teile der Einfriedungsmauer und Ergänzung der beschädigten
Planke , Anfertigung von 2 Stegen über Wassergräben , Reparatur der
schmiedeeisernen Tore , Dachreparatur.

Kaiser -Ebersdorf er Friedhof:  Dachreparatur , Herstellung einer elektrischen
Leitung von der Schule Kaiser -Ebersdorf zum Verwaltungsgebäude , Aus¬
besserung der Einfriedungsmauer , Instandsetzung der Klosettanlage.

Meidlinger Friedhof:  Herstellung einer provisorischen Telephonleitung , Dach¬
reparatur am Verwaltungsgebäude und an der Leichenkammer , Instand¬
setzungsarbeiten in der Kanzlei , im Arbeiteraufenthaltsraum , in der Auf¬
bahrungshalle , Verglasungen sämtlicher Hallen und der Betriebsgebäude
in der Gärtnerei.

Siidwestfriedhof:  Instandsetzung des Eingangstores , Dachreparatur der Auf¬
bahrungshalle und Herstellung eines 220 m2 großen Preßkiesdaches.

FUetzinger Friedhof:  Dachherstellung des Wohngebäudes , Instandsetzung der
Kanzlei , Kapelle und Klosettanlagen , Pflasterung des Einganges beim
Haupttor mit Kleinsteinpflaster , Aufbahrungshalle im Wiederaufbau.

Lainzer Friedhof:  Erneuerung der Fundamente der Aufbahrungshalle , In¬
standsetzung und Ausmalung der Halle sowie der Nebenräume.

Ober-St . Veit er Friedhof:  Erweiterung des Friedhofes.
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Baumgartner Friedhof:  Dachreparatur.
Friedhof in Hadersdorf-Weidlingau:  Instandsetzung der Beisetzungskammer

und des Wohnhauses.
Ottakringer Friedhof:  Erneuerung des Tores im Beisetzungsraum, Erweite¬

rung und Neueinzäunung der Gärtnerei und Neuverglasung des Glas¬
hauses.

Hernalser Friedhof:  Dachreparatur der Leichenhalle und des Verwaltungs¬
gebäudes, Instandsetzung der Aufbahrungshalle, Wiederherstellung des
teilweise beschädigten Einfriedungszaunesund des Glashauses.

Dornbacher Friedhof:  Dachreparatur der Leichenhalle, Abmontierung der
alten Eisenhalle und Betonierung des Fundamentes in der neuen Halle,
Maurer- und Glaserarbeiten in der Vorhalle.

Gersthofer Friedhof:  Dachreparatur , Erneuerung der Einfriedung in einer
Länge von 110m. Instandsetzung der Halle.

Israelitischer Friedhof in Währing:  Dachreparatur.
Neustifter Friedhof:  Dachreparatur , Erdarbeiten und Straßenbau.
Döblinger Friedhof:  Vergrößerung der Leichenhalle, Dachreparatur des Ver¬

waltungsgebäudes und der Leichenhalle, Instandsetzung der Tore und
Gitter.

Heiligenstädter Friedhof:  Dachreparatur des Verwaltungsgebäudes.
Grinzinger Friedhof:  Dachreparatur , Maurerarbeiten und Malerarbeiten in

der Kanzlei und Halle.
Sieveringer Friedhof:  Erneuerung von 30m Steinmauer, Dachreparatur, In¬

standsetzung des Eingangstores.
Bisamberger Friedhof:  Instandsetzung der Wasserleitung, Planierungsarbeiten.
Jedleseer Friedhof:  Anlage eines 50m langen Kanales und einer 80m langen

Wasserleitung, Erneuerung der Einfriedung, Dachreparatur der Auf¬
bahrungshalle und des Wohngebäudes.

Groß-Jedlersdorfer Friedhof:  Wiederaufbau der Aufbahrungshalle und des
Wohnhauses, Ergänzung der Einfriedung, Planierungsarbeiten.

Kagraner Friedhof:  Dachreparatur der Aufbahrungshalle und der Bei¬
setzungskammer, Instandsetzungsarbeiten.

Stammersdorf er Hauptfriedhof:  Dachreparatur , Instandsetzung der Wege,
Instandsetzung der Wasser- und Lichtanlage.

Stammersdorfer Ortsfriedhof:  Ausbesserung der Einfriedung.
Strebersdorfer Friedhof:  Ausbesserung der Einfriedung.
Asperner Friedhof:  Dachreparatur und andere Instandsetzungsarbeiten der

Aufbahrungshalle, Spenglerarbeiten an der Zeremonienhalle, Instandsetzung
der Einfriedungsmauer und des Einfriedungsgitters sowie des Wohn¬
gebäudes und der Klosettanlage.

Alter Asperner Friedhof:  Instandsetzung der Einfriedungsmauer und des
Einfriedungsgitters, Maurerarbeiten.

Friedhof in Breitenlee:  Einfriedung des erweiterten Teiles des Friedhofes.
Instandsetzungsarbeiten am Tor und in der Aufbahrungshalle.

Fflänger Friedhof:  Planierungsarbeiten.
Hirschstettener Friedhof:  Instandsetzung des Dachstuhles und des Tores der

Aufbahrungshalle, Dachreparatur und Instandsetzung des Wohngebäudes,
Herstellungsarbeiten an der elektrischen Leitung.

Friedhof Groß-Enzersdorf:  Ergänzung der Einfriedung.
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Friedhof Franzensdorf:  Ergänzung der Einfriedung.
Friedhof Seyring:  Instandsetzung der Totenkammer und des Friedhoftores,

Glaserarbeiten.
Friedhof Sußenbrunn:  Ergänzung der Einfriedung , Instandsetzungsarbeiten.
Stadlauer Friedhof:  Dachreparatur und Instandsetzung der Aufbahrungs¬

halle, der Beisetzungskammer und des Dienstraumes . Ergänzung der
Einfriedung , Planierungsarbeiten.

Friedhof Gramatneusiedt:  Dachstuhl - und Dachreparatur der Beisetzungs¬
kammer und Erneuerung der Außenmauer , Erneuerung der Einfriedungs¬
mauer.

Himberger Friedhof:  Anlegung einer Begräbnisstätte für russische Soldaten.
Instandsetzung des Daches der Atjdbahrungshalle , des Wohnhauses , der
Klosettanlage und Waschküche. Neuanlage eines Kanales vom 22 m Länge
und einer Senkgrube.

Friedhof Moosbrunn:  Instandsetzung der Kapelle, des Aufbahrungsgebäudes,
der Torpfeiler sowie der Einfriedungsmauer.

Friedhof Pellendorf:  Dachreparatur des Beisetzungsgebäudes und der Kapelle.
Friedhof Zwölfaxing:  Dachreparatur der Aufbahrungshalle , Erneuerung der

Einfriedungsmauer , Wiederaufbau der Werkzeugkammer.
Friedhof Achau:  Instandsetzung des Dachstuhles und des Daches und der

Einfriedungsmauer.
Friedhof Maria -Enzersdorf:  Herstellung eines Holzzaunes.
Friedhof Guntramsdorf:  Instandsetzung der Torpfeiler , Einfriedung des er¬

weiterten Teiles des Friedhofes.
Friedhof Mödling:  Abtragung eines baufälligen Gerätegebäudes . Instand¬

setzung der Torpfeiler.
Friedhof Münchendorf:  Dachstuhl - und Dachreparatur der Beisetzungs¬kammer.
Friedhof Wiener Neudorf:  Dachreparatur und Instandsetzung der stark be¬

schädigten Aufbahrungshalle , der Wohnung und des Geräteraumes , Aus¬
besserung der Einfriedungsmauer.

Friedhof Erlaa:  Dachreparatur und Instandsetzung der Aufbahrungshalle
und der Friedhofskapelle . Installationen von elektrischem Licht im Auf¬
bahrungsraum und dessen Nebenräumen . Ausbesserung der Einfriedungs¬
mauer . Instandsetzung des Beisetzungsraumes und der Klosette.

Friedhof Siebenhirten:  Instandsetzung und gleichzeitige Vergrößerung der
Aufbahrungshalle , Anlage einer elektrischen Installation , Erneuerung des
Hallentores , Bau einer Klosettanlage , eines Geräteschuppens und einer
Senkgrube.

Friedhof Inzersdorf:  Dachreparatur der Aufbahrungshalle , des Wohnhauses,
der Beisetzungskammer und der Kapelle, Instandsetzung der Torpfeiler.

Friedhof Kalksburg:  Instandsetzung der Totenkammer und eines Großteiles
der Einfriedungsmauer.

Friedhof Klosterneuburg:  Erweiterung des Friedhofes und Abzäunung , In¬
standsetzung der Totenkammer.

Außer diesen Arbeiten auf den Friedhöfen werden auch in den Bezirks¬
leichenkammern eine Reihe von Instandsetzungen verzeichnet . In den Leichen¬
kammern Dresdner Straße und Gudrunstraße wurden die Dächer repariert
sowie Glaserarbeiten ausgeführt.
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FEUERHALLE UND URNENHAINE.

Wegen Brennstoffmangels wurde die Feuerhalle Ende Februar 1945 ge¬
sperrt . Länger als ein Jahr war eine Verbrennung von Leithen nicht durch¬
führbar . Erst am 26. April 1946 konnte der Betrieb der Feuerhalle wieder
aufgenommen werden . Die Beschaffung des für die Leichenverbrennung er¬
forderlichen Brennstoffes war aber auch weiterhin sehr schwierig . In der
Feuerhalle wurde eine Reihe von Instandsetzungsarbeiten ausgeführt . Unter
anderem wurde ein neuer Kokseinwurf für den Fassungsraum von 30 Tonnen
hergestellt und die Kühlanlage des Beisetzungsraumes instand gesetzt.
400 Mauernischen auf dem Urnenhain wurden ausgemauert und der Urnen¬
hain selbst um die neuangelegte Abteilung VII erweitert.

Im Jahre 1945 wurden im Jänner und Februar 776 Leichen eingeäschert;
von der Wiederaufnahme des Betriebes der Feuerhalle bis zum Ende des
Jahres 1946 wurden 2.242 Leichen und im Jahre 1947 2.617 Leichen einge¬
äschert . Die geringe Zahl der Einäscherungen nach dem Kriege ist teilweise
auch auf den Mangel von Aschenkapseln zurückzuführen . Die Aschenkapseln
werden sowohl in Gräbern als auch auf Urnenhainen bestattet . Derzeit be¬
stehen Urnenhaine in 5 Friedhöfen des alten Stadtgebietes und in 5 Fried¬
höfen der Randgebiete.

DIE STÄDTISCHEN FRIEDHOFSGÄRTNEREIEN.

In den eigenen Gärtnereien der städtischen Friedhöfe werden alle Arbeiten
zur Ausschmückung der Gräber übernommen. Es bestehen Gärtnereien auf
dem Zentralfriedhof , im Urnenhain der Feuerhalle , auf dem Meidlinger,
Hietzinger , Ottakringer , Hernalser und Grinzinger Friedhof . Auch die
städtischen Friedhofsgärtnereien haben im Kriege sehr gelitten . Die Glas¬
häuser vieler Betriebe sind zugrunde gegangen . Auf dem Zentralfriedhof
verlor die städtische Gärtnerei sämliiche Werkzeuge und Maschinen . Die
Zerstörungen auf den Friedhöfen haben die Arbeiten sehr erschwert . Un¬
mittelbar nach dem Kriege gab es auf dem Zentralfriedhof infolge Zer¬
störung der Leitungen kein Wasser . Täglich mußten dort mit Ochsen¬
wagen 5.000 Liter Wasser aus Kaiser -Ebersdorf zugeführt werden.

Es ist gelungen , die meisten Schäden in den Friedhofsgärtnereien wieder
aufzuholen . Allein im Jahre 1947 wurden in der Friedhofsgärtnerei des
Zentralfriedhofes 900 Mistbeetfenster und 250 m Heizrohre in den Glas¬
häusern wiederhergestellt und 350 Pflanzenkübel angefertigt . Umfangreiche
gärtnerische Arbeiten sind dort ausgeführt worden , wie die bereits erwähnte
gärtnerische Ausgestaltung der Ehrengräber , der Gräberanlage für die Opfer
des zweiten Weltkrieges und für die Angehörigen der Roten Armee. 3.000 m
Hecken, eine große Zahl von Bäumen wurde beschnitten , sowie die Grün¬
flächen vor der Lueger -Kirche erneuert . Von den städtischen Friedhofs¬
gärtnereien wurden im Jahre 1947 für 14.834 Aufbahrungen die Pflanzen¬
dekorationen beigestellt . Auf dem Urnenhain der Feuerhalle wurden rund
4.000 m Thujenhecken geschnitten.

STÄDTISCHE STEINMETZWERKSTÄTTE.

Der Betrieb der Steinmetzwerkstätte konnte infolge der Kriegsschäden
erst im August 1945 wieder aufgenommen werden . Im Jahre 1947 haben
Stromeinschränkungen in den ersten 3 Monaten nur einen beschränkten
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Betrieb in der Steinmetzwerkstätte ermöglicht . Durch bessere Ausnützung der
Betriebseinrichtungen ist aber trotzdem ein gutes Leistungsergebnis erzielt
worden, ln diesem Jahre wurden 700 Grabsteine abgetragen , 200 bomben¬
beschädigte Steine instand gesetzt , 400 Steine umgearbeitet , 120 Steine aus¬
gebessert und eine große Zahl von Arbeiten an steinernen Einfassungen,
Grabdeckeln , Gruftbelägen und Metallkreuzen ausgeführt.

EHRENGRÄBER , WIDMUNGEN UND ÜBERNAHME VON GRÄBERN
DURCH DIE STADT WIEN.

Die Stadt Wien hat für die Opfer des Nationalsozialismus eine eigene
Grabstätte geschaffen. Die Arbeiten für ein würdiges Grabdenkmal an dieser
Stätte sind im Gang . Außerdem wurden Ehrengräber für die folgenden
Persönlichkeiten gewidmet:

Werfel Franz , Dichter,
Cizek Franz , Prof ., Leiter der Jugendkunstklassen an der Hochschule für

angewandte Kunst,
Speiser Paul , Vizebürgermeister,
Marcus Siegfried , Ing ., Erfinder des Benzinmotors,
Widholz Laurenz , Nationalrat (Ehrennische im Krematorium ).
Die Stadt Wien hat folgenden Persönlichkeiten Gräber in bevorzugter

Lage zuerkannt:
Nowy Franz , Gründer des Vereines der Kräutersammler ; Schneeweiß

Martin , Rennfahrer ; Ree Luis und Susanne , Pianisten ; Kürnberger Ferdi¬
nand , Dr ., Schriftsteller ; Berg Alban , Komponist ; Reichel, Dr ., Hofrat , Maler;
Danilowats Josef , akadem. Maler ; Brunner Ferdinand , Prof ., akad . Maler;
Waldow Charlotte , Schauspielerin ; Hofner Otto , Prof ., Bildhauer ; Unger
Arthur , Prof .; Scholz Johannes , Prof ., Komponist ; Probst Erich , akad.
Maler ; Französische Opfer des Nationalsozialismus ; Zwerenz Mitzi , Schau¬
spielerin ; Granichstaedten Bruno , Komponist ; Karger Karl , akad . Maler.

Die Gräber der folgenden Persönlichkeiten hat die Gemeinde Wien in ihre
Obhut übernommen:

Hruschka , Ing ., Fachmann auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens ; Krastel
Fritz , Burgschauspieler ; Hartmann Ludo, Universitätsprofessor , Begründer
der Volkshochschule Ottakring ; Decsey Ernst , Musikschriftsteller ; Kraus
Karl , Schriftsteller ; Adler Viktor, Reichsratsabgeordneter und Schriftsteller;
Pernerstorfer Engelbert , Reichsratsabgeordneter und Schriftsteller ; Hesch
Wilhelm ; Weinwurm Rudolf, Komponist ; Hörmann Theodor , Maler ; Jeru¬
salem Wilhelm, Dr ., Universitätsprofessor ; Maresch Rudolf , Dr ., Universitäts¬
professor ; Lecher Ernst , Dr ., Universitätsprofessor ; Löffler Alexander , Dr .,
Universitätsprofessor ; Gabilion Helene, Schauspielerin ; Bischof Marianne,
Sängerin ; Uhl Leopold, Volkssänger ; Paintl Paul , Bildhauer ; Winter Max,
Vizebürgermeister.

STÄDTISCHE FORSTE.
ORGANISATION.

Im Mai 1945 wurden die städtischen Forste unter eine einheitliche Ver¬
waltung gestellt , der sowohl die Wienerwaldforste als auch die Quell¬
schutzforste im Gebiete der 1. und 2. Hochquellenleitung unterstehen . Das

325



neue Amt führt die Bezeichnung Stadtforstamt ; ihm wurden auch die forst¬
behördlichen Aufgaben der Landes - und Bezirksinspektion für Wien über¬
tragen . Dem städtischen Forstamt unterstanden im Gebiete von Wien 4, seit
1. Juli 1947 3 Forstverwaltungen , und zwar die Forstverwaltungen Lobau-
Mannswörth mit rund 2.200 ha, Lainz mit rund 3.900 ha und Mödling mit
rund 2.200 ha Fläche . Die Forstverwaltung Klosterneuburg wurde mit 1. Juli
1947 aufgelassen , da mit diesem Tag die im Jahre 1943 der Stadt Wien
eingewiesenen rund 2.000 ha Waldgründe durch Beschluß des Gemeinderates
vom 22. Mai 1947 dem Chorherrenstift Klosterneuburg zurückgegeben
wurden . Das städtische Forstrevier Sievering , das der Forstverwaltung
Klosterneuburg unterstellt war , wurde der Forstverwaltung Lainz ange¬
schlossen . In den Quellenschutzgebieten sind folgende Forst Verwaltungen:
Stixenstein mit 3.000 ha, Hirschwang mit 5.400 ha, Naßwald mit 10.200 ha
und Wildalpen mit 6.400 ha. Mit einem Waldbesitz von rund 33.300 ha
gehört die Stadt Wien heute zu den größten Waldbesitzern Österreichs.

Die Liegenschaften der Wiener-Neustädter Militärakademie mit den Revie¬
ren Hinterleiten und Bleibüchse wurden am 3. Dezember 1946 in die treu¬
händige Verwaltung der Stadt Wien übergeben . Dieser Besitz ist 700 ha groß
und besteht zum allergrößten Teil aus Wald . Die Stadt Wien strebte schon
seit langem die Erwerbung dieses Besitzes an, der zum größten Teil inmitten
der städtischen Quellenforste liegt.

WIENERWALDFORSTE.
Die der Stadt Wien gehörenden Wälder in und um Wien sind nicht so

sehr als Ertragswälder anzusehen ; sie dienen der Millionenstadt als Luft¬
reservoir und Klimaschutz und der Wiener Bevölkerung als Ausflugs - und
Erholungsgebiet . Erst nach Erfüllung dieses Wohlfahrtszweckes kommt auch
der Waldnutzung Bedeutung zu. In den vergangenen Jahren der Brennstoff¬
not haben die Wiener städtischen Forste ihr möglichstes geleistet , um die
Wiener Bevölkerung mit Brennholz zu versorgen . Dies war nicht ganz leicht.
Während des Krieges waren den Waldbesitzern größere Holzlieferungen
vorgeschrieben worden . Eingaben an die damaligen Stellen, diese Holz¬
lieferungen herabzusetzen , da es sich im Falle des städtischen Forstbesitzes
nicht um Ertragswälder , sondern um Wohlfahrts - und Schutzwälder handelt,
blieben erfolglos . So wurde während der ganzen Kriegszeit über das zu¬
lässige Maß hinaus geschlägert . Die Not an Brennmaterial und an Nutzholz
zwang die Forstverwaltungen , die Schlägerungen auch weiterhin fortzusetzen,
obgleich es vom forstlichen Standpunkt aus wünschenswert gewesen wäre,
sie einzustellen . Der Wunsch nach einer pfleglichen und vorsichtigen Be¬
wirtschaftung des Waldes schien auch deswegen geboten , weil in den ersten
Nachkriegsjahren ein förmlicher Raubbau getrieben wurde . Die Bemühungen
des städtischen Forstpersonals um eine ordnungs - und planmäßige Schläge¬
rung in den Forsten wurden vereitelt . Die wilden Holzschlägerungen nahmen
enorme Ausmaße an. Bis Ende 1946 wurden im Wiener Gebiet über 4.000
Festmeter Nutzholz wild geschlägert und 11.468 Raummeter bereits gefälltes
Brennholz weggeführt . Die Schlägerungen wurden unsachgemäß ausgeführt,
so daß oft meterhohe Stämme stehen blieben und schwere , oft überhaupt nicht
mehr behebbare waldbauliche Schäden entstanden . Auch die Wiesennutzung
wurde beeinträchtigt . Im Lainzer Tiergarten wurden 3 Försterhäuser und
7 große Heustadel gänzlich demoliert und aus der Hermesvilla Türen , Fenster
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und Fußböden weggebracht . Die Tiergartenmauer wurde während und nach den
Kampfhandlungen an über 300 Stellen durchbrochen und ein Teil der schweren,
hölzernen Eingangstore als Brennholz verwendet . Um zu verhindern , daß bei
der katastrophalen Brennstoffnot nach dem Kriege die Zivilbevölkerung
zu wilden Schlägerungen Zuflucht nehme, hat das Stadtforstamt Brennholz an
Selbstwerber abgegeben und eine entsprechende Zahl an Aufsichts - und
Kontrollorganen eingestellt . Ober Antrag konnten beim Hauptwirtschaftsamt
Brennholzbezugscheine erworben werden , die den Bezugscheininhaber be¬
rechtigten , Holz selbst zu Schlägern. Auf diese Art wurden im Jahre 1945
rund 50.000, im Jahre 1946 rund 36.600 und im Jahre 1947 34.100 Raum¬
meter Brennholz aus den städtischen Forsten bezogen. Die 3 städtischen
Forstverwaltungen Wiens gaben überdies Klaubholzscheine aus , die dazu
berechtigten , Klaubholz in den Wäldern zu sammeln, und zwar im Jahre
1945 rund 180.000, im Jahre 1946 rund 45.000 und im Jahre 1947 52.500.
Von den amerikanischen Besatzungstruppen wurden in den städtischen
Wäldern rund 10.000 Raummeter Brennholz geschlägert und auf die Wiener
Lagerplätze geführt . Die städtischen Forstverwaltungen in Wien haben jedoch
auch in Eigenregie sowohl Nutz- als auch Brennholz geschlägert , worüber
die folgenden Zahlen Aufschluß geben:

1945 1946 1947

Nutzholz , Festmeter . 4.500 4.000 5.100
Brennholz , Raummeter . . . . 8 .400 17.000 22.000

Das Nutzholz wurde an städtische Betriebe abgegeben oder an aufbau-
und lebenswichtige Privatbetriebe gegen Holzeinkaufscheine verkauft . Um
der eigenen Stadtverwaltung Schnittholz zuzuführen , wurde bei diesen Ver¬
käufen das Einvernehmen mit der städtischen Baustoffbeschaffung hergestellt.
Das in Eigenregie geschlägerte Brennholz wurde an Großhändler gleichfalls
gegen Einkaufscheine verkauft , wobei sich die Käufer verpflichten mußten,
60% der gekauften Holzmenge an das Beschaffungsamt der Stadt Wien
zu liefern ; bei Abgaben vom Stock waren 30% dem Beschaffungsamt an¬
zubieten.

Die Grasnutzungen von den Wiesen im Lainzer Tiergarten und in der
Lobau wurden an Groß - und Kleinviehhalter vergeben . Die für den Eigen¬
bedarf notwendigen Mengen wurden zurückgehalten . Infolge der lang an¬
dauernden Trockenheit konnte im Jahre 1947 nur ein Hektarertrag von 700 kg
Heu erzielt werden.

Der Lainzer Tiergarten ist seit 1946 von April bis Oktober gegen Ent¬
richtung einer Eintrittsgebühr für den allgemeinen Besuch geöffnet.

QUELLENSCHUTZFORSTE.

Die Forste in den Hochquellengebieten dienen in erster Linie dem Schutz
der Quellen. Die Bewirtschaftung der Quellenschutzforste richtet sich daher
weniger auf möglichst hohe Holzerlöse als auf die Erhaltung der Ergiebigkeit
und Reinheit der der Wasserversorgung dienenden Quellen . Demgemäß
wurden die Quellenschutzforste seit jeher streng konservativ bewirtschaftet.
Die erhöhten Abholzungen im Kriege und die wilden Schlägerungen nachher
waren dem Widmungszweck der Quellenschutzforste abträglich . Im Revier
Stixenstein wurde Holz in großem Umfange wild geschlägert , in Naßwald
und Hirschwang wurde das dort gelagerte Holz in großen Mengen ohne
Entgelt weggeführt . 1.275 Festmeter Nutzholz und 1.520 Raummeter Brenn-
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holz wurden ohne Entgelt wegbefördert . Das Sägewerk Hirschwang hatte im
Jahre 1945 umfangreiche Aufträge der Besatzungsmacht durchführen müssen.

Durch deutsche und andere Truppen sowie durch Zivilpersonen sind die
meisten Unterkunftshütten für den Forst - und Jagddienst schwer in Mit¬
leidenschaft gezogen worden . Der größere Teil des Inventars dieser Hütten
ging verloren , darunter auch das Inventar der im Jahre 1936 mit hohem
Kostenaufwand errichteten Kuhschneeberghütte . Von den Hütten im Gebiet
von Naßwald wurden bereits im März 1945 wertvolle Inventargegenstände
zu Tal gebracht , wodurch sich der Schaden etwas verminderte.

Doch haben in diesem Gebiet umfangreiche Windwürfe Schäden anderer
Art hervorgerufen . Da die Forstarbeiter es nicht wagten , bei der •allge¬
meinen Unsicherheit ihre Wohnungen und Familienangehörigen zu verlassen,
konnte im Sommer 1945 nur ein geringer Teil dieser Windwürfe aufgearbeitet
werden . Die Folge war , daß die Windwürfe von Borkenkäfern befallen
wurden . Das warme Wetter im Frühjahr und Sommer 1945 und 1946
förderte die weitere Vermehrung des Borkenkäfers und nur mit großen
Anstrengungen war es gelungen , noch Schlimmeres zu verhüten . Ebenso
begünstigte das abnorm warme , niederschlagsarme Wetter die Verbreitung
des Nonnenfalters . Im Gebiet von Weichselboden wurden im Jahre 1946 rund
30 ha Waldfläche von diesem Schädling befallen, was die Schlägerung von
rund 13.000 Festmeter Holz notwendig machte . Diese Nachtfalter traten in
solcher Häufigkeit auf , daß sie im Sommer 1946 selbst bei hellem Sonnen¬
schein ausschwärmten . Mit dem Leiter des Institutes für Forstentomologie an
der Hochschule für Bodenkultur in Wien Dozent Dr . Kurir wurde ein Be¬
kämpfungsplan ausgearbeitet . Im städtischen Waldgebiet wurden durch die
Nonnentachine parasitierte Puppen ausgelegt . Im folgenden Sommer war ein
bedeutendes Auftreten der Tachinen sowie der Polyederkrankheit bei den
Raupen des Nonnenfalters festzustellen .Durch diese Infizierung der Nonnen¬
raupen konnte die weitere Verbreitung dieses Schädlings eingedämmt werden.
Bereits im Sommer 1947 war kein Falterflug mehr zu beobachten.

Die Aufarbeitung der Käfer - und Nonnenhölzer erforderte einen über die
Norm hinausgehenden Arbeitsaufwand . Damit im Zusammenhang stand ein
im Verhältnis zur aufgebrachten Holzmenge höherer Lohnaufwand . Die ab
1. April 1946 wirksam gewordene 74%ige Lohnerhöhung der Forstarbeiter
bewirkte gleichfalls eine Erhöhung der Kosten . Der Gesamtarbeitserfolg war
außerdem durch die von April bis September 1945 ruhende Arbeit in den
niederösterreichischen Forstrevieren und durch die mangelhafte Ernährung
der Forstarbeiter ungünstig beeinflußt worden. Es wurden erzeugt im Forst¬
wirtschaftsjahr:

Nutzholz (Festmeter ) Brennholz (Raummeter)
1945/46 . 13.599 11.764
1946/47 . 14.374 12.700

Das Sägewerk Hirschwang erhielt im Jahre 1946 eine Säge- und Hobel-
späneabsaugvorrichtung samt Silo sowie ein zweites Gatter und andere
moderne Maschinen.

Über die Jagd in den städtischen Eigenjagdrevieren und gemeinschaft¬
lichen Jagdbezirken sowie über die städtischen Fischerei -, Eigen - und Pacht-
.reviere wird in dem Kapitel „Jagd und Fischerei “, S. 432 ff, berichtet.
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